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Editorial

Online-Version:

Liebe Leserinnen und Leser, 

Über zehn Jahre lang habe ich «prison-info» als Redaktionsleiter begleitet – eine interessante 
und abwechslungsreiche Periode, für ein Magazin, das sich mit dem Straf- und Massnah-
menvollzug beschäftigt. Nun geht meine Zeit im Bundesamt für Justiz zu Ende. Ich werde 
pensioniert, gebe die Leitung des Fachbereichs Straf- und Massnahmenvollzug ab und ziehe 
mich auch von «prison-info» zurück.
Unser Magazin, daran möchte ich an dieser Stelle erinnern, ist das einzige gedruckte 
Periodikum des Bundesamts für Justiz. «prison-info» hat 2016 das «info bulletin» abgelöst, 
mit dem das BJ bis anhin seinen gesetzlichen Informationsauftrag wahrgenommen hatte. 
Ich durfte die neue Publikation von Anfang an begleiten und kann nicht ohne etwas Stolz 
sagen: Es ist uns gelungen, die Qualität kontinuierlich zu steigern. «prison-info» ist heute 
ein professionell gemachtes Magazin, das sich zwar an Fachleute richtet, aber auch seinen 
Anspruch einlöst, bei Laien Interesse für Themen des Straf- und Massnahmenvollzugs zu 
wecken. «prison-info» bedient eine thematische Nische, doch in dieser haben wir eine treue 
Gemeinde von Leserinnen und Lesern gefunden. Grund dafür ist, davon bin ich überzeugt, 
dass wir relevante Informationen und interessanten Lesestoff bieten.
Die Auswahl unserer inhaltlichen Schwerpunkte liefert einen guten Überblick über Themen, 
die den Schweizer Strafvollzug in den vergangenen Jahren beschäftigt haben: von «Verwah-
rung» über «Umgang mit psychisch Kranken» bis zu «Angehörigenarbeit», «Ältere Menschen 
im Vollzug» und «Arbeitsplatz Gefängnis». Eine Liste, die sich beliebig verlängern liesse. 
«prison-info» zeigt immer wieder, dass der Straf- und Massnahmenvollzug eine Verbundauf-
gabe ist. Die Kompetenz dafür liegt bei den Kantonen, aber der Bund unterstützt sie in ihrer 
Arbeit finanziell. Ein System, das sich bewährt hat. Zu den Aufgaben des Bundes gehört auch 
die Wissensvermittlung – «prison-info» ist Teil dieser Anstrengungen.
An dieser Stelle möchte ich mich bei den Chefredaktoren von «prison-info» bedanken, die das 
Magazin zu dem gemacht haben, was es heute ist. Es sind dies Folco Galli, Nicola Gattlen und 
Kaspar Meuli.
Meine Aufgaben im Bundesamt für Justiz wird Thomas Sutter übernehmen. Mehr zu seiner 
Person lesen Sie in der Rubrik Panorama – ich wünsche ihm viel Erfolg. Auch über meine 
neue Aufgabe erfahren Sie hinten in diesem Heft mehr: Ich werde die Schweiz künftig im 
Europäischen Komitee zur Verhütung von Folter (CPT) vertreten.
Nun bleibt mir nur noch, mich von Ihnen zu verabschieden und Ihnen weiterhin viele Denk-
anstösse bei der Lektüre von «prison-info» zu wünschen. 

Ronald Gramigna,  
Redaktionsleiter prison-info
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Fokus: Jugend und Justiz

Jugendstrafrecht und Vollzug 
Probleme und Lösungsansätze

Das Schweizer Jugendstrafrecht hat sich bewährt. Doch beim Vollzug gibt 
es neue Herausforderungen. In unserem Fokusthema «Jugend und Justiz» 
beleuchten wir die Probleme, mit denen die Vollzugseinrichtungen konfron-
tiert sind, und diskutieren Lösungsansätze. 

Nicola Gattlen, Kaspar Meuli 

Die Arbeit im Jugendsanktionenvollzug war immer 
schon anspruchsvoll und wird nun noch schwieriger. 
André Wyssenbach, Leiter der Viktoria-Stiftung in Ri-
chigen, eine auf Massnahmenvollzug im Jugendbe-
reich spezialisierte Einrichtung, beobachtet eine Zu-
nahme bei der Klientel mit schwierigen Problemen. 
«Nicht die Art der begangenen Taten oder Delikte 
an sich hat sich verschlimmert», sagt er, «was sich 
verändert hat, ist, dass viele Jugendliche gleichzeitig 
mit mehreren Belastungen konfrontiert sind.» Auch 
andere Einrichtungen machen solche Erfahrungen. 
Einige Jugendeinrichtungen mussten jüngst ihre 
Sicherheitskonzepte anpassen, Sicherheitsleute 
einstellen und die geschlossenen Plätze ausbauen. 

Vollzug der Massnahmen wird anspruchsvoller
Sowohl vonseiten der Einrichtungen als auch der 
einweisenden Behörden wird der Vollzug der Mass-
nahmen als immer anspruchsvoller beurteilt. Ins-
besondere die wachsende Anzahl an schwer trau-
matisierten Jugendlichen sowie an Klientinnen und 
Klienten, die teils mehrere psychische Erkrankungen 
aufweisen, ist eine grosse Herausforderung. Es 
mangelt an spezifischen pädagogischen und thera-
peutischen Angeboten. Hinzu kommt eine Versor-
gungslücke bei den geschlossenen Unterbringungen, 
insbesondere für Mädchen. Der Fachkräftemangel 
in der psychiatrischen Versorgung verschärft die 
Situation: Selbst wenn neue Angebote geschaffen 
würden, ist ungewiss, ob die benötigten Fachkräfte 
zur Verfügung stünden. 

Kantone wollen Angebotsplanung verbessern
Für die Planung neuer Angebote sind die Kantone 
zuständig, der Bund unterstützt Erziehungseinrich-
tungen und Massnahmenzentren mit Betriebs- und 
Baubeiträgen. Neue Angebote sind allerdings teuer 
und werden meist kantonsübergreifend konzipiert. 
Dies hindert einzelne Kantone daran, den Aufbau 
und die Grundfinanzierung zu übernehmen. Denn 
die Hauptlast fällt in der Regel auf den Standortkan-

«Nicht die Art 
der begangenen 
Taten oder  
Delikte an sich 
hat sich ver-
schlimmert, 
was sich verän-
dert hat, ist, dass 
viele Jugendliche 
gleichzeitig mit 
mehreren  
Belastungen kon-
frontiert sind.» 
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Der Vollzug der Massnahmen 
wird immer anspruchsvoller. Hier 

eine Aufnahme aus dem Mass-
nahmenzentrum Arxhof (BL); 

sie stammt aus dem Jahr 2008.
Foto: KEYSTONE
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Fokus: Jugend und Justiz

ton. Zur Stärkung der interkantonalen Zusammen-
arbeit hat die Konferenz der Kantonalen Justiz- und 
Polizeidirektorinnen und -direktoren (KKJPD) nun 
eine interkantonale Fachkonferenz der Jugendstraf-
behörden ins Leben gerufen (siehe Seite 21). Diese soll 
die Angebotsplanung optimieren, Entwicklungen 
beobachten und best practices fördern. 

Neue Behandlungsansätze
Auch das Bundesamt für Justiz unterstützt die 
Entwicklung und Erprobung neuer Behandlungs-
ansätze. Im Bereich der Minderjährigen wurden in 
den letzten Jahren beispielsweise die Modellver-
suche «ThePaS» und «Traumapädagogik» durch-
geführt. Bei «ThePaS» ging es um die Wirksamkeit 
eines kognitiv-verhaltenstherapeutischen und se-
xualtherapeutischen Interventionsprogramms für 
jugendliche Sexual- und Gewaltstraftäter, bei der 
«Traumapädagogik» um die Einführung von trau-

mapädagogischen Konzepten in der stationären 
Kinder- und Jugendhilfe. Mit «E-Start Now» (siehe 
Seite 32) wurde eine App zur Emotionsregulation 
entwickelt und in Erziehungseinrichtungen getestet.

Erfolgreiche Mediationen – Freiburg machts vor
Ein best practice-Beispiel aus der Jugendstrafrechts-
pflege stellen wir in einem Artikel auf Seite 14 vor. 
2004 richtete der Kanton Freiburg ein Büro für Me-
diation ein und avancierte damit zu einem interna-
tionalen Vorreiter der Restaurativen Justiz. Rund 8 
Prozent aller Jugendstrafsachen können in Freiburg 
mit einer erfolgreichen Mediation beigelegt wer-
den – deutlich mehr als in allen anderen Kantonen. 
Der Erfolg basiert auf der Institutionalisierung des 
Verfahrens: Die Betroffenen, so erzählte man uns in 
Freiburg, hätten mehr Vertrauen in eine amtliche 
Stelle als in private Mediatorinnen und Mediatoren. 
Und die Jugendgerichte wüssten, mit wem sie es zu 
tun haben und kennen die Abläufe. 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zunehmend 
unter Druck
In den vergangenen Jahren haben Gewaltvorfälle 
in Jugendinstitutionen vermehrt Schlagzeilen ge-
macht – Mitarbeitende wurden tätlich angegriffen 
und zum Teil so schwer verletzt, dass sie ins Spital 
eingewiesen werden mussten. Die Vorfälle lösten 
nicht zuletzt bei den Angehörigen von Mitarbei-
tenden Ängste aus. Sie setzten ihre Liebsten unter 
Druck, sich eine andere Stelle zu suchen. Wie unsere 
Umfrage bei verschiedenen Jugendinstitutionen 
zeigt, handelt es sich bei diesen Ereignissen, der 
gestiegen Gewaltbereitschaft zum Trotz, nach wie 
vor um tragische Einzelfälle (siehe Seite 24). Nach 
Einschätzung aller befragten Gesprächspartne-
rinnen und -partner sollten man sie im Gesamt-
kontext sehen und nicht überbewerten. Solche 
Vorfälle können sich immer und überall zutragen, 
denn Nullrisiko bleibt auch im Jugendsanktionen-
vollzug eine Utopie.

Die Vollzugsarbeit entwickelt sich laufend 
weiter
Apropos Utopien: In einem Artikel mit dem Titel 
«Das Jugendschiff ist gestrandet» (siehe Seite 28) 
befassen wir uns mit einer experimentierfreudigen 
Zeit im Jugendvollzug und ihrem Erbe. Fazit dieses 
Blicks zurück in die jüngere Schweizer Vergangen-
heit: Die Zeit der Abenteuer mag zwar vorbei sein, 
die Experimente sind zum Teil gescheitert, doch 
umsonst waren sie nicht. Aspekte in der Arbeit mit 
straffälligen Jugendlichen, die zuerst im Kontext 
der 1970er und -80er Jahre ausprobiert wurden wie 
etwa die psychotherapeutische Betreuung, sind im 
Schweizer Vollzug heute verbreitet. 

Das Bundesamt 
für Justiz unter-
stützt die Ent-
wicklung und  
Erprobung neuer 
Behandlungsan-
sätze.

Bei den geschlossenen Unterbringun-
gen fehlt es an Plätzen, insbesondere 
für Mädchen. Die Aufnahme zeigt eine 
Szene aus der Viktoria-Stiftung Richi-
gen (BE). Foto: Peter Schulthess, 2025
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In Schweizer Institutionen sind Instrumente wie die 
psychotherapeutische Betreuung von straffälligen 
Jugendlichen weit verbreitet. Die Aufnahme zeigt 
das Jugendheim Aarburg.  Foto: Peter Schulthess, 2017
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Wie funktioniert unser 
Jugendstrafrecht? 
Das Jugendstrafrecht in der öffentlichen Debatte und im Ländervergleich

Das Schweizer Jugendstrafrecht gilt international als wegweisend. Innen-
politisch aber steht es unter Druck. Die Grundpfeiler dieses Rechts, seine viel-
fältigen, kombinierbaren Sanktionsmöglichkeiten und die hohe Wirksamkeit 
sind in der Öffentlichkeit noch zu wenig bekannt.  

Nicola Gattlen

In den letzten zwei Jahren schockierten zwei ausser-
gewöhnliche Fälle von Jugendgewalt viele Menschen: 
Am 2. März 2024 hat ein 15-jähriger Jugendlicher in 
Zürich mutmasslich einen jüdisch-orthodoxen Mann 
mit einem Messer angegriffen und schwer verletzt. 
Vierzehn Monate später sticht mutmasslich ein 14-jäh-
riges Mädchen in einem Waldstück in Berikon mit 
einem Messer auf ihre Freundin ein, die später ihren 
Verletzungen erliegt. In beiden Fällen rückte das Ju-
gendstrafrecht. Der zum Tatzeitpunkt 15-jährige Täter 
aus Zürich müsse mit maximal 12 Monaten Gefängnis 
rechnen, schrieben die Medien; das 14-jährige Mädchen 
komme mit 10 Tagen gemeinnütziger Arbeit davon. 

Erziehung steht im Vordergrund
Auf den ersten Blick erscheinen diese Strafen unan-
gemessen, insbesondere für die Opfer bzw. ihre Hin-
terbliebenen. Tatsächlich ist das Jungendstrafrecht 
erklärungsbedürftig, weil es ganz anders ausgerichtet 
ist als das Erwachsenenstrafrecht. Nicht die Strafe 
oder Vergeltung stehen im Vordergrund, sondern 
die Erziehung, der Schutz der Jugendlichen und ihre 
Integration. Aus der Neurowissenschaft weiss man, 
dass die Entwicklung des Gehirns des Menschen erst 
mit etwa 25 Jahren weitgehend abgeschlossen ist. In 
ihrem Verhalten, ihrer Persönlichkeit und ihren Ein-
stellungen sind Jugendliche also noch nicht gefestigt. 
Mit erzieherischen Massnahmen und der Stabilisie-
rung der Lebensverhältnisse lässt sich viel bewirken. 
Das dient schliesslich dem Schutz der Gesellschaft 
und der Verhinderung weiterer Opfer. 

Die im Jahr 2012 im Auftrag des Bundesamtes für 
Justiz durchgeführte Evaluation des 2007 in Kraft ge-
tretenen Bundesgesetzes über das Jugendstrafrecht 
(JStG) beurteilte dieses generell als wirksam. «Diese 
Einschätzung wird von den Akteurinnen und Akteuren 
der Jugendstrafrechtspflege auch heute noch geteilt», 
resümmiert ein aktueller Bericht des Bundesrats in 

Erfüllung des Postulats Engler (23.3205). Die Schweiz 
verfügt aus Sicht des Bundesrats mit dem Schweize-
rischen Jugendstrafgesetz «über ein sehr taugliches 
Instrument». Einen gesetzgeberischen Handlungs-
bedarf sieht der Bundesrat nicht.   

Verschärfungen im Jugendstrafrecht
Das Parlament hat das Jugendstrafrecht kürzlich 
bereits verschärft: Im Juni 2024 beschloss es, dass 
junge Erwachsene, die zwischen dem 16. und 18. 
Lebensjahr einen Mord begangen haben, nach Voll-
endung des 18. Lebensjahrs und im Anschluss an die 
jugendstrafrechtliche Sanktion verwahrt werden 
können, sofern eine ernsthafte Rückfallgefahr für 
einen Mord besteht. Nun diskutiert das Parlament 
über weitere Verschärfungen: Im Mai 2025 stimmte 
der Nationalrat mit hauchdünner Mehrheit (95/94) 
einer Motion (Fehr Düsel, 24.3115) zu, die fordert, dass 
bei schweren Verbrechen künftig unbedingte Strafen 
gegen Jugendliche ausgesprochen werden können. 
Der maximal mögliche Freiheitsentzug für 16- bis 
17-jährige Straftäter soll von vier auf sechs Jahre und 
jener für 15-jährige Straftäter auf zwei Jahre erhöht 
werden. Besonders schwere Straftaten sollen künftig 
nach dem Erwachsenenstrafrecht beurteilt werden. 

Patrik Killer, Präsident der Schweizerischen Ver-
einigung der Jugendstrafrechtspflege und Leiter der 
Jugendanwaltschaft in Zürich, sieht diese Verschär-
fung kritisch. «Höhere Strafmasse wirken nicht ab-
schreckend», erklärte er im Blick und in der NZZ. «Viele 
schwere Taten werden von Ersttätern begangen, oft 
im Rahmen von schweren Belastungssituationen. Wir 
müssen früher ansetzen, mit Prävention, Therapie 
und sozialer Betreuung.» 

Experten weisen auch darauf hin, dass das Schwei-
zer Jugendstrafrecht gar nicht so milde ist wie es – oft 
mit Verweis auf die «härteren» Nachbarsländer – dar-
gestellt wird. Marcel Riesen-Kupper, der bis März 2024 

«Höhere Straf-
masse wirken 
nicht abschre-
ckend. Viele 
schwere Straf- 
taten werden 
von Ersttätern  
begangen, oft  
im Rahmen 
von schweren 
Belastungs- 
situationen.»
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die Zürcher Jugendanwaltschaften leitete, erklärte 
in einem Interview mit prison info (1/24): «Länder 
wie Deutschland oder Österreich führen in ihrem 
Jugendstrafrecht zwar deutlich längere Haftstrafen 
auf, ihre Mittel aber für den Einsatz und die Umset-
zung von Schutz- und Erziehungsmassnahmen sind 
eingeschränkter. Das hat zur Folge, dass die Jugend-
lichen ihre Strafen in vielen Fällen bloss ‚absitzen‘.» 
In der Schweiz kämen sie nicht so einfach davon, sagt 
Marcel Riesen-Kupper. Hier müssten sie an ihren per-
sönlichen Defiziten arbeiten und Ziele erreichen, die 
man zusammen vereinbart habe. Die angeordneten 
Schutzmassnahmen sind unbefristet und können bis 
zum vollendeten 25. Lebensjahr auferlegt werden. 
Möglich ist auch eine jahrelange Unterbringung in 
einer geschlossenen Einrichtung.

Junge Erwachsene und die Reife-Frage  
Patrik Killer weist noch auf einen weiteren Aspekt 
hin: «Verglichen mit benachbarten Ländern wie Ös-
terreich oder Deutschland ist unser Jugendstrafrecht 
speziell bei den 10- bis 14-Jährigen strenger: In der 
Schweiz ist man bereits ab 10 Jahren strafmündig.» 
Und dieses Konzept sei erfolgreich, erklärt Killer. Pro 
Kopf komme es in der Schweiz zu deutlich weniger 
schweren Straftaten von Jugendlichen unter 15 Jahren.

Anders ist die Situation bei den jungen Erwachse-
nen: In der Schweiz werden diese nach dem Erwachse-
nenstrafrecht beurteilt, während deutsche Gerichte 
das Jugendstrafrecht auch auf 18- bis 20-jährige Straf-
täterinnen und Straftäter anwenden können. Dabei 
wird insbesondere geprüft, ob der junge Erwachsene 
von seinem Reifezustand zur Tatzeit im Hinblick auf 
die konkrete Tat noch einem Jugendlichen gleich-
zustellen war oder ob die Tat nach der Art, den Um-
ständen oder Beweggründen als «Jugendverfehlung» 
einzustufen ist. In der Praxis wird die Alterskategorie 
der 18- bis 20-Jährigen in Deutschland in zwei von drei 
Fällen nach Jugendstrafrecht beurteilt, bei schweren 
Straftaten liegt die Quote gar bei 90 Prozent. 

«Lange Zeit galt Deutschland in Europa als Vor-
reiter im strafrechtlichen Umgang mit jungen Er-
wachsenen», schreibt Roland Hefendehl, Professor 
für Kriminologie an der Albert-Ludwigs-Universität 
Freiburg. Deutlich werde dies, wenn man einen Blick 
in die Empfehlung des Europarates aus dem Jahr 2003 
werfe. Darin heisst es: «Um der Verlängerung der 
Übergangszeit zum Erwachsenenalter Rechnung zu 
tragen, sollte es möglich sein, dass junge Erwachsene 
unter 21 Jahren wie Jugendliche behandelt werden und 
die gleichen Massnahmen auf sie angewandt werden, 
wenn der Richter der Meinung ist, dass sie noch nicht 

Nicht die Strafe oder Vergeltung 
stehen im Vordergrund, sondern die 
Erziehung, der Schutz der Jugend-
lichen und ihre Integration. Hier 
ein Bild aus der Metallwerkstatt im 
Massnahmenzentrum Arxhof (BL).
Foto: KEYSTONE
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so reif und verantwortlich für ihre Taten sind wie (rei-
fe) Erwachsene.» Mittlerweile seien andere Länder 
weiter, meint Hefendehl: In den Niederlanden etwa 
habe man die Anwendung des Jugendstrafrechts 
aufgrund neuer entwicklungspsychologischer und 
neurowissenschaftlicher Befunde bis zur Vollendung 
des 23. Lebensjahres ausgeweitet.  

Art. 61 wird immer seltener angewendet
Das Schweizer Strafgesetzbuch führt mit Art. 61 eine 
Sonderregel für 18- bis 25-Jährige auf, die eine erheb-
liche Persönlichkeitsentwicklungsstörung aufweisen 
und in diesem Zusammenhang straffällig wurden. Die 
Gerichte können in diesem Fall eine Massnahme für 
junge Erwachsene anordnen. Durch sozialpädagogi-
sche und therapeutische Begleitung in einer speziali-
sierten Einrichtung – getrennt von älteren Erwachse-
nen – sollen die Sozial- und Ausbildungskompetenzen 
der jungen Straffälligen gefördert werden. Allerdings 
wird die Massnahme immer seltener angewendet. 

Die Juristin Jeanne Schroeter ist in ihrer Disser-
tation den Gründen für diese Entwicklung nachge-
gangen. Sie erklärt: «Die Massnahme nach Artikel 
61 ist heute nicht mehr so bekannt und die Recht-
sprechung dazu unklar. Zudem sind die Zugangs-
bedingungen streng und die Wartezeiten für eine 
Unterbringung – in der Westschweiz – extrem lang.» 
Jeanne Schroeter stellt fest, dass die Persönlichkeits-
entwicklungsstörung nicht so einfach von der psy-
chischen Störung nach Artikel 59 StGB abzugrenzen 
sei und oft fälschlicherweise die Massnahme 59 an-
geordnet werde. Dann bekomme der junge, in seiner 
Persönlichkeitsentwicklung gestörte Straftäter zwar 
eine psychiatrisch-therapeutische Behandlung, die 
nötige sozialpädagogische Unterstützung und die 
berufliche Aus- oder Weiterbildung blieben ihm 
aber verwehrt. «Die rückläufige Tendenz bei den 
Massnahmen nach Art. 61 sind kein gutes Zeichen», 
sagt Jeanne Schroeter, «es gibt hier ganz klar Hand-
lungsbedarf».  

Das Schweizer Jugendstrafrecht  
Seit 2007 ist das Jugendstrafrecht in einem eigenen Gesetz geregelt: dem 
Jugendstrafgesetz (JStG). Es gilt für Jugendliche im Alter von 10 bis 18 Jahren 
und unterscheidet sich deutlich vom Erwachsenenstrafrecht. Im Vordergrund 
stehen spezialpräventive Zwecke: Junge Straftäterinnen und -täter sollen durch 
altersgemässe Strafen sowie erzieherische und therapeutische Massnahmen von 
weiteren Delikten abgehalten werden. Diese Sanktionen werden vorwiegend nach 
den persönlichen Bedürfnissen des Kindes beziehungsweise des Jugendlichen 
bestimmt und nicht nach der Schwere der Straftat. 

Strafen  
	• Verweis: Ein Verweis wird erteilt, wenn dies voraussichtlich genügt, um 

die Jugendliche oder den Jugendlichen von weiteren Straftaten abzu-
halten. Er kann mit einer Probezeit verbunden werden.

	• Persönliche Leistung: Die Jugendlichen können zu einer persönlichen 
Leistung in Form von unentgeltlicher Arbeit oder zur Teilnahme an Kursen 
oder ähnlichen Veranstaltungen verpflichtet werden. Die persönliche 
Leistung dauert grundsätzlich höchstens zehn Tage. Bei Jugendlichen, 
die zur Zeit der Tat das 15. Altersjahr vollendet und ein Vergehen oder ein 
Verbrechen begangen haben, beträgt die Dauer maximal drei Monate.

	• Busse: Jugendliche, die zur Zeit der Tat das 15. Altersjahr vollendet haben, 
können mit einer Busse von maximal CHF 2’000 bestraft werden. Diese 
wird unter Berücksichtigung der persönlichen Verhältnisse festgelegt. 
Sie kann auf Gesuch hin in persönliche Leistung oder bei Nichtbezahlung 
innert der gesetzten Frist in Freiheitsentzug umgewandelt werden. 

	• Freiheitsentzug: Jugendliche, die nach Vollendung des 15. Altersjahres ein 
Verbrechen oder Vergehen begangen haben, können mit Freiheitsentzug 
bis zu einem Jahr bestraft werden. Hat die oder der Jugendliche zur 
Zeit der Tat das 16. Altersjahr vollendet und eine besonders schwere Tat 
begangen, so wird sie/er mit Freiheitsentzug bis zu vier Jahren bestraft. 
Ein Freiheitsentzug bis zu drei Monaten kann auf Gesuch in eine persön-
liche Leistung von gleicher Dauer umgewandelt werden. Während des 

Freiheitsentzugs können die Jugendlichen die Schule besuchen oder eine 
Berufsausbildung absolvieren.

Schutzmassnahmen
Zusätzlich zur Strafe können bis zum 25. Lebensjahr auch Schutzmassnahmen 
angeordnet werden – etwa Betreuung, Therapie oder (offene/geschlossene) 
Unterbringung in einem Heim bzw. einem Massnahmenzentrum. Die Schutz-
massnahmen sind nicht an das Alter der Täterin oder des Täters gekoppelt. Sie 
werden angeordnet, wenn ein Jugendlicher eine mit Strafe bedrohte Tat begangen 
hat und die Abklärung ergibt, dass eine besondere erzieherische Betreuung oder 
therapeutische Behandlung nötig ist. Wenn eine Unterbringung abgebrochen 
werden muss, beispielsweise aufgrund einer «Massnahmenresistenz», kann 
eine Freiheitsstrafe angeordnet werden. Seit 2015 können Jugendliche zudem 
mit Tätigkeits-, Kontakt- oder Rayonverboten belegt werden. Beim Vollzug der 
Massnahmen muss sichergestellt sein, dass die oder der Jugendliche angemessen 
unterrichtet und ausgebildet wird. 
In der Regel wird zunächst die Schutzmassnahme und danach, wenn noch 
nötig, die Strafe vollzogen. Bei Vorliegen bestimmter Strafbefreiungsgründe 
kann von dieser zusätzlichen Strafe abgesehen werden. 

Das JStG ermöglicht es, nicht nur Schutzmassnahmen und Strafen mit-
einander, sondern auch untereinander zu kombinieren. Die Flexibilität des 
Jugendstrafrechts erlaubt somit eine Vielzahl von Sanktionsmöglichkeiten.

Mediationen
Im Unterschied zum Erwachsenenstrafrecht sieht das Jugendstrafrecht die 
Möglichkeit der Mediation vor (siehe Seite 14). Die Grundidee ist, dass die 
Beteiligten ihren Konflikt, der im Zusammenhang mit der Straftat steht, mit 
Unterstützung einer neutralen Mediationsperson selbst regeln. Die Teilnahme 
im Mediationsverfahren beruht auf der Freiwilligkeit aller Beteiligten. Die 
Untersuchungsbehörden und Gerichte können ein Verfahren zugunsten der 
Mediation sistieren und dieses bei Gelingen einstellen. 
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«Ein Jugendrichter ist auch 
Schutzbeauftragter»
Ein Leben im Zeichen der Jugendjustiz und der Rechte des Kindes

Jean Zermatten hat sich auf nationaler und globaler Ebene tatkräftig für 
Kinder und Jugendliche eingesetzt. Im Interview blickt er auf seine Anfänge als 
Jugendrichter im Wallis zurück und erklärt, warum Kinder besonderen Schutz 
bedürfen.  

Interview: Patricia Meylan

prison-info: Sie verwenden nicht gern den Begriff 
«jugendliche Straftäter». Weshalb?
Jean Zermatten: Ich finde diesen Ausdruck unange-
messen. In den meisten Fällen begeht ein Jugendlicher 
nur einmal ein Vergehen, oft handelt es sich dabei 
nur um eine leichte Verfehlung. Er hat dann zwar 
eine «strafbare Tat» begangen, das ist richtig, trotz-
dem kann er nicht einfach als «Straftäter» bezeichnet 
werden. Ich spreche lieber von Kindern oder Jugend-
lichen, die mit dem Gesetz in Konflikt geraten sind.

Wollten Sie bereits als Kind Jugendrichter werden?
Das kann ich leider nicht bestätigen (lacht). Weder 
als Kind noch als Erwachsener hätte ich mir jemals 
erträumt, Jugendrichter zu sein. Ich wollte immer 
Journalist oder Diplomat werden. Im Anschluss an 
mein Rechtsstudium an der Universität Freiburg 
schrieb ich mich an der Philosophischen Fakultät ein. 
Um dieses zweite Studium zu finanzieren, nahm ich 
eine 50%-Stelle beim Jugendgericht des Kantons Frei-
burg an. Dort fing alles an. 

Der Walliser Jurist und langjährige 
Jugendrichter Jean Zermatten hat die 
Entwickelung der Kinderrechte auf 
nationaler und internationaler Ebene 
massgeblich vorangetrieben.
Foto: Le Nouvelliste, Sabine Papilloud
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Zuerst Gerichtsschreiber, dann Richter – es schien 
Ihnen in Freiburg zu gefallen. Dennoch sind Sie 
in Ihre Walliser Heimat zurückgekehrt, um dort 
Schlüssel entgegenzunehmen…
Genau. Am 1. September 1980 empfing ich die 
Schlüssel zu einer leeren Wohnung in Sitten. Darin 
gab es keinen Stuhl, keinen Stift, rein gar nichts. Das 
war das allererste Jugendgericht im Wallis. Alles 
musste komplett neu aufgebaut werden. Man muss 
bedenken, dass das Kinderschutzsystem damals im 
Wallis auf einer veralteten, politisierten und wenig 
professionellen Grundlage beruhte. Es dauerte nicht 
lange, bis mein Kollege, Richter André Karlen, und 
ich in die verschiedensten auf menschlicher, sozialer 
und rechtlicher Ebene höchst komplexen Situatio-
nen verwickelt waren. 

Was trieb Sie dazu an, 33 Jahre im Jugendstrafbe-
reich zu arbeiten?
Während meines Studiums fand ich Rechtswissen-
schaft langweilig. Doch bei meiner Tätigkeit als Ju-
gendrichter änderte sich dies auf ausserordentliche 
Weise: In der Praxis erstrahlte die Theorie in ganz 
neuem Glanz, besonders wenn es um den Schutz, 
die Erziehung, die Begleitung und die Unterstüt-
zung von Kindern ging. Natürlich hat das Jugend-
strafrecht seine strafrechtliche Seite, sieht es doch 
eine Reihe von Strafen vor. Der Schwerpunkt wird 
jedoch auf die Schutzmassnahmen gelegt. Somit 
ist ein Jugendrichter auch ein Schutzbeauftragter.

1995 gründeten Sie das Internationale Institut der 
Kinderrechte. Was war der Auslöser?
Als die Vereinten Nationen das Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes verabschiedeten, war mir 
klar, dass sich dieses auf die Jugendjustiz auswir-
ken würde. Erst war ich skeptisch, doch die Lektüre 
des Übereinkommens war eine Offenbarung: Zum 
ersten Mal seit Menschengedenken wurden Kinder 
per Gesetz als Personen mit Menschenrechten be-
trachtet. Um diese Rechte durchzusetzen, mussten 
sie jedoch bekannt gemacht und erklärt werden. Zu 
diesem Zweck wurde also das Institut gegründet. 
So richtig in Schwung kam das Institut fünf Jahre 
später, als wir mit Unterstützung des Bundes (DEZA) 
den Fernunterricht entwickelten.

Sie waren acht Jahre lang Mitglied des UNO-Kin-
derrechtsausschusses. In dieser Zeit haben Sie rund 
hundert Länder besucht. Welche Haftanstalt ist 
Ihnen besonders in Erinnerung geblieben? 
Das Gefängnis von Bluefields in Nicaragua, in dem 
48 Jugendliche in einer Blechbaracke zusammenge-
pfercht wurden. Die Jungs hatten gerade einmal 40 
Quadratmeter zur Verfügung. Betten gab es keine, 
nur Haken an der Wand und einen Wasserkanister. 

Draussen herrschten 40 Grad. In einem weiteren mit 
Gittern abgetrennten Bereich waren die Frauen und 
Mädchen auf der einen Seite, und die Männer auf 
der anderen. Von überall hörte man Schreie, und es 
stank entsetzlich. Es war furchtbar. Für den Rest des 
Tages brachte ich kein Wort mehr heraus. Noch in 
derselben Woche fuhr ich nach Managua, um mit 
einer für die Justiz zuständigen Person zu sprechen. 
Ich beklagte mich nachdrücklich über meine Erfah-
rungen in Bluefields, worauf mir versprochen wur-
de, dass etwas unternommen würde. Ein Jahr später 
wurde ich zur Einweihung des Bildungszentrums 
für Jugendliche in Bluefields eingeladen. 

Konnten Sie bei Ihrer Tätigkeit eine Besonder-
heit feststellen, welche Kinder von Erwachsenen 
unterscheidet?
Ja, in Bezug auf ihren Gerechtigkeitssinn. Trifft der 
Richter eine ungerechte Entscheidung, verursacht 
dies bei Kindern ein grösseres Trauma als bei Erwach-
senen. Ein Richter kann Ungerechtigkeit schaffen, 
indem er einen Minderjährigen für eine Tat ver-
urteilt, die er gar nicht begangen hat, aber auch, 
wenn er die Beweggründe nicht erkennt. Meistens 
gibt es nämlich eine mehr oder weniger objektive 
Erklärung für eine Tat als Hilferuf. Unterlässt es der 
Richter, die Gründe zu untersuchen, trifft er keine 
richtige Entscheidung und handelt ungerecht. Eine 
Tat kann vieles ausdrücken: Hilferuf, Partyaus-
rutscher, Gruppendruck, Grenzen austesten oder 
psychische Probleme. Ein Jugendrichter sollte dies 
verstehen und berücksichtigen, wenn er eine Strafe, 
eine Massnahme, beides oder gar nichts verhängt. 
Einfach nur harte Strafen auszusprechen, bringt 
keine Lösung. Wer das glaubt, irrt sich.

Kinder gelten als schutzbedürftige Personen. Gilt 
dies auch für straffällige Kinder?
Natürlich! Ein Kind ist umso schutzbedürftiger, 
als es aufgrund einer begangenen Tat in die Müh-
len des Strafrechtssystems mit Polizei, Richter und 
Strafvollzug gerät. 

Unbegleitete Migrantenkinder sind besonders be-
troffen, und die Schwerstkriminalität nutzt dies 
aus, ist das richtig?
Migration gab es schon immer, und die Kinder sind 
ein Teil davon. Neu ist jedoch das Phänomen der 
unbegleiteten Migrantenkinder. Mit gerade ein-
mal 10, 12, 14 Jahren durchqueren sie allein ganze 
Kontinente. Als Kind, Migrant und auf sich allein 
gestellt sind sie besonders hilflos. Sie haben nie-
manden, der sie beschützt, sie besitzen nichts und 
sie sind hungrig. Kriminelle haben dadurch leichtes 
Spiel, sie für ihre Zwecke auszunutzen und sogar 
zu schweren Verbrechen anzustiften. Um diese 

«Trifft der Richter 
eine ungerechte 
Entscheidung, 
verursacht dies 
bei Kindern 
ein grösseres 
Trauma als bei 
Erwachsenen. 
Ein Richter kann 
z. B. Ungerech-
tigkeit schaffen, 
wenn er die 
Beweggründe 
des Jugendlichen 
nicht erkennt.»
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Zur Person

Der Walliser Jean Zermatten war ab 2005 Mitglied des 
UNO-Kinderrechtsausschusses: zunächst als Vize-Präsi-
dent, danach als Präsident (2007 – 2013). Es gründete und 
leitete das Internationale Institut der Kinderrechte in Sitten 
(1995 – 2014). 

Jean Zermatten war 33 Jahre in der Jugendjustiz tä-
tig: zunächst als Gerichtsschreiber, dann als Richter im 
Jugendgericht des Kantons Freiburg (1972 – 1980) und 
später als Präsident des kantonalen Jugendgerichts Wallis 
(1980 – 2005). Er war Präsident der Schweizerischen Vereini-
gung für Jugendstrafrechtspflege (SVJ) sowie der Internatio-
nalen Vereinigung der Jugend- und Familienrichter (AIMJF).  
Im Auftrag des Bundes erarbeitete er den Vorentwurf zum 

Jugendstrafverfahren (mangels einer eidgenössischen Kom-
mission gilt Jean Zermatten somit als Gründer der heutigen 
Jugendstrafprozessordnung). 

Jean Zermatten unterrichtete an verschiedenen Uni-
versitäten und wurde zum Ehrendoktor der Universitä-
ten Freiburg, Genf sowie Sherbrooke (Kanada) ernannt. Er 
schuf den Master in Kinderrechten, ein DAS für gericht-
lich psychische Gutachten von Kindern und Jugendlichen 
(Diplôme en expertises psycho-judiciaires pour enfants et 
adolescents), ein Zertifikat zur Anhörung von Kindern vor 
Gericht (Certificat sur la parole de l’enfant en justice) sowie 
ein CAS über Gewalt im Unterricht (CAS sur les violences 
en classe).

Kriminalität zu bekämpfen, müssen diese Kinder 
geschützt werden. 

Im Gesetz (JStPO, JStG), d. h. auf dem Papier, ist 
die Schweiz also ein Vorbild in Sachen Jugend-
strafrecht?
Diese beiden Gesetze erfüllen die internationalen 
Standards betreffend Schutz und Erziehung. Die 
schweizerische Jugendjustiz ist relativ gut aufge-
stellt. Sie könnte verbessert werden, indem psych-
iatrische Einrichtungen, in denen Zwangseinwei-
sungen vollzogen werden, Minderjährige strikt von 
Erwachsenen trennen würden. Gleichzeitig werden 
Jugendliche aber bereits mit 10 Jahren dem Straf-
recht unterstellt. Das ist früh! Gemäss einer allge-
meinen Bemerkung des Kinderrechtsausschusses 
sollte ein strafrechtliches Eingreifen vor dem 14. 
Altersjahr vermieden werden. 

Wie sieht es aus beim Vollzug therapeutischer 
Massnahmen? 
Hier handelt es sich um ein institutionelles Verfüg-
barkeitsproblem, das sowohl ambulante als auch 
stationäre Massnahmen betrifft. Im ambulanten 
Bereich fehlt es in der Schweiz an Experten und 
Fachkräften für die psychische Gesundheitsförde-
rung von Kindern. Vermutet der Richter bei einem 
Jugendlichen ein Problem und möchte diesen einer 
psychologischen Beurteilung oder einem psychia-
trischen Gutachten unterziehen oder ihm Zugang 
zu einer ambulanten Pflege geben, muss oft sechs 
Monate gewartet werden. In Notfallsituationen 
sind sechs Monate jedoch eine Ewigkeit! Stationäre 
Lösungen, wie beispielsweise das Erziehungszent-
rum Pramont, sind überlastet und die Jugendlichen 
werden auf Wartelisten gesetzt. Für junge Mäd-
chen stehen in Freiburg vier Plätze zur Verfügung; 
bis diese eingerichtet wurden, hat es allerdings 20 

Jahre gedauert. Grundsätzlich ist das Jugendstraf-
recht gut durchdacht, wohlwollend und hat einen 
schützenden und erzieherischen Charakter, sofern 
genügend Mittel dafür bereitgestellt werden.

Dem Jugendstrafrecht gegenüber lässt sich eine 
Verschärfung beobachten. Gewisse Kreise möchten 
es mit dem Erwachsenen- Strafrecht verschmelzen. 
Was sagen Sie dazu?
So ein Unsinn! Eine Verschärfung lässt sich weder 
durch die Anzahl Minderjähriger, die mit dem Gesetz 
in Konflikt geraten sind, noch durch die Schwere der 
begangenen Taten rechtfertigen. Die Strafjustiz be-
trifft etwa 1,5 Prozent der jugendlichen Bevölkerung. 
Das bedeutet, dass 98,5 Prozent der Jugendlichen 
keine Straftaten begehen! Aber von welchen Verge-
hen sprechen wir? Wenn ein Jugendlicher vor Ge-
richt steht, geht es in der Regel um Ladendiebstahl, 
Fahren ohne Führerschein oder Nummernschild, 
Beleidigung einer Zugbegleitung, Graffitis oder 
Cannabiskonsum. Eine überwiegende Mehrheit der 
Fälle sind also Bagatelldelikte. Zugegeben, es gibt 
auch Jugendliche, die jemanden töten oder sexuel-
le Gewalt ausüben. Ich kann das nicht bestreiten. 
In meinen 33 Jahren Gerichtspraxis war ich jedoch 
nur einmal mit einem Mordfall konfrontiert. Wegen 
solcher Einzelfälle wollen wir doch aber nicht den 
Grundgedanken des Jugendstrafrechts aufgeben! 
Die Richter kümmern sich um diese Fälle, und dafür 
reicht das geltende Recht aus. 

Sind die Grundsätze des Schutzes und der Erzie-
hung aus dem Jugendstrafrecht in Gefahr?
Insgesamt funktioniert die Jugendjustiz in der 
Schweiz gut, solange sie über die erforderlichen 
Mittel verfügt. Es gilt jedoch wachsam zu bleiben, 
denn wie uns die jüngste Vergangenheit gezeigt 
hat, können Ausrutscher vorkommen. 

«Grundsätz-
lich ist unser 
Jugendstraf-
recht gut durch-
dacht, wohlwol-
lend und hat 
einen schützen-
den und erzie-
herischen Cha-
rakter, sofern 
genügend Mittel 
dafür bereitge-
stellt werden.»
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«Das Jugendgericht kennt 
und vertraut uns»
Mediationen bei Jugendstrafsachen: grosses Potenzial, wenig genutzt

Der Kanton Freiburg nimmt bei der jugendstrafrechtlichen Mediation eine 
Vorreiterrolle ein. Die hohe Erfolgsquote belegt das grosse Potenzial dieses Ver-
fahrens zur Konfliktlösung und Wiedergutmachung. Doch nur wenige Kantone 
schöpfen dieses Mittel aus. Eine Mediatorin aus Freiburg führt aus, wie sich das 
Verfahren in ihrem Kanton etablieren konnte. 

Nicola Gattlen

Illustration: 
Patrick Tondeux
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Seit 2007 sieht das Jugendstrafrecht die Möglich-
keit der Mediation vor. Die Grundidee ist, dass die 
Beteiligten ihren Konflikt, der im Zusammenhang 
mit der Straftat steht, mit Unterstützung einer 
neutralen Mediationsperson selbst regeln. Die 
Teilnahme am Mediationsverfahren basiert auf 
der Freiwilligkeit aller Beteiligten. Die Untersu-
chungsbehörden und Gerichte können ein Verfah-
ren zugunsten der Mediation sistieren und dieses 
bei Gelingen einstellen.  

Oft wird eine Mediation in Konstellationen an-
gewendet, bei denen ein Konflikt trotz allfälliger 
jugendstrafrechtlicher Sanktionen weiter zu schwe-
len droht. Ohne Aussprache bzw. Einsicht des Täters 
oder der Täterin besteht in solchen Fällen das Risiko, 
dass weitere Straftaten begangen werden. Dies ist 
beispielsweise der Fall, wenn die Beteiligten auch 
zukünftig aufeinandertreffen, weil sie in die gleiche 
Schule gehen, miteinander verwandt sind oder in 
der Nachbarschaft leben. 

Gespräche helfen dem Opfer 
Die Mediation ist ein zentrales Element des restau-
rativen Ansatzes im Jugendstrafrecht. Die persön-
liche Aussprache mit der beschuldigten Person oder 
Tätergruppe erleichtert dem Opfer die Verarbeitung 
des Geschehenen und reduziert die Gefahr von 
Folgekonflikten. «Für die Opfer ist es sehr wichtig, 
dass sie Antworten bekommen», sagt Tania Casa, 
Mediatorin beim Freiburger Büro für Mediation in 
Jugendstrafsachen. «Sie wollen, dass sich der Täter 
oder die Täterin erklärt, dass er oder sie die Tat an-
erkennt, Reue zeigt und sich beim Opfer entschul-
digt». In einem Gerichtsprozess bleiben dem Opfer 
solche Gespräche in der Regel verwehrt. 

Ein weiterer Vorteil der Mediation: Die Geschä-
digten können ihre Vorstellungen und Wünsche zur 
Lösung des Konflikts einbringen und erfahren da-
durch ein Gefühl von Selbstwirksamkeit. Aber auch 
mit Blick auf die Täter sei eine Mediation sehr wert-
voll, sagt Tania Casa. Sie bekämen zu hören, was die 
Tat beim Opfer ausgelöst hat, müssten sich intensiv 
mit der Tat auseinandersetzen und sich überlegen, 
wie eine Wiedergutmachung möglich ist.  

Zwingend ist in diesem Verfahren ist, dass sich 
das Opfer absolut freiwillig auf diesen Prozess 
einlässt. In der Regel kommt es zuerst zu Einzelge-
sprächen. «Wir bereiten das Opfer auf das Treffen 
mit dem Täter oder der Tätergruppe vor», erklärt 
die Mediatorin. «Dabei arbeiten wir, wenn nötig, 
auch mit Psychologinnen, Eltern und Sozialpäda-
goginnen zusammen». In seltenen Fällen komme es 
vor, dass das Opfer eine Mediation zwar wünscht, 
sich aber auch nach intensiven Vorgesprächen 
nicht bereit fühle, dem Täter oder der Täterin zu 
begegnen. Dann biete man in Freiburg eine soge-
nannte «Shuttle-Mediation» an: Die Mediatorin 
geht dabei von Partei zu Partei und übermittelt 
Informationen.   

Freiburg ermöglicht breite Anwendung
Im Kanton Freiburg kann eine Mediation bei fast 
allen Tatstrafbeständen angewendet werden – 
vorausgesetzt, dass keine Schutzmassnahmen er-
forderlich sind. Bei Straftaten, die mit einer unbe-
dingten Freiheitstrafe von mindestens einem Jahr 
sanktioniert werden, braucht es allerdings die Ge-
nehmigung der Staatsanwaltschaft. Ein Veto gebe 
es aber nur selten, sagt Tania Casa. Grundsätzlich 
kommt eine Mediation nur infrage, wenn der Tatbe-

Bei den älteren Straftäterinnen und Straftätern ist der Anteil an durchgeführten Mediationen deutlich tiefer. Zu beachten ist, dass die 
in der Statistik erfassten Jugendstrafsachen auch Taten umfasst, für die eine Mediation nicht infrage kommt, etwa Verstösse gegen das 
Betäubungsmittelgesetz oder das Personenbeförderungsgesetz. Quelle: BFS – JUSAS, Datenstand 2025

prison-info 2/2025  15



Fokus: Jugend und Justiz

stand ermittelt, das Opfer identifiziert ist und dieses 
freiwillig in diesen Prozess einsteigen will. Zudem 
muss der Täter bzw. die Täterin die wesentlichen 
Tatbestände anerkennen. Eine Freiburger Beson-
derheit ist, dass auch Erwachsene in die Mediation 
eingebunden werden können, wenn sie zusammen 
mit Jugendlichen eine Straftat begangen haben. 
«Das Verfahren wird etwa bei Sachbeschädigungen 
angewendet», erklärt Tania Casa. 

Grosse kantonale Unterschiede 
Im Kanton Freiburg wurden gemäss Berechnungen 
des Bundesamts für Statistik (BfS) zwischen 2020 
und 2023 fast 8 Prozent der Jugendstrafsachen mit 
einer Mediation beigelegt. Der Kanton Genf folgt 
mit 5,6 Prozent, der Kanton Wallis mit 5 Prozent. In 
der Deutschschweiz sind die Quoten viel niedriger, 
manche Kantone führen gar keine Mediationen 
durch. Die Jugendstrafprozessordnung lässt den 
Kantonen einen grossen Spielraum, ob sie Media-
tionsverfahren durchführen oder nicht. 

In der Statistik des BfS werden sämtliche Ju-
gendstrafsachen erfasst, also auch Taten, die zum 
Beispiel im Zusammenhang mit dem Betäubungs-

mittelgesetz (BetmG) oder dem Personenbeförde-
rungsgesetz (PBG) sind und nicht Gegenstand einer 
Mediation sein können. Rechnet man nur jene Tat-
bestände ein, die «mediationstauglich» sind, liegt 
die Quote der mit einer Mediation beigelegten Fälle 
um einiges höher (entsprechende Zahlen werden 
vom BfS nicht erhoben). Auf Anfrage erklärt die 
Freiburger Jugendrichterin Inès Bruggisser, dass in 
ihrem Kanton «alles, was an die Mediation delegiert 
werden kann, grundsätzlich auch dorthin delegiert 
wird». Die Verantwortung liege aber beim für das 
Strafverfahren zuständigen Richter, der seine Ent-
scheidung auf seine Kenntnisse des Minderjährigen 
(Angeklagten) und der Besonderheiten des jeweili-
gen Falles stütze.

Mehr Vertrauen in amtliche Mediationsstelle 
Der Kanton Freiburg hat die Mediation bei Jugend-
strafsachen schon sehr früh institutionalisiert. Seit 
2004 verfügt der Kanton über ein «Büro für Media-
tion in Jugendstrafsachen». Das Büro ist dem Amt 
für Justiz administrativ angegliedert und besteht 
aktuell aus einem Team von drei Mediatorinnen 
und Mediatoren, die in einem Teilzeitpensum an-

Die Grafik zeigt, dass der Anteil der erfolgreichen Mediationen in Jugendstrafsachen während der untersuchten Periode 2020 – 2023 in 
den Kantonen Freiburg, Genf und Wallis am höchsten ausfiel. Diese Kantone haben nach der gesetzlichen Einführung der Mediation 
eine Vorreiterrolle gespielt. Quelle: BFS – JUSAS, Datenstand 2025

«Im Kanton Frei-
burg wird alles, 
was an die Me-
diation delegiert 
werden kann, 
grundsätzlich 
auch dorthin 
delegiert.» 

16  prison-info 2/2025



Fokus: Jugend und Justiz

gestellt sind. Und diese Institutionalisierung dürfte 
der Hauptgrund sein für die hohe Quote an Media-
tionen. «Gemäss meinen Erfahrungen haben die Ju-
gendlichen und ihre Eltern mehr Vertrauen in eine 
amtliche Stelle als in private Mediatorinnen und 
Mediatoren», erklärt die offizielle Mediatorin Tania 
Casa. «Wenn das Jugendgericht Opfern und Tätern 
eine amtliche Mediation vorschlägt, sagen viele zu». 
Wichtig sei zudem das Vertrauen der Justizbe-
hörden in die Mediatorinnen: «Das Freiburger  
Jugendgericht und die Staatsanwaltschaft kennen 
und vertrauen uns. Wir tauschen uns regelmässig 
aus, sehen uns einmal im Jahr.» Das sei in anderen 
Kantonen anders, erklärt Tania Casa. Da hätten die 
Richter bestenfalls eine Liste mit privaten Mediato-
rinnen und Mediatoren vor sich, die sie kaum oder 
gar nicht kennen würden. 

Hohe Erfolgsquote 
«Zudem verfügt das Freiburger Jugendgericht in-
zwischen über viel Erfahrung», erklärt die Media-
torin: «Es erkennt mediationsfähige Fälle und weiss 
um die hohe Erfolgsquote». In den letzten zwanzig 
Jahren behandelte das Mediationsbüro im Schnitt 

80 Dossiers pro Jahr; Dreiviertel davon konnten er-
folgreich abgeschlossen werden. Eine Vorausset-
zung für eine erfolgreiche Mediation sei, dass die 
Täterin oder der Täter geständig und zumindest 
teilweise einsichtig sei, erklärt Tania Casa. Häufig 
sei es der erste Schritt zur Wiedergutmachung, dass 
die Opfer merkten, dass es dem Täter leid tue und 
er sich bessern wolle. 

Das Interesse am Freiburger Mediationsmodell 
ist gross: Sogar aus Mali sind schon Delegationen 
angereist, um sich über das Vorgehen zu informie-
ren. Der Europarat erwähnt Freiburg in seinen «Leit-
linien für eine kinderfreundliche Justiz» als Best-
Practice-Vorbild. Von den positiven Erfahrungen in 
Freiburg haben sich auch die Kantone Zürich und 
Genf inspirieren lassen: Beide haben inzwischen 
eine kantonsinterne Mediationsstelle eingerichtet. 
In Genf vermittelt die Mediationsstelle die ihr vom 
Richter zugetragenen Fälle an externe Mediatoren 
und trägt seit Januar 2024 die Kosten der Media-
tion (bis maximal 30 Stunden pro Fall); im Kanton 
Zürich werden Mediationen durch festangestellte 
Fachleute der Stelle für Mediation im Jugendstraf-
verfahren durchgeführt.

Quelle: BFS – JUSAS, Datenstand 2025

«Gemäss mei-
nen Erfahrungen 
haben die  
Jugendlichen 
und ihre Eltern 
mehr Vertrauen 
in eine amtli-
che Stelle als in 
private Media-
torinnen und 
Mediatoren.»
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«Jugendliche in 
Massnahmen 
zeigen vermehrt 
Gewaltbereit-
schaft.» 

Mitarbeitende unter Druck
Zunehmende Gewalt im Jugendvollzug und mögliche Lösungsansätze

In mehreren Jugendvollzugsanstalten kam es in den letzten Jahren zu gravierenden
Übergriffen von Jugendlichen auf Mitarbeitende. Diese Vorfälle belasten das Personal 
der Institutionen stark und erfordern nachhaltige Lösungen.

Liliane Marti

Der 12. Februar 2024 war im Landheim Brüttisellen 
(ZH) ein einschneidender Tag: Wie aus dem Nichts und 
ohne erkennbaren Grund griff ein Heimbewohner zu 
einem Messer und verletzte zwei Mitarbeiterinnen im 
Gesicht lebensbedrohlich. Ein Praktikant konnte den 
19-Jährigen schliesslich entwaffnen und bis zum Ein-
treffen der Polizei festhalten. Die beiden Mitarbeite-
rinnen mussten ins Krankenhaus eingeliefert werden. 
Nach dem tragischen Vorfall reagierte die Heimleitung 
umgehend: Sie überarbeitete das Sicherheitskonzept 
grundlegend, und mit externer Unterstützung wur-
de eine Risikoanalyse erstellt, auf deren Basis gezielte 
Massnahmen umgesetzt wurden. Dazu gehört unter 
anderem eine bessere Beleuchtung des Heimgeländes 
sowie Deeskalations- und Erste-Hilfe-Schulungen für 
alle Mitarbeitenden.

Der Vorfall sorgte für grosse mediale Aufmerksam-
keit, und bedauerlicherweise stellt er keinen Einzelfall 
dar. Im letzten Jahr häuften sich die Meldungen über 
Gewalt in Jugendvollzugsanstalten. So berichtete der 
«Tages-Anzeiger» im Juli 2024 über eine Mitarbeite-
rin im Schul- und Berufsbildungsheim Albisbrunn in 
Hausen am Albis (ZH), die von einem Jugendlichen 
schwer verletzt wurde und per Helikopter ins Kran-
kenhaus gebracht werden musste. Einen Monat zu-
vor hatten vier Jugendliche im Massnahmezentrum 
Uitikon (ZH) bei einem Fluchtversuch Mobiliar und 
Besteck als Wurfgeschosse gegen die Mitarbeitenden 
eingesetzt und ein Tischbein zum Einschlagen eines 
Fensters verwendet.

Zwar ereigneten sich die Vorfälle in diversen Ein-
richtungen mit unterschiedlichen Konzepten und 
Klientel, doch diesen Ereignissen liegt ein gemeinsa-
mes Problem zugrunde: Jugendliche in Massnahmen 
zeigen vermehrt Gewaltbereitschaft.

Stärker belastete Klientel
Wissenschaft und Praxis sind sich weitgehend darü-
ber einig, dass diese Entwicklung wesentlich auf ein 
verändertes Profil der Klientinnen und Klienten in 
Erziehungseinrichtungen zurückzuführen ist. Zum 
einen nehmen psychische Belastungen und komplexe 

Krankheitsbilder zu, zum anderen werden die unter-
gebrachten Jugendlichen immer jünger. Hinzu kommt, 
dass stationäre Platzierungen tendenziell später erfol-
gen als noch vor einigen Jahren, sodass Störungsbil-
der bei der Aufnahme bereits stärker verfestigt sind. 

Ein möglicher Grund hierfür ist die Zunahme am-
bulanter Angebote: Das Netz, das Jugendliche ausser-
halb der Heimlandschaft auffängt, ist heute wesentlich 
enger geknüpft als noch vor zehn Jahren. Eine statio-
näre Platzierung erfolgt daher in der Regel erst, wenn 
ambulante Massnahmen ausgeschöpft sind. Dieser 
«Filtereffekt» führt dazu, dass den Institutionen vor 
allem die schweren Fälle zugewiesen werden. Fran-
cesco Castelli, Direktor des Massnahmenzentrums 
für junge Erwachsene Arxhof (BL) hält fest: «Bei uns 
weisen praktisch alle Jugendlichen schwere psychische 
Auffälligkeiten auf. Früher waren es vielleicht ein bis 
zwei schwierige Jugendliche pro Wohngruppe – heute 
ist das Verhältnis umgekehrt.»

Verstärkter Einsatz von Sicherheitspersonal
Für den Alltag bedeutet das ein Umdenken bei Si-
cherheit, Betreuung und Personal. So werden Mass-
nahmen wie z. B. die Optimierung der Alarmsysteme 
oder der verstärke Einsatz von Sicherheitspersonal 
diskutiert und umgesetzt. Der Arxhof beispielsweise 
verfügt seit einem schweren Zwischenfall 2021 über 
einen dauerhaft anwesenden Sicherheitsdienst. Die-
ser nimmt beispielsweise Urinproben ab oder führt 
Zimmerkontrollen durch und entlastet so das sozial-
pädagogische Personal. Auch in den Wohngruppen der 
geschlossenen Abteilung des Massnahmezentrums 
Uitikon (MZU) ist jeweils ein Sicherheitsmitarbeiter 
präsent. Er beteiligt sich am Wohnalltag der Jugend-
lichen, indem er unter anderem dabei hilft, die Tische 
für das gemeinsame Abendessen zu decken.  

Zudem wurden verschiedene bauliche Massnah-
men zur Erhöhung der Sicherheit umgesetzt. So erhiel-
ten im Landheim Brüttisellen die Büros der Sozialpäd-
agogen besseren Sichtschutz. Im MZU wurden unteren 
anderem das Mobiliar am Boden verschraubt und Git-
ter vor den Fenstern eingebaut. Wie herausfordernd 
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In den Wohngruppen der geschlossenen  
Abteilung des Massnahmenzentrums Uitikon 
ist jeweils ein Sicherheitsmitarbeiter präsent.  
Foto: Peter Schulthess, 2025
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Der Arxhof hat ein neues Tagesstruk-
turangebot im Berufsbildungsbereich 
aufgebaut. Dabei werden die Einge-
wiesenen vom Start der Massnahme 
bis zum Lehrbeginn eng arbeitsago-
gisch begleitet. 
Foto: Peter Schulthess, 2024

es ist, im Alltag angemessene und verhältnismässige 
Lösungen zu finden, betont Carmelo Campanello,  
Direktor des MZU: «Es ist schwierig, eine Balance zwi-
schen Normalität und Sicherheit zu finden. Die Klien-
ten beispielsweise, die unsere Mitarbeitenden beim 
Fluchtversuch mit Geschirr beworfen haben, dürfen 
inzwischen nur noch aus Plastikgeschirr essen – doch 
irgendwann wird diese Sicherheitsmassnahme wie-
der aufgehoben.»

Als Reaktion auf die Vorfälle haben einzelne Ein-
richtungen auch ihre pädagogischen Konzepte ange-
passt. Das Schul- und Berufsbildungsheim Albisbrunn 
etwa rückt die Arbeit und den besseren Umgang mit 
psychisch stark belasteten Jugendlichen noch stärker in 
den Fokus, und im Arxhof wurde die berufliche Tages-
struktur ausgebaut und mit dem Übergangspavillon 
eine hochstrukturierte Begleitung beim Wechsel von 
geschlossener zu offener Unterbringung eingeführt. 
Zugleich nahmen die Einrichtungen die Gewaltvorfälle 
zum Anlass, ihre Mitarbeitenden durch Schulungen ge-
zielter auf die veränderte Klientel und auf schwierige 
Situationen vorzubereiten – etwa mit Deeskalations-
trainings, Fortbildungen zu komplexen Störungsbil-
dern oder mit Kursen zum Umgang mit Jugendlichen 
mit unterschiedlichem kulturellem Hintergrund. 

Offene Stellen sind schwer zu besetzen
Für die Mitarbeitenden ist die neue Realität heraus-
fordernd und oft belastend. Das gilt speziell für das 
sozialpädagogische Personal, das die Jugendlichen 
in ihrer Entwicklung eng begleitet. Wie schwierig die 
Arbeitsbedingungen geworden sind, zeigt sich auf dem 
Arbeitsmarkt. Stellen für Sozialpädagoginnen und 
Sozialpädagogen sind schwer zu besetzen – und dies 
nicht bloss des allgemeinen Fachkräftemangels wegen. 
Die Arbeitszeiten der Sozialpädagoginnen und -päd-
agogen entsprechen im Kontext des Jugendvollzugs 
selten dem klassischen «Nine-to-Five»-Rhythmus. Die 
Vergütung liegt teilweise unter dem Niveau anderer 
sozialpädagogischer Berufe, und die Arbeit mit den Ju-
gendlichen ist emotional anspruchsvoll. Erschwerend 
kommt hinzu, dass eine generalistische Ausbildung 
kaum auf den Einstieg in die Heim- und Vollzugsarbeit 
vorbereitet – spezifische Kompetenzen werden meist 
«on the job» erworben. Die neuen Mitarbeitenden 
müssen gewissermassen ins kalte Wasser springen. 
Eine Folge davon ist eine erhöhte Personalfluktuation, 
insbesondere auf geschlossenen Abteilungen. 

Die Belastung ist aber auch im Umfeld der Mit-
arbeitenden spürbar. Gewaltvorfälle lösen bei der 
Familie und im Freundeskreis nicht selten Ängste und 
negative Reaktionen aus. Dies bestätigt Sacha Rittel, 
Gesamtleiter des Landheims Brüttisellen. Doch er hält 
auch fest: «Glücklicherweise kam es durch die unschö-
nen Vorfälle nicht zu Abgängen – es sind im Gegen-
teil fast alle Mitarbeitenden geblieben. Das rechne ich 
ihnen hoch an, vor allem wenn man bedenkt, dass ihr 
Umfeld oft möchte, dass sie das Landheim verlassen.»

Bei Gewaltvorfällen nicht überreagieren
Und doch ist man sich in der Praxis einig: Grundsätzlich 
funktioniert das System gut. Im gesamteuropäischen 
Vergleich hat sich das Schweizer Prinzip, strafrechtlich 
platzierte Jugendlicher wiedereinzugliedern, bewährt. 
Und obschon die Gewaltbereitschaft zugenommen 
hat, handelt es sich bei den Vorfällen, die in den letzten 
Jahren Schlagzeilen machten, um tragische Einzelfälle. 
Nach Einschätzung aller für diesen Artikel befragten 
Gesprächspartnerinnen und -partner sollte man sie 
im Gesamtkontext sehen und nicht überbewerten. 
Aufsehenerregende Einzelfälle können sich immer 
und überall zutragen, denn Nullrisiko bleibt auch im 
Jugendsanktionenvollzug eine Utopie. Deshalb, so 
die einhellige Meinung der von Gewalt betroffenen 
Einrichtungen: In Aktionismus zu verfallen, wäre 
die falsche Reaktion. Philipp Eder, Gesamtleiter von 
Albisbrunn und Präsident der Vereinigung Deutsch-
schweizer Jugendheime (JHL) plädiert dafür, am funk-
tionierenden System festzuhalten, und fasst prägnant 
zusammen: «Keep calm and professional – stay with 
the system». Oder auf Deutsch: Ruhe bewahren und 
nicht überreagieren.
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«Das Ziel ist, Jugendliche 
zurück in die Gesellschaft  
zu bringen» 
Zur Arbeit der Jugendanwaltschaften gehört auch, das Jugendstrafrecht zu 
erklären und zu verteidigen 

Roland Zurkirchen ist Leiter der Zürcher Jugendanwaltschaften. Im Interview 
erklärt er, weshalb eine Massnahme besser wirkt als eine Gefängnisstrafe und 
welche Hoffnungen er in die neue Fachkonferenz für Jugendstrafbehörden 
setzt, die er im Auftrag der Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirek-
torinnen und -direktoren aufbaut. 

Interview: Reto Liniger

prison-info: Der Fall Berikon, bei dem ein 14-jäh-
riges Mädchen verdächtigt wird, ihre 15-jähri-
ge Freundin mit einem Messer umgebracht zu 
haben, sorgte bei vielen Menschen nicht nur für 
Entsetzen, sondern auch für Erstaunen. Die min-
derjährige Täterin wird wahrscheinlich nicht zu 
einer Gefängnisstrafe verurteilt. Statt Gefäng-
nis sieht das Jugendstrafrecht Massnahmen vor.  
Wie ist das zu erklären? 
Roland Zurkirchen: Wir gehen davon aus, dass sich 
Jugendliche zwischen 10 und 18 Jahren in einer Ent-
wicklungsphase befinden. Und in dieser Zeit kann es 
zu Grenzverletzungen kommen. Genau aus diesem 
Grund lautet das Leitmotiv des Jugendstrafrechts 
«Schutz und Erziehung». Das Ziel des Jugendstraf-
rechts ist es nicht, Jugendliche einfach wegzusperren, 
sondern sie zu stabilisieren und zurück in die Gesell-
schaft zu bringen. Und dafür stehen Schutzmassnah-
men zur Verfügung. Diese können ambulant erfolgen, 
etwa durch Psychotherapie oder sozialpädagogische 
Begleitung, oder stationär, beispielsweise durch die 
Einweisung in eine geschlossene Institution.

Warum wirken solche Massnahmen?
Das Gehirn einer jugendlichen Person ist nicht  
so ausgereift und stabil wie das eines Erwach-
senen. Daher lassen sich Jugendliche viel besser  
therapieren. Und dazu eigenen sich Massnahmen 
viel besser als Gefängnis. Eine Gefängnisstrafe reso-
zialisiert nicht, sie trägt dazu bei, dass delinquente 
Einstellungen verfestigt werden und wichtige Ent-
wicklungsschritte der Persönlichkeit ausbleiben.

Werden die Massnahmen spezifisch definiert?
Ja, unser Vorgehen ist sehr individualisiert. Bei der 
Einvernahme oder Explorationsgesprächen versu-
chen wir, den Hintergrund der Tat und die Fami-
liensituation besser zu verstehen. Dazu beziehen 
wir auch die Eltern mit ein. In bestimmten Fällen 
wird sogar eine dreimonatige Beobachtungszeit 
angeordnet oder bei einer Fachstelle ein Gutach-
ten verlangt. Gestützt auf diese Komponenten ent-
scheiden die verantwortlichen Stellen schliesslich 
über geeignete Entwicklungsmassnahmen. Es ist 
sicher so: Je präziser diese Massnahmen auf die 
Situation zugeschnitten sind, desto erfolgsver-
sprechender sind sie. 

Evaluieren Sie die Wirkung der Massnahmen?
Die Massnahmen werden von der Sozialarbeit und 
dem Jugendanwalt oder der Jugendanwältin eng-
maschig begleitet und bei Bedarf korrigiert. Es wer-
den regelmässig Standortgespräche durchgeführt 
und Zwischenberichte verfasst. Und es wird auch 
kontrolliert, ob die vereinbarten Ziele erreicht wur-
den. Beispielsweise, ob eine Lehre oder die Schule 
abgeschlossen wurde. Wir kontrollieren aber auch, 
ob Termine eingehalten werden oder sich die fami-
liäre Situation stabilisiert hat. Wir gehen erst aus 
einem Fall, wenn wir überzeugt sind, dass er ab-
geschlossen ist. 

Wann ist denn ein Fall abgeschlossen?
Ein Fall ist dann abgeschlossen, wenn die gesteck-
ten Ziele vollständig oder teilweise erfüllt sind oder 

«Eine Gefäng-
nisstrafe reso-
zialisiert nicht, 
sie trägt dazu 
bei, dass delin-
quente Einstel-
lungen verfestigt 
werden.» 
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wenn sich die Massnahme als nicht mehr sinnvoll 
oder zweckmässig erweist. Wir schliessen 60 bis 
70 Prozent der Fälle erfolgreich ab.

Trotzdem besteht insbesondere seit dem Fall Be-
rikon politischer Druck, das Jugendstrafrecht zu 
verschärfen. Die Konferenz der Kantonalen Justiz- 
und Polizeidirektorinnen und -direktoren (KKJPD) 
hat angekündigt, eine interkantonale Fachkonfe-
renz für Jugendstrafbehörden ins Leben zu rufen. 
Gibt es da einen Zusammenhang? 
Nein, der Grund ist ein anderer. Auf nationaler 
Ebene besteht heute kein Gremium zur Jugend-
strafrechtspflege. Die Zürcher Regierungsrätin 
Jacqueline Fehr hat deshalb einen Antrag bei KKJPD 
eingereicht. Darin beantragte sie einerseits einen 
Einsitz für den Bereich Jugendstrafrecht in der 
Strafrechtskommission der KKJPD, andererseits 
regte sie an, ein neues Gremium zur Jugendstraf-
rechtspflege zu schaffen – die erwähnte Fachkon-
ferenz. Meine Aufgabe ist es nun, diese Fachkon-
ferenz ins Leben zu rufen. 

Welche Aufgaben soll dieses Gremium 
erfüllen?
Die Verfolgung und Beurteilung von Straftaten 
Minderjähriger ist eine kantonale Aufgabe. Da-
her ist es wichtig, dass sich die diversen Entschei-
dungsträgerinnen und Entscheidungsträger aus 
den Kantonen in einem Gremium wie diesem aus-
tauschen und absprechen können. Dieser Rahmen 
ermöglicht es ihnen, gemeinsame Entscheidungen 
zu fällen und Standards zu entwickeln. Zudem soll 
das Gremium Ansprechpartner der KKJPD sein 
für politische Stellungnahmen in Bezug auf das 
Jugendstrafrecht – davon erhoffe ich mir einen 
stärkeren Einfluss auf politische Prozesse. 

Welche weiteren Hoffnungen setzen Sie in 
diese Konferenz?
Das Gremium bietet den kantonalen Entschei-
dungsträgern Raum, sich kennenzulernen. Und 
die Möglichkeit, sich über neue Phänomene aus-
zutauschen – beispielsweise die Radikalisierung 
von Jugendlichen. Gewisse Kantone haben in 
bestimmten Bereichen möglicherweise bereits 
Kompetenzen entwickelt, von denen andere pro-
fitieren können.

Sie wurden in letzter Zeit in den Medien 
häufig mit Kritik am Jugendstrafrecht 
konfrontiert. Hat Sie diese Kritik überrascht? 
In komplexen Zeiten tendiert der Mensch immer 
wieder zu einfachen Lösungen. Die Forderung 
nach einer Verschärfung des Jugendstrafrechts 
überrascht daher nicht. Aber wir leben in einer 
Gesellschaft des Diskurses, da gehören solche 
Debatten dazu. Es gehört auch zu unserer Arbeit, 
das Jugendstrafrecht erklären und verteidigen zu 
müssen. Ich bin bereit, solche Diskussionen zu füh-
ren, und ich sperre mich auch nicht a priori gegen 
eine sinnvolle Anpassung des Jugendstrafrechts.  

Wie könnte man denn das Jugendstrafrecht 
aus Ihrer Sicht anpassen? 
Im Moment sehe ich keinen Bedarf, das Jugend-
strafrecht anzupassen – geschweige denn es 
zu verschärfen. Die bestehenden gesetzlichen 
Grundlagen bieten bereits heute alle Instrumen-
te für wirksame, differenzierte und zielgerichte-
te Sanktionen. Was wir jedoch brauchen, sind 
mehr Vollzugsplätze, um Massnahmen schnell 
und angemessen umsetzen zu können – sowohl 
quantitativ als auch qualitativ. Nach meiner Er-
fahrung gibt es derzeit beispielsweise zu wenige 
spezialisierte Einrichtungen für junge Täterinnen 
und Täter sowie kaum Angebote im Bereich De-
radikalisierung. Zudem müssen wir angesichts 
immer komplexerer Fälle – die oft Kantons- und 
Landesgrenzen überschreiten – unsere Netzwerke 
stärken und die Kommunikation auf allen Ebenen 
intensivieren.

Zur Person

Roland Zurkirchen ist 59 Jahre alt und seit dem 1. April 
2024 leitender Oberjugendanwalt des Kantons Zürich. 
Er sammelte zuerst als Jugendarbeiter, später als Fach-
mann für Soziokulturelle Animation und dann wäh-
rend zwölf Jahren als Leiter der Fachstelle für Gewalt-
prävention der Stadt Zürich vielfältige Erfahrungen 
im Umgang mit Jugendlichen. 2013 wechselte er zum 
Kanton Zürich, zuerst als Leiter des Gefängnisses Lim-
mattal und ab 2017 als Gesamtleiter der kantonalen 
Untersuchungsgefängnisse. (pd)

«Im Moment 
sehe ich keinen 
Bedarf, das Ju-
gendstrafrecht 
anzupassen.» 
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Foto: JuWe / Sabina Bopst, Tamedia

prison-info 2/2025  23



Fokus: Jugend und Justiz

«Wir sind kein  
Kindergefängnis!»
Der Alltag in einer Institution des Jugendvollzugs hat viele Facetten

Die Viktoria-Stiftung Richigen ist eine der wenigen Einrichtungen in der 
Schweiz, die Vollzugsmassnahmen für Jugendliche ab 12 Jahren auch im 
geschlossenen Rahmen anbietet. Trotz einer zunehmend schwierigen Klientel 
lautet ihr Motto nach wie vor «Schutz statt Strafe». Reportage vor den Toren 
Berns. 

Patricia Michaud

Die Viktoria-Stiftung Richigen vor 
den Toren Berns ist eine der wenigen 
Einrichtungen mit geschlossenen 
Wohngruppen für Minderjährige 
unter 13 Jahren.
Foto: Peter Schulthess, 2025 
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An der Wand hängen unzählige Fussballtrikots mit 
demselben Mannschaftslogo. Die bunte Fülle sticht 
ins Auge, bildet einen Kontrast zur schlichten Mö-
blierung des Zimmers: ein Bett, ein Nachttisch, ein 
Pult, ein Schrank. Keine Frage: Hier lebt ein Fussball-
fan. «Wir haben seinen Lieblingsverein kontaktiert 
und Autogrammkarten aller Spieler bekommen», 
berichtet Jürg Baumgartner. Wann immer der junge 
Mann einen «guten» Tag hat, erhält er eine Karte 
als Ansporn, quasi ein «weiter so».

Jürg Baumgartner ist Pädagogischer Leiter 
männliche Gruppen der idyllisch bei Worb gelegenen 
Viktoria-Stiftung, einer Berner Jugendeinrichtung 
mit Spezialisierung auf den Massnahmenvollzug im 
Jugendbereich. Er führt uns durch den geschlossenen 
Wohnbereich für männliche Jugendliche. Hier sind 
weder Handys noch Tablets erlaubt. Kein Zucker-
schlecken für Digital Natives. «Wir müssen andere 

Wege finden, um sie zu motivieren. Allenfalls halt 
auch improvisieren.»

Sechswöchige Ausgangssperre
Der Bewohner des Zimmers steckt seinen Kopf durch 
den Türrahmen. Er bestätigt schmollend, dass ihm 
der erzwungene Digital Detox in der geschlossenen 
Durchgangsgruppe sehr stark zusetzt. Nebst der 
Tatsache, dass er die Spiele seiner Lieblingsmann-
schaft verpasst, natürlich. «Zum Glück dürfen wir 
hier manchmal Fussball gucken», erklärt er und zeigt 
auf die kleine Kinoecke mitten im Korridor.

Plötzlich scheint Leben in den Korridor zu kom-
men: Mehrere junge Männer in Sportkleidung rau-
schen im Laufschritt an uns vorbei. Jeden Tag toben 
sich die Jugendlichen der beiden geschlossenen 
Gruppen – eine für junge Frauen, die andere für 
junge Männer – eine Stunde lang im Fitnessraum 
der Viktoria-Stiftung aus. «In den ersten sechs Wo-
chen dürfen sie nicht ins Freie», erklärt René Schmid, 
Gruppenleiter Übergangsgruppe Männlich. Das täg-
liche Training ist für das körperliche Wohlbefinden 
der Jugendlichen daher unverzichtbar.

Altersspanne: 12 bis 22 Jahre
Mitte der 1980er-Jahre bezog die Viktoria-Stiftung 
ein ehemaliges Mädchenheim in der Gemeinde 
Richigen bei Bern. Die Stiftung kann gleichzeitig 
18 weibliche und 18 männliche Jugendliche auf-
nehmen. Diese werden in drei Formen betreut: 
offen, halboffen und geschlossen. Die Kinder und 
jungen Erwachsenen im Alter von 12 bis 22 Jahren 
werden hier entweder von einem Jugendgericht 
oder einer Kinder- und Erwachsenenschutzbehörde 
und auf der Grundlage eines beschwerdefähigen 
Entscheids in eine geschlossene Schutzmassnah-
me eingewiesen.

«Unsere Bewohnerinnen und Bewohner sind 
durchschnittlich 14 bis 16 Jahre alt», erklärt Direktor 
André Wyssenbach. «Es handelt sich hauptsächlich 
um Jugendliche, die wiederholt Diebstähle, Sexual-
delikte oder Gewalttaten begangen haben. Aber 
auch solche mit Gewalt- oder Zwangserfahrungen, 
insbesondere Jugendprostitution.» Die Viktoria-
Stiftung ist eine der wenigen Einrichtungen mit 
geschlossenen Wohngruppen für Minderjährige 
unter 13 Jahren. Entsprechend kommen Zuweisun-
gen aus der ganzen Deutschschweiz.

Lernen vor Ort im Heim
Die meisten Jugendlichen starten mit einem drei-
monatigen Aufenthalt in der geschlossenen Durch-
gangsgruppe. In diesem Wohnbereich sind die 
Zimmer nachts von aussen verschlossen und die 
Fenster sowie die Gänge zu den Gemeinschafts-
räumen vergittert. Nach den ersten sechs Wochen 

«Hier sind weder 
Handys noch  
Tablets erlaubt. 
Kein Zuckerschle-
cken für Digital 
Natives.»
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im geschlossenen Setting, in denen die Jugendli-
chen ihre Zeit hauptsächlich im Wohnbereich und 
den Ateliers verbringen, kommt es zu einer ersten 
Öffnung in Form begleiteter Ausgänge oder sogar 
Besuchen bei ihrer Familie zuhause, erklärt André 
Wyssenbach.

Die weitere Öffnung erfolgt stufenweise, zu-
nächst im halboffenen und anschliessend im offenen 
Rahmen. Der Tagesablauf ist streng strukturiert: 
Schulunterricht, handwerkliche und kreative Arbei-
ten, Therapien und Freizeit. Die meisten Aktivitäten 
finden vor Ort statt, da die Viktoria-Stiftung über 
die entsprechenden Schul- und Ausbildungsstruk-
turen sowie eine Sportanlage samt Freibad verfügt. 
Möglich sind Berufsausbildungen und Praktika in 
verschiedenen Bereichen wie Malerei, Küche, tech-
nischer Dienst oder Gärtnerei. «Im Durchschnitt ver-
bringen die Jugendlichen ein Jahr im halboffenen 
und bis zu zwei Jahre im offenen Setting», erläutert 
André Wyssenbach.

Jeder noch so kleine Sieg zählt
Der halboffene Wohnbereich für junge Frauen wirkt 
wie irgendein Jugendheim, zumindest am Diens-
tagnachmittag unseres Besuchs. Eingekuschelt in 
eine Decke sitzt eine kranke Jugendliche im Gemein-
schaftsraum auf dem Sofa vor dem Fernseher. Hinter 
ihr ein grosser Tisch, der ausreichend Platz für die 
sechs Bewohnerinnen und die beiden Sozialpäda-
goginnen bietet. Eine andere Jugendliche in schwar-
zem Kapuzenpullover mit Totenkopfmotiv kommt 

den Korridor mit den Einzelzimmern entlang. Dabei 
passiert sie ein farbiges Plakat mit der Aufschrift: 
«Ich bin stolz auf jeden meiner Fortschritte, sei er 
noch so klein.»

«Wir legen besonderen Wert auf die Raumge-
staltung; sie soll verdeutlichen: Hier wird gelebt, 
hier keimt Hoffnung», kommentiert André Wyssen-
bach. Der Direktor der Viktoria-Stiftung weist dar-
auf hin, dass die jungen Menschen nicht zur Strafe 
hier sind. «Es handelt sich um Schutzmassnahmen 
für Jugendliche, die andere oder sich selbst gefähr-
den.» Sein Ton duldet keine Widerrede: «Wir sind 
kein Kindergefängnis! Unsere Klientel lebt nicht in 
Zellen, sondern in Zimmern.» Wie alle Kinder be-
kommen sie an ihrem Geburtstag Geschenke und 
dürfen entscheiden, was es an diesem Tag zu essen 
gibt. «Wer hier arbeitet, ist mit einer Vorliebe für 
Pommes und Chicken Nuggets gut bedient», witzelt 
André Wyssenbach.

Problemcluster
Getreu ihrem Leitbild setzt die Viktoria-Stiftung 
Richigen auch kein Sicherheitspersonal ein. «Das 
würde ein ganz falsches Signal setzen», betont 
der Direktor. «Alle unsere Mitarbeitenden sind 
in der Lage, bei Bedarf physischen Zwang situa-
tionsgerecht anzuwenden; sie sind entsprechend 
geschult.» Gelegentlich braucht es diese Zwangs-
mittel – ebenso wie den Alarmknopf auf den Han-
dys der Mitarbeitenden. «Leben junge Menschen 
mit sozialen Problemen und Suchterkrankungen 

Der Tagesablauf in der Viktoria- 
Stiftung ist streng strukturiert: Schul-

unterricht, handwerkliche und kreative 
 Arbeiten, Therapien und Freizeit. 

Foto: Peter Schulthess, 2025 
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unter einem Dach zusammen, so sind Konflikte 
vorbestimmt.»

Laut dem Direktor, der vor 20 Jahren hier als 
Sozialarbeiter angefangen hat, kommen komplexe 
Fälle immer häufiger vor. «Es ist nicht so, dass heute 
schlimmere Taten und Delikte begangen werden als 
früher. Vielmehr haben zahlreiche Jugendliche mit 
immer mehr Problemen gleichzeitig zu kämpfen.» 
Es ist ein regelrechter Balanceakt, das richtige Mass 
zwischen Toleranz und Disziplin zu finden – zum 
Beispiel strenger Einschluss oder Rückversetzung 
in die geschlossene Durchgangsgruppe. «Eigentlich 
möchten wir nur noch den Besitz und nicht den Kon-
sum von Drogen bestrafen. Dadurch könnten wir die 
therapeutische Begleitung verbessern.»

Fragt sich allerdings, wie realistisch es ist, diesen 
liberalen Ansatz weiterzuverfolgen, wenn die Gesell-
schaft vermehrt «Null Risiko» und «Null Toleranz» 
verlangt. «Das ist wirklich eine Herausforderung», 
räumt Jürg Baumgartner ein. «Hier glauben wir fest 
daran! Aber damit es funktioniert, müssen sowohl 
die Jugendlichen als auch ihre Familien am gleichen 
Strang ziehen.»

Und genau da liegt das Problem. «André Wys-
senbach und ich arbeiten beide schon lange hier. 
Nicht selten sind die Jugendlichen, die wir heute 
betreuen, Kinder ehemaliger Bewohner und Be-
wohnerinnen.» Ein Teufelskreis, der sich in der mo-
dernen Gesellschaft, «die immer mehr Wert auf 
Diplome und geradlinige Lebensläufe legt», nur 
schwer durchbrechen lässt.

Herausforderung Fachkräftemangel
Eine geradlinige, unbeschwerte Kindheit – der jun-
gen Frau, die uns ihr Zimmer im offenen Wohnbe-
reich zeigt, ist diese verwehrt geblieben. Seit mehr 
als drei Jahren lebt sie nun schon hier in Richigen. 
Als langjährige Bewohnerin geniesst sie ein klei-
nes Privileg: Ihr sorgfältig mit Postern und allerlei 
Krimskrams ausgeschmücktes Reich ist viel grösser 
als das ihrer Gangnachbarinnen. «2026 fangen wir 
eine umfangreiche Renovation an, um insbesondere 
den geschlossenen Wohnbereich optimal umzuge-
stalten. Dazu gehören auch einheitliche Zimmer-
grössen», sagt André Wyssenbach und zwinkert der 
Jugendlichen zu. Die gibt sich entsetzt.

Offensichtlich ist Humor in der Viktoria-Stif-
tung nicht verboten. «Hand aufs Herz: Die gan-
ze Situation hier ist weder für die Jugendlichen 
noch für die Mitarbeitenden wirklich lustig. Da 
darf man sich doch wenigstens ab und zu einen 
kleinen Spass erlauben», erklärt der Direktor grin-
send. Stichwort Mitarbeitende: Ist das Personal-
management besonders herausfordernd? André 
Wyssenbach wird wieder ernst. «Neue Mitarbei-
tende finden sich nicht so leicht.» Da sind die 

Arbeitsbedingungen im Strafvollzug, dann der 
Nachtdienst. Erschwerend kommt hinzu, dass es 
mehrheitlich um Minderjährige mit vielerlei psy-
chosozialen Problemen geht.

René Schmid, Gruppenleiter Übergangsgruppe 
Männlich, stösst ins gleiche Horn. «Man muss emo-
tional stark sein, vor allem bei schweren Straftaten 
oder suizidgefährdeten Jugendlichen.» Nach kur-
zem Nachdenken fährt er fort: «Wenn ich die neu 
aufkommenden Ansprüche an die Arbeitswelt so 
sehe, dann dürfte es künftig wohl immer schwieri-
ger werden, Menschen zu finden, die unter solchen 
Bedingungen arbeiten wollen.»

In der Viktoria-Stiftung wird grossen 
Wert auf die Raumgestaltung gelegt. 
Sie soll betonen, dass hier gelebt wird 
und dass Hoffnung keimt.
Foto: Peter Schulthess, 2025
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Das Jugendschiff ist  
gestrandet
Ein Blick auf eine experimentierfreudige Zeit und ihr Erbe

Die Zeit der Visionen für die Arbeit mit straffälligen Jugendlichen mag vorbei 
sein, doch vieles was vor 40, 50 Jahren ausprobiert wurde, hat positive Spuren 
hinterlassen.

Kaspar Meuli

Die «Carmelan» ist heute als schwimmendes Denk-
mal unterwegs. Der über 100-jährige Haikutter tourt 
als «Botschafterin für die Bewahrung nordischer 
Seefahrtstradition» von einer Segelregatta zur an-
deren. Vor 40 Jahren war der stolze Zweimaster noch 

in ganz anderer Mission unterwegs. Er beherbergte 
Jugendliche, die während eines sechsmonatigen Se-
geltörns ein «erlebnispädagogisch orientiertes The-
rapieprogramm» durchliefen, um «Perspektiven für 
ihr künftiges Leben zu entwickeln». An Bord waren 

Die «Salomon» war bis 2017 im Auf-
trag der Stiftung Jugendschiffe auf 
hoher See unterwegs. Auf dem Schiff 
wurden unter anderem vom Jugend-
gericht angeordnete Massnahmen 
vollzogen. Foto: zvg
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sowohl verhaltensauffällige, drogenabhängige wie 
straffällige Jugendliche. Sie alle durchliefen eine so-
genannte «Schiffstherapie».

Das unter dem Namen Jugendschiff bekannt 
gewordene Konzept steht stellvertretend für eine 
ganze Reihe von Projekten, die aus heutiger Sicht 
reichlich abenteuerlich anmuten. «Es war ziemlich 
einmalig, was wir in dieser experimentierfreudigen 
Zeit alles ausprobieren konnten», sagt der ehemali-
ge Sozialarbeiter Renato Meier, der unter anderem 
auch Projektleiter des Jugendschiffs war.

Die «Carmelan» war nicht das einzige Schiff, 
das Schweizer Jugendlichen auf hoher See auf den 
richtigen Kurs bringen wollte. Die Stiftung Jugend-
schiffe bot mehrere Jahre auf der «Salomon» Hilfe 
zur Neuorientierung. Auf dem Schiff wurden unter 
anderem auch vom Jugendgericht angeordnete 
Massnahmen vollzogen. 2017 stellte die Stiftung 
ihr Angebot ein – unter anderem, weil das Jugend-
amt des Kantons Bern seine Betriebsbewilligung 
nicht verlängerte. Das Betreuungsangebot auf der 
«Salomon», so die Begründung, berge «erhebliche 
pädagogische und sicherheitsbezogene Risiken». 

Für den Verein Plus, der im Lauf seiner Geschich-
te drei Schiffe betrieben hatte – darunter die «Car-
melan»-, war schon 2003 Schluss. Einer der Gründe 
war das finanzielle Risiko. Doch während 20 Jahren 
konnten mehrere hundert junge Menschen von 
den Angeboten des Vereins profitieren. So auch 
von einem «Big Trail» genannten dreimonatigen 
Überlebenscamp in der kanadischen Wildnis. Im 
Patronatskomitee des Vereins war viel Prominenz 
vertreten: vom Psychiater Ambros Uchtenhagen über 
Pfarrer Sieber bis zum SP-Nationalrat Elmar Leder-
gerber und dem bekannten Skipper Pierre Fehlmann. 

Die therapeutische Gemeinschaft im 
Baselbieter Jura
Viel ausprobiert wurde im Nachgang der Straf-
rechtsreformen der 1970er-Jahre auch in der neu-
gebauten Arbeitserziehungsanstalt Arxhof in 
Baselland. Das heutige Massnahmenzentrum funk-
tionierte zu jener Zeit als therapeutische Gemein-
schaft, geprägt von Roberto Lobos, einem jungen 
und charismatischen Psychiater. Sein Credo: Alle 
Beteiligten, nicht nur die eingewiesenen jungen 
Männer, sondern auch Erziehende, Werkmeister, 
Leiter und Psychotherapeutinnen, bilden eine ein-
zige Gemeinschaft und streben das Ziel an, «inneres 
Wachstum» und «innere Reife» zu erlangen. 

Erstaunlich, dass solche Ansätze in einer staat-
lichen Institution zur Leitlinie wurden. Doch der 
Landrat, das Kantonsparlament, hatte 1973 eine 
Verordnung verabschiedet, welche die rechtlichen 
Grundlagen für das Experiment schuf. Verfasst 
hatte sie der Basler Strafrechtsprofessor Günter 

Stratenwerth. In einem Begleitpapier schrieb er, 
junge Menschen könnten nur vor dem Abgleiten in 
chronische Kriminalität bewahrt werden, wenn es 
gelinge, «sie mit ihren Problemen zu konfrontieren 
und ihre aktive Mitarbeit bei deren Lösung zu ge-
winnen». Das waren bahnbrechende Töne in einem 
Umfeld, das bisher ausschliesslich auf «Nacherzie-
hung» von delinquenten Jugendlichen durch Strafe, 
Disziplin und harte Arbeit gesetzt hatte. Die Politik 
war sich der Risiken eines Paradigmenwechsels be-
wusst. «Der Landrat verzichtete darauf, sich nach 
allen Seiten abzusichern», schreibt der Journalist 
Hanspeter Bundi in einem Buch über die Geschichte 
des Arxhof, «man verabschiedete die Verordnung 
im Bewusstsein, Neuland zu betreten.»

Der im Rückblick bemerkenswerte politische 
Mut hatte einiges mit der Überzeugung zu tun, im 
Jugendvollzug sei die Zeit für Neues gekommen. Bei-
getragen hatte dazu nicht zuletzt die in den 1970er 
Jahren aktive «Heimkampagne», die sich gegen die 
«repressiven Methoden» unter anderem in den 
Arbeitserziehungsanstalten richtete. Dabei kam es 
zu Demonstrationen vor Institutionen wie dem heu-
tigen Massnahmenzentrum Uitikon. Bezeichnend 
für die Aufbruchstimmung war auch eine grosse 
Tagung, die 1970 im Gottlieb Duttweiler-Institut in 
Rüschlikon stattfand. Ihr Titel: «Erziehungsanstalten 
unter Beschuss – fort mit der Fuchtel!»

Der idyllisch gelegene Arxhof arbeitete rund 
ein Dutzend Jahre lang unter der therapeutischen 
Leitung von Roberto Lobos – mit beachtlichem Er-
folg. Warum es danach zur Krise kam und sich im 
Massnahmenzentrum vieles zu ändern begann, ist 
eine lange und nicht einfach nachzuvollziehende 
Geschichte. Sicher ist, eine mit Stacheldraht ge-
sicherte geschlossene Abteilung und ein Sicher-
heitsdienst, wie es sie im Arxhof heute gibt, wären 
früher «undenkbar» gewesen, wie ehemalige Mit-
arbeiter berichten.

Schwierige Klienten und ausgebrannte 
Betreuende 
Einer der Gründe für das erneut repressivere Re-
gime ist zweifellos der Wandel der Klientel. Nicht 
nur der Arxhof, sondern alle vier Schweizer Mass-
nahmenzentren und auch viele andere Institutionen 
des Jugendvollzugs haben erlebt, wie die Zahl der 
mehrfach psychisch belasteten und gewaltbereiten 
jungen Menschen stark angestiegen ist. Kommt 
dazu: Die Anzahl der Vorplatzierung, so zeigt eine 
statistische Auswertung, hat sich im Vergleich mit 
früher vielerorts verdreifacht. Die Konsequenz die-
ser Entwicklung für den Arxhof ist, dass inzwischen 
90 Prozent der einweisenden Stellen verlangen, ihre 
Schützlinge seien beim Eintritt in eine geschlossene 
Abteilung aufzunehmen.

«Es war ziemlich 
einmalig, was 
wir in dieser  
experimentier-
freudigen Zeit 
alles ausprobie-
ren konnten.» 
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Diese Entwicklung hin zu einer immer heraus-
fordernderen Klientel hatte sich übrigens schon auf 
den Schiffen des Vereins Plus abgezeichnet. Zuerst 
richtete sich die «Schiffstherapie» vor allem an Ju-
gendliche mit Drogenproblemen, später aber rück-
te die Suchtproblematik in den Hintergrund, dafür 
sahen sich die Betreuenden mit der stark zuneh-
menden Gewaltbereitschaft konfrontiert. «Von uns 
wurde erwartet, dass wir alles ausbügeln, was im 
Leben der jungen Menschen vorher schiefgelaufen 
ist», wird Vereinspräsident Martin Farner in einem 
Fachartikel zitiert. Eine Entwicklung, die zur «wie-
derholten Überlastung des Personals» geführt habe.

Dies ist ein zweiter Grund für das Aus mancher 
Alternativen zum etablierten Jugendvollzug: Die 
Gründerinnen und Gründer, die Mitstreiterinnen 
und Mitstreiter waren nach einer gewissen Zeit 
schlicht am Ende ihrer Kräfte. Der ehemalige So-
zialarbeiter Renato Meier, der auch elf Jahre lang 
auf dem Arxhof gearbeitet hat, erinnert sich: «Da 
konntest du keinen Konflikt anbrennen lassen, die 
Arbeit war sehr intensiv.» 

Den Schwung der Gründerzeit weiterzutragen, 
war offenbar bei vielen der in den 1970er- und 80er 
Jahren entstandenen, innovativen Jugendeinrich-
tungen ein Problem. «Die grosse Frage ist, wie man 
gute Projekte verstetigen und weitertragen kann», 
sagt Marc Schmid, der Leiter einer Forschungsgruppe 
an den Universitären Psychiatrischen Kliniken Basel 
(UPK). «Auf die Länge wird es oft schwierig, die Qua-
lität aufrechtzuerhalten.» Die Konzepte seien häufig 

mit viel Enthusiasmus, Know-How und Herzblut für 
eine umschriebene Zielgruppe entwickelt worden. 
Mit der Verbreitung dieser Ideen allerdings «weichen 
sich die Einschlusskriterien für die Jugendlichen so-
wie Konsequenz und Qualität in der Umsetzung des 
ursprünglichen Konzeptes langsam auf.»

Neue Vorschriften und ein gesellschaftlicher 
Wandel
Ein dritter Grund für das Ende der experimentier-
freudigen Aufbruchstimmung: Im Vergleich zu 
früher hat die Regeldichte stark zugenommen, eine 
Initiative wie das Jugendschiff, darin sind sich alle 
Befragten einig, liesse sich heutzutage nicht mehr 
realisieren. Die vielen Vorschriften hemmten heute 
den «Innovationsgeist im Nonprofit-Bereich», sagt 
etwa Martin Erismann, der langjährige Leiter von 
team72, einer privaten Vollzugseinrichtung mit Wur-
zeln in der 1968er-Bewegung. Hintergrund der stark 
angewachsenen administrativen Anforderungen 
sei das gestiegene Risikobewusstsein. «Der Staat 
erbringt Leistungen heute lieber selbst, als sie an 
NGO mit Freiwilligen auszulagern, insbesondere 
bewährungshelferische Dienste.» Anzumerken gilt 
es, dass viele der neuen Regeln nicht nur aus Angst 
vor Risiken geschaffenen wurden, sondern auch zum 
Schutz der Jugendlichen.

Patrick Zobrist, Professor für Soziale Arbeit an der 
Hochschule Luzern, sieht Innovationen im Jugend-
vollzug zurzeit denn auch vor allem im ambulanten 
Bereich. «Mir fällt auf, dass hier viel Neues auspro-

«Die Gründerin-
nen und Mit-
streiter waren 
nach einer ge-
wissen Zeit 
schlicht am 
Ende ihrer Kräfte 
angelangt.»

Die in den 1970er-Jahren neugebaute 
Arbeitserziehungsanstalt Arxhof 
in Baselland funktionierte einst als 
therapeutische Gemeinschaft. 
Foto: KEYSTONE
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biert wird. Wie internationale Wirkungsstudien zei-
gen, ist das auch effektiv.» Viele Kantone investieren 
in ambulante täterorientierte Gruppenprogramme, 
Jugendcoachings oder Familienbegleitungen. Zobrist 
sieht diese Entwicklung im Prinzip positiv, aber sie 
führe dazu, dass in den stationären Einrichtungen 
vor allem die schwierigen Klienten verblieben.

Keine Experimente mehr
Der vierte und vielleicht wichtigste Grund für die 
Abkehr von «Abenteuern» im Jugendvollzug ist der 
gesellschaftliche Wandel (Patrick Zobrist: «Die Zeit 
für Experimente wie dem Jugendschiff ist etwas 
vorbei.»). Die Gesellschaft und mit ihr die Politik 
zeigen sich betont risikoavers. Da haben es neue 
Ideen schwer, denn wo Dinge ausprobiert werden, 
geht manchmal auch etwas schief. Umgekehrt wird 
regelmässig der Ruf nach einer Verschärfung des 
Jugendstrafrecht laut. Und Repression im Vollzug 
ist gegenwärtig politisch gut abgestützt. So wurden 
etwa die finanziellen Mittel für mehr Sicherheit in 
den Massnahmenzentren Uitikon und Arxhof von 
den Kantonsparlamenten diskussionslos bewilligt. 

Weit verbreitete psychotherapeutische 
Betreuung
Dies alles will aber nicht heissen, dass die Experi-
mente umsonst waren. Aspekte in der Arbeit mit 
straffälligen Jugendlichen, die zuerst im Kontext 
der 1970er und -80er Jahre ausprobiert wurden, 
sind im Schweizer Vollzug heute weit verbreitet, 
so etwa die psychotherapeutische Betreuung. «Die 
hohe Intensität in der pädagogischen und psy-
chotherapeutischen Begleitung von jugendlichen 
Straftätern führt zu besseren Erfolgsquoten im 
Vergleich zu Ländern, die stärker auf Bestrafung als 
auf therapeutische Konzepte setzen», meint Marc 
Schmid von den UPK Basel. Und Martin Erismann, 
der ehemalige Geschäftsleiter von team72, betont, 
privaten Initiativen komme in Zeiten hoher Risiko-
sensibilität die wichtige Aufgabe zu, aktuelle Prakti-
ken der Resozialisierung «kritisch zu hinterfragen» 
und «Verbesserungspotenziale aufzuzeigen». Stif-
tungen und Vereine könnten mit ihren Angeboten 
gewissermassen als Korrektiv komplementär zum 
Gesamtsystem Justizvollzug wirken und dieses 
potenziell weiterbringen.

«Aspekte in der 
Arbeit mit straf-
fälligen Jugend-
lichen, die zuerst 
im Kontext der 
1970er und -80er 
Jahre ausprobiert 
wurden, sind im 
Schweizer Voll-
zug heute weit 
verbreitet.»

Das im Jahr 1980 aufgenommene 
Bild zeigt eine Gruppe junger Männer 
im Arxhof beim gemeinsamen Essen.
Foto: KEYSTONE / Archiv Kurt Baumli 
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Neue App zur Stress- 
regulierung für Jugendliche 
in Erziehungseinrichtungen
Modellversuch «E-Start Now»

Im Rahmen eines durch das BJ unterstützten Modellversuchs haben die Uni-
versitären Psychiatrischen Kliniken Basel eine neue App entwickelt. Die Web-
Applikation «E-Start Now» soll den in Erziehungsseinrichtungen platzierten 
Jugendlichen helfen, ihre Emotionen zu regulieren, den Umgang mit Heraus-
forderungen und Stress zu verbessern und so ihre psychische Gesundheit zu 
stärken. 

Regula Fierz

Ein Grossteil der Jugendlichen in sozialpädago-
gischen Institutionen ist psychisch belastet. Auf-
grund hoher Impulsivität haben sie oft Mühe, 
ihre Affekte zu kontrollieren und mit Stress um-
zugehen. Solche Reaktionsmuster können psy-
chische Beschwerden verstärken. Die Förderung 
von Strategien zur Stress- und Emotionsregu-
lation als präventive Massnahme ist deshalb 
für fremdplatzierte Jugendliche von zentraler 
Bedeutung. 

Das ursprünglich von Robert Trestman et al. 
in den USA entwickelte Skillstraining START NOW 
basiert auf diesem Wissen. Die Grundlagen für 
das Handbuch START NOW bilden die kognitive 
Verhaltenstherapie, die dialektisch-behaviorale 
Therapie, eine motivierende Gesprächsführung 
sowie traumapädagogische Inhalte.

Die Professorin Christina Stadler und ihr Team 
von den Universitären Psychiatrischen Kliniken Ba-
sel (UPK Basel) haben START NOW für die Schweiz 
adaptiert und das Handbuch in einem ersten 
Schritt an Schulen und in der Jugendpsychiatrie 
eingeführt. 

Welches sind «START NOW Fertigkeiten» für 
den Alltag?
Im START NOW Ansatz werden die durch das Akro-
nym «START» definierten Skills «Slow Down», «Take 
a Step Back», «Accept», «Respect» und «Take action»
vermittelt und im Lebensalltag geübt. Ziel ist es, 
dass die Jugendlichen dank der erlernten Fähigkei-
ten und Strategien besser mit herausfordernden 
Situationen umgehen können.

Eine WebApp für Jugendliche in 
sozialpädagogischen Institutionen
Erziehungseinrichtungen sind mit Herausforde-
rungen wie Personalmangel, hohe Fluktuation und 
Schichtarbeit konfrontiert. Ausserdem fehlt den 
Jugendlichen oft die Motivation oder sie sind nur 
kurz in einer Institution. Aufgrund der Affinität 
junger Menschen für digitale Tools hatten Professo-
rin Christina Stadler und ihr Team die Idee, auf der 
Grundlage des Handbuchs START NOW die WebApp 
E-START NOW zu entwickeln und diese im Rahmen 
eines Modellversuchs auf ihre Wirksamkeit und die 
Möglichkeit der Anwendung in Erziehungseinrich-
tungen zu testen. 

Selbsthilfe oder Gruppentraining – was ist 
wirksamer? 
Die Hauptfragestellung des vierjährigen Modellver-
suches war es, ob die neu entwickelte App E-START 
NOW bereits als Selbsthilfeansatz wirkt oder ob 
ein Gruppentraining mit Begleitung von geschul-
ten Trainerinnen bessere Ergebnisse erzielt. «Wirk-
samkeit» bedeutete in diesem Pilotversuch eine 
verbesserte psychische Flexibilität als zentrales 
Mass für psychische Gesundheit. Hierzu gehören 
beispielsweise Stressresistenz, Wohlbefinden und 
Selbstwirksamkeit. 

Am Modellversuch nahmen 162 Jugendliche/
junge Erwachsene im Alter zwischen 14 und 24 teil. 
Alle waren in einer vom Bundesamt für Justiz an-
erkannten Erziehungseinrichtung in der Deutsch-
schweiz oder in der Romandie platziert. Es betei-
ligten sich 27 Erziehungseinrichtungen, 15 aus der 
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Deutschschweiz und 12 aus der Romandie. 131 So-
zialpädagoginnen und Sozialpädagogen erhielten 
eine Schulung in Bezug auf die Inhalte und die An-
wendung der WebApp. 

Die teilnehmenden Jugendlichen wurden zu-
fällig in drei Gruppen eingeteilt: die erste Gruppe 
erhielt E-START NOW zur freien Benutzung ohne Be-
gleitung durch die Bezugsperson, die zweite Gruppe 
verwendete das Tool unter Anleitung eines Trainers 
oder einer Trainerin und die dritte Gruppe war wäh-
rend der Messungen die Kontrollgruppe und erhielt 
die App erst, nachdem die Messungen in den beiden 
ersten Gruppen beendet waren. 

Bei den teilnehmenden Jugendlichen wurde vier 
Mal die psychische Flexibilität mittels Fragebögen zu 
Resilienz, Wohlbefinden, Selbstwirksamkeit, Symp-
tome von Angst, Depressivität, Wut und Reizbarkeit 
gemessen. Zudem interviewte die UPK Basel Profes-
sionelle aller Hierarchiestufen in den Institutionen 
zu den Herausforderungen bei der Einführung des 
elektronischen Skillstrainings. 

Die wichtigsten Ergebnisse
Alleine anhand der Auswertung der Antworten der 
Jugendlichen konnte keine signifikante Wirkung 
von E-START NOW nachgewiesen werden. Hierzu 
ist jedoch zu sagen, dass lediglich 15 Prozent der 
Jugendlichen das gesamte Trainingsprogramm 
vollständig durchgeführt haben. Ausserdem füll-
ten viele Jugendliche die Fragebogen nicht oder 
unvollständig aus, so dass bei der Auswertung 
viele Daten fehlten. 

Bei den Interviews hingegen ist als wichtiges 
Ergebnis herausgekommen, dass Jugendlichen in 
Erziehungseinrichtungen die Motivation fehlt, um 
alleine das Fertigkeitstraining durchzuführen. Sie 
brauchen hierzu unbedingt die Begleitung und 

Unterstützung von Professionellen wie beispiels-
weise der Bezugsperson. Nur so kann ihr Interesse 
und ihre Motivation für das Training aufrecht-
erhalten werden.

Empfehlungen für die Einführung des 
Skillstrainings 
Die Einführung eines digitalen Präventionspro-
gramms zur Stressreduktion in einer sozialpädago-
gischen Institution birgt einige Herausforderungen. 
Das Team der UPK rund um Professorin Christina 
Stadler hat in ihrem Schlussbericht, der auf der 
Homepage des BJ aufgeschaltet ist (Berichte zu 
abgeschlossenen Modellversuchen), verschiedene 
Gelingensfaktoren, aber auch Stolpersteine heraus-
gearbeitet. Beispielhaft hier ein paar Empfehlungen 
für eine nachhaltige Umsetzung: 

	• Es braucht die aktive Einbindung des gesamten 
Teams und die Unterstützung durch das Ma-
nagement. Zu beachten ist zudem ein günstiger 
Einführungszeitpunkt (Stichwort Schulferien). 

	• Die individuelle Begleitung der Jugendlichen 
durch Bezugspersonen ist zentral; eine enge, 
persönliche Betreuung erhöht die Teilnahmebe-
reitschaft. Um den Austausch zwischen den Ju-
gendlichen zu fördern und soziale Kompetenzen 
wie Kommunikation, Empathie und Konfliktbe-
wältigung zu stärken, sind aber auch Gruppen-
settings wichtig. 

	• Die START NOW WebApp sollte in bestehende 
Tools und Programme der Einrichtungen integ-
riert werden und den Institutionsalltag sinnvoll 
ergänzen.

Weiterführende Informationen zur Web Applikation 
START NOW sind auf www.istartnow.ch abrufbar. 

E-START NOW umfasst insgesamt  
12 Sitzungen mit Achtsamkeitsübun-
gen, Analyse von Emotionen und 
Verhalten sowie spezifische Themen 
wie die Akzeptanz von Emotionen, 
respektvolle Beziehungen oder das 
Setzen von Zielen.
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Fünf Fragen an Madeleine Pont
«Eine kranke Person ins Gefängnis zu stecken, damit sie gesund 
wird, ist, wie wenn sie gleichzeitig die Treppe hinauf- und hinunter-
gehen soll.»

Madeleine Pont ist seit rund fünfzig Jahren in der sozialen Arbeit tätig. Als ausge-
bildete Sozialarbeiterin unterstützte sie zunächst armutsbetroffene Familien. Über 
die Graap-Stiftung verlagerte sie später ihren Fokus auf die Entstigmatisierung 
psychischer Erkrankungen. Mit der Gründung der Stiftung L’ÉCART – Trouble 
Mental et Prison hat sie diesen Sommer eine neue Herausforderung gefunden.

Ihr ganzes Leben lang haben Sie sich für 
benachteiligte Menschen und deren An-
gehörigen eingesetzt. Obwohl Sie seit 2012 
pensioniert sind, machen Sie weiter. Woher 
nehmen Sie Ihre Kraft?
Für mich ist alles eine Frage der Sensibilität 
und Anteilnahme. Ich reagierte schon immer 
empfindlich auf Ausgrenzung in all ihren For-
men, wie Armut, Krankheit, Gefangenschaft 
und Unrecht. Es stört mich so sehr, dass ich 
mich jeweils gezwungen fühle, das Problem 
anzupacken und eine Lösung zu finden. Es 
geht mir darum, zu verstehen, Verbindungen 
herzustellen und dann in der Gruppe nach 
einer Lösung zu suchen.

Sie haben sich während vielen Jahren im 
Graap-Verband engagiert, der Menschen 
(Angehörige und Kranke) zusammenbrach-
te, die von psychisch bedingten Leiden be-
troffen waren. Der Verband umfasste ins-
besondere die Gruppe «Action Maladie 
Psychique et Prison» (AMPP) mit Fokus auf 
die psychische Gesundheit im Justizvollzug. 
Auf welche Schwierigkeiten stiess die AMPP 
bei der Begleitung im Gefängnis?
Das grösste Problem war, dass psychisch 
kranke Menschen nichts im Gefängnis zu su-
chen haben, schon gar nicht im Rahmen eines 
Therapieprogramms! Das Strafgesetzbuch 
erlaubt nach Artikel 59 die Inhaftierung von 
Menschen, die aufgrund einer psychischen 
Störung eine Straftat begangen haben. Die 
Durchführung therapeutischer Massnahmen 
im Gefängnis ist jedoch ein Widerspruch in 
sich. Wer krank ist, muss doch behandelt wer-
den! Stattdessen werden solche Menschen 
an einem Ort der Bestrafung eingesperrt, 

dessen Regeln nicht für sie gemacht sind. 
Können sie diese nicht einhalten, werden sie 
bestraft und in Isolationshaft gesteckt; der 
Kontakt zu Angehörigen, die ihren Gesund-
heitszustand kennen, wird eingeschränkt; 
andere Häftlinge können für sie gefährlich 
werden, oder umgekehrt. Patienten werden 
zur Behandlung in eine Situation gebracht, 
die ihren Gesundheitszustand nur verschlim-
mert. Eine kranke Person ins Gefängnis zu 
stecken, damit sie gesund wird, ist, wie wenn 
sie gleichzeitig die Treppe hinauf- und hin-
untergehen soll. Es ist, als würde man einen 
Ertrinkenden unter Wasser drücken, um ihn 
zu retten.

Nach rund 40 Jahren wurde der Graap-Ver-
band im Juni 2025 aufgelöst (die Graap-Stif-
tung besteht weiterhin als professionelle 
Organisation, die Leistungsaufträge für 
den Kanton Waadt ausführt). Unmittelbar 
danach haben Sie zusammen mit ehema-
ligen Mitgliedern des Verbands den neu-
en Verband L’ÉCART gegründet. Welche 
Aufgaben verfolgt dieser Verband in der 
Romandie?
Grundsätzlich übernimmt er die Mitglieder, 
Geschichte, Werte und Aufgaben der AMPP. 
Sein Name ist – zum Teil – Programm. Der 
französische Begriff «écart» erinnert sinn-
gemäss an die Diskrepanz zwischen dem 
Gesetzeswortlaut zu Therapien im Gefäng-
nis und der Realität im Gefängnisalltag, an 
die notwendige Abgrenzung – immerhin 
in einer Pflegeeinrichtung – von Patienten, 
deren Verhalten ein Risiko darstellen kann, 
oder auch an den Unterschied zwischen In-
tegration und Ausgrenzung. Indem darauf 

aufmerksam gemacht wird, dass Gefängnis-
se in der Schweiz Menschen mit psychischen 
Störungen und ihre Familien zerstören, will 
der Verein L’ECART. zur Bereinigung der Un-
stimmigkeiten in Bezug auf Artikel 59 StGB 
beitragen.

Welche Reformen wünscht sich L’ÉCART für 
das Strafvollzugssystem, damit Menschen 
mit psychischen Störungen besser betreut 
werden?
Wir möchten, dass die Romandie ausser-
halb der Gefängnisse ein mehrstufiges Be-
treuungssystem entwickelt, welches sowohl 
geschlossene Einrichtungen als auch offene 
Betreuungsmassnahmen umfasst. Dadurch 
könnten die Patienten im Rahmen des Voll-
zugs bis zu ihrer Freilassung angemessen 
betreut werden.

Mit Ihrer Arbeit verbinden Sie sowohl Fami-
lien als auch Fachpersonen aus den Berei-
chen des Strafvollzugs und der Justiz, dem 
Sozialwesen, der Politik sowie den Medien. 
Ziehen Sie Ihre Stärke daraus, dass Sie Men-
schen zusammenbringen?
Ich bemühe mich vor allem, die Gemein-
samkeiten von Menschen aufzuzeigen, die 
eigentlich sehr unterschiedlich sind. Die ge-
meinsame Entwicklung eines Projekts er-
fordert echtes Verständnis. Es ist daher not-
wendig, sich gegenseitig ein Mindestmass an 
Gemeinsamkeiten zuzugestehen. Je mehr es 
davon gibt, umso besser verstehen wir uns. 
Unsere Aufgabe ist es beispielsweise, einen 
Richter dazu zu bewegen, sich verstärkt in 
die Person, über die er urteilen muss, hinein-
zuversetzen. (pm)
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Quellen: Vollzug von Sanktionen nach Vollzugsart, Entwicklung T 19.04.02.01

Bilanz der ständigen Wohnbevölkerung, 1861-2023, su-d-01.02.04.05
(https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bevoelkerung/stand-entwicklung.assetdetail.36073797.html)
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Im Jahr 2024 sind in der Schweiz an 12 404 
Personen Strafen und Massnahmen begon-
nen worden, was einem Rückgang von 690 
Personen (5,3%) im Vergleich zum Vorjahr 
entspricht, wie aus der Statistik des Vollzugs 
von Sanktionen des Bundesamtes für Sta-
tistik (BFS) hervorgeht. Von diesen wurden 
8922 Personen (72%)  in den Normalvollzug 
eingewiesen und 100 Personen (0,8%)  in 
Halbgefangenschaft. Dies entspricht einem 
Rückgang der Einweisungen in eine Justiz-
vollzugseinrichtung um 460 Personen oder 
4,9%. Die Einweisungen in die Halbgefangen-
schaft befanden sich auf dem tiefsten Wert.

3017 Personen (24,3%)  verrichteten eine 
gemeinnützige Arbeit und 357 (2,9%)  ver-
büssten ihre Strafe mit einer elektronischen 
Fussfessel, was einem Rückgang der beiden 
alternativen Vollzugsformen um 230 Perso-
nen (6,4%) entspricht. Der Rückgang zeigt sich 
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Trends und Zahlen zum Straf-  
und Massnahmenvollzug
Statistik des Vollzugs von Sanktionen des BFS

somit überproportional bei den alternativen 
Vollzugsformen.

Ein Langzeitvergleich zeigt, dass heute 
weniger häufig besondere Vollzugsformen 
angeordnet werden. 2000–2004 wurden 
durchschnittlich 55% der verurteilten Perso-
nen in eine Justizvollzugseinrichtung und 
45% in die alternativen Vollzugsformen ein-
gewiesen, während 2020–2024 dieses Ver-
hältnis 70% zu 30% beträgt. 

Bezogen auf 100 000 Personen der Wohn-
bevölkerung ist wieder eine Fortsetzung des 
seit 2006 rückläufigen Sanktionenvollzugs zu 
beobachten (  rechte Skala). 

Vollzugsform nach Staatszugehörigkeit: Von 
den 9022 Personen, die 2024 in den Straf- und 
Massnahmenvollzug in Haft (Normalvollzug 
und Halbgefangenschaft) eingewiesen wurden, 
waren 31% Schweizer und 69% ausländische 
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Elektronic Monitoring:

Gemeinnützige Arbeit:

Straf- und Massnahmenvollzug in Haft:

Staatsangehörige. Bei den alternativen Voll-
zugsformen ist der Anteil der Schweizer fast 
doppelt so gross doppelt so gross wie jener der 
ausländischen Staatsangehörigen.

bfs.admin.ch
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GA im Rückgang: Die 2024 begonnenen Voll-
züge (Einweisungen) in der gemeinnützigen 
Arbeit bestätigen den seit Jahren rückläufi-
gen Trend. Im Vergleich zu 2023 beträgt der 
Rückgang 150 Vollzüge oder 5%, wobei das 
BFS die Daten aus dem Kanton Genf für 2024 
noch nicht bearbeiten konnte. Die Altersgrup-
pe der über 44-Jährigen erreichte 2024 mit 
knapp 38,5% einen Höchststand, während in 
den letzten Jahren der Anteil der unter 25-Jäh-
rigen zurückging und die beiden mittleren 
Altersgruppen sich kaum verändert haben.

Seit 1. Januar 2018 ist die gemeinnützige 
Arbeit keine eigenständige Strafe mehr, son-
dern eine Vollzugsform. Sie wird nicht mehr 
von den Gerichten, sondern von den Straf-
vollzugsbehörden angeordnet. Vier Stunden 
gemeinnütziger Arbeit entsprechen einem 
Tag Freiheitsstrafe, einem Tagessatz Geld-
strafe oder einem Tag Ersatzfreiheitsstrafe 
bei Übertretungen.

1990
2000

2010
2020

Quelle:
19.04.01.42: Massnahmenvollzug: mittlerer Insassenbestand nach Art der Massnahme
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kriminalitaet-strafrecht/justizvollzug.assetdetail.36199296.html

je-d-19.04.02.40 Massnahmenvollzug: Einweisungen, mittlerer Bestand, Aufenthaltstage mit Behandlung von 
psychischen Störungen (Art. 59 StGB)
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kriminalitaet-strafrecht/justizvollzug.assetdetail.36199361.html
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Bei 730 (68,9%) der insgesamt 1059Personen, 
die sich im Jahr 2024 im Massnahmenvollzug 
befanden (mittlerer Insassenbestand), war 
eine  Behandlung wegen psychischen Stö-
rungen (Art. 59 StGB) angeordnet worden, bei 
128 Personen (12%) eine  Verwahrung (Art. 64 
StGB), bei 142 (13,4%) eine  Suchtbehandlung 
(Art. 60 StGB) und bei 56 (5,3%) eine  Mass-
nahme für junge Erwachsene (Art. 61. StGB). 

Noch nie befanden sich so wenige junge Er-
wachsene im Massnahmenvollzug nach Art. 
60 StGB wie 2024. In den 1990er-Jahren wa-
ren es 115, mehr als doppelt so viele wie die 
aktuellen Zahlen des BFS für 2024 ausweisen.

Der hohe Bestand von Personen mit Be-
handlung von psychischen Störungen  liegt 
insbesondere an deren längeren Behand-
lungsdauer (  rechte Skala, in Tagen). Nach 

Einführung des Art. 59 im Jahr 2007 stieg 
die durchschnittliche Aufenthaltsdauer von 
1200 auf 3000 Tage (8 ⅓ Jahre) im Jahr 2019 
und liegt nun bei 2400 Tage (6 ½ Jahre). Die 
Einweisungen in den Vollzug von Art. 59 ge-
hen seit 2020 von 104 auf 45 Personen (2024) 
stark zurück. Bei den Verwahrungen lag die 
durchschnittliche Aufenthaltsdauer 2024 bei 
18 Jahren und 9 Monaten. 
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Vermehrter Einsatz des EM, aber keine 
Ausweitung vorgesehen
Bericht des Bundesrates über die Evaluation des Electronic Monitoring

Die Kantone greifen seit der bundesweiten 
Einführung des Electronic Monitoring (EM) 
im Jahr 2018 tendenziell vermehrt auf diese 
alternative Vollzugsform zurück. Dies gilt 
insbesondere für die städtisch geprägten 
Kantone und jene, die zuvor bereits am 
Modellversuch teilgenommen haben. In 
der Vollzugspraxis zeigen sich hingegen 
keine nennenswerten Unterschiede. Nicht 
zur Diskussion steht eine Ausweitung des 
Anwendungsbereiches des EM.

Im Auftrag der Kommission für Rechtsfra-
gen des Ständerates (Postulat 16.3632) hat 
der Bundesrat die Erfahrungen mit dem 
Electronic Monitoring (EM) im Zeitraum 
von 2018 bis 2023 evaluiert. Wie aus dem 
im August 2025 veröffentlichten Bericht 
des Bundesrates hervorgeht, stieg die Zahl 
der jährlichen Bewilligungen von EM von 
398 auf 499 (+25%). Die Anzahl der jährli-
chen Antritte zum EM-Vollzug nahm von 
341 auf 399 (+17%) zu. Die Gründe für diese 
Differenz liegen beispielsweise darin, dass 
ein Bewilligungsentscheid nicht umgesetzt 
wird, weil die betroffene Person zwischen-
zeitlich die Voraussetzungen nicht mehr er-
füllt. Im Jahr 2023 belief sich der EM-Einsatz 
in der Schweiz auf 40 842 Vollzugstage, was 
einem Anteil von 2,5% der Strafvollzugsta-
ge entspricht. 

Meistens in Form von front door
Die Kantone, die von 1999 bis 2017 am Mo-
dellversuch teilgenommen hatten (BE, BL, 
BS, GE, SO, TI und VD), sowie Aargau und 
Zürich setzen EM häufiger ein als die an-
deren Kantone. In mehr als 90% der Fälle 
wird EM als Alternative zum Vollzug einer 
Freiheitsstrafe (front door) eingesetzt. Die 
elektronische Überwachung am Ende des 
Vollzugs einer Freiheitsstrafe (back door; als 
Vollzugslockerung) macht hingegen weni-
ger als 10% der Fälle aus; deshalb verzichtet 
der Bericht auf eine detaillierte Evaluation 

dieser Fälle. Die meisten Personen im elek-
tronisch überwachten Strafvollzug sind 
Schweizer Bürger und Bürgerinnen (57%) 
sowie ausländische Personen mit einem 
Ausweis B, C oder Ci (36%).

Die aus 14 Kantonen vorliegenden Daten 
zeigen, dass die Vollzugsbehörden durch-
schnittlich 71% der Gesuche um Bewilligung 
von EM gutheissen. Hauptgründe für die Ab-
lehnung von Gesuchen sind eine fehlende 
geregelte Arbeit oder Beschäftigung, eine 
ungünstige Legalprognose, Schwierigkeiten 
beim Vollzug sowie die mangelnde Koope-
ration der gesuchstellenden Person. 

Sehr oft erfolgreich abgeschlossen
Im untersuchten Zeitraum wurde der 
Strafvollzug in Form von EM in 93% der 
Fälle erfolgreich abgeschlossen und dau-
erte durchschnittlich 95 Tage. Hauptgrün-
de für die seltenen Abbrüche waren die 
mangelnde Kooperation der Person und 
die Verletzung der Regeln der elektroni-
schen Überwachung. Ein Vergleich zeigt, 
dass die gemeinnützige Arbeit trotz eines 
deutlichen Rückgangs mit 2823 Einsätzen 
im Jahr 2023 die am häufigsten eingesetzte 
Form des alternativen Strafvollzugs bleibt. 
EM in Form von front door wurde in 385 
Fällen angeordnet, die Halbgefangenschaft 
nur in 143 Fällen. 

Keine Ausweitung
EM in Form von front door kann als Alter-
native zum Vollzug einer Freiheitsstrafe 
von 20 Tagen bis zu 12 Monaten eingesetzt 
werden. Gemäss der neuen Rechtsprechung 
des Bundesgerichts ist der Einsatz von EM 
auch dann möglich, wenn bei einer teilbe-
dingten Freiheitsstrafe die Gesamtstrafe bis 
zu 36 Monate beträgt und der unbedingt 
vollziehbare Teil 12 Monate nicht übersteigt. 
Die grosse Mehrheit der Kantone erachtet 
die geltende rechtliche Regelung des EM als 
sachgerecht und vollständig. Nur wenige 

Kantone befürworten eine Ausweitung des 
Anwendungsbereiches. Nach Ansicht des 
Bundesrates ist deshalb keine Änderung der 
rechtlichen Regelung notwendig. Wenn die 
Kantone gewisse Kriterien präzisieren oder 
ihre Praxis vereinheitlichen wollen, können 
die drei Strafvollzugskonkordate entspre-
chende Regelungen verabschieden. (gal)

Die Daten aus 14 Kantonen zeigen, dass die Behörden 
71% der Gesuche um Bewilligung des Electronic Moni-
toring gutheissen. Hauptgründe für die Ablehnung sind 
eine fehlende geregelte Arbeit, eine ungünstige Legal-
prognose und Schwierigkeiten beim Vollzug.
Foto: Peter Schulthess
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«Weiterbildung ist ein wertvolles Gut»
Die Institutionen des Justizvollzugs können ihre Mitarbeitenden nur in beschränktem Umfang für  
Kurse freistellen

Patrick Cotti ist Direktor des Schweizeri-
schen Kompetenzzentrums für den Justiz-
vollzug SKJV. Im Interview spricht er über 
den neuen Campus SKJV in Marly, die in-
haltliche Ausrichtung des Bildungszentrums 
und die Themen der Zukunft in der Ausbil-
dung für den Justizvollzug

Kaspar Meuli

prison-info: Patrick Cotti, das SKJV baut vor 
den Toren Freiburgs einen neuen Campus. 
Läuft alles nach Plan? 
Patrick Cotti: Ja, wir starten am 5. Januar 
2026 unseren ersten Ausbildungsgang in 
den neuen Räumlichkeiten, und am 6. Feb-
ruar findet die offizielle Eröffnung des neuen 
Bildungsgebäudes statt. In Zukunft finden 
alle unsere Kurse im Rahmen der Grund- und 
Führungsausbildung in Marly statt. Die Wei-
terbildungsangebote hingegen werden wir 
weiterhin auch regional durchführen.

Wie stark ist das neue Raumangebot auf 
künftige Bedürfnisse ausgerichtet, haben 
Sie Kursräume auf Vorrat gebaut? 
Leider nein, wir sind von Beginn an voll aus-
gelastet. Wir starten 2026 mit zehn Grund-
ausbildungsklassen, im Herbst 2026 wird es 
bereits eine zusätzliche Klasse geben, und ab 
Herbst 2027 sind 12 Klassen geplant. Die Kan-
tone signalisieren uns, dass sie gerne noch 
mehr Ausbildungsplätze hätten. Das wird 
auch im neuen Bildungsgebäude nur mög-
lich sein, wenn wir ein zusätzliches Stock-
werk dazunehmen, das im Moment noch 
nicht genutzt wird.

Was ist das Spezielle am neuen Campus?
Im Campus SKJV auf dem Gelände des Marly 
Innovation Center wird künftig alles unter 
einem Dach sein, bisher waren wir in Freiburg 
an zwei Standorten zuhause. Neu verfügen 
wir am selben Ort über sieben Kursräume, 
und es gibt unter anderem auch einen Pra-
xisraum mit drei Übungszellen. Ein grosses 

Plus für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
ist bestimmt auch das Hotel direkt neben 
dem Bildungsgebäude. Ein Viersternehaus 
mit 140 Betten, das wir jedoch nicht selbst 
betreiben. Keine Sorge: Für unsere Teilneh-
menden haben wir einen vorteilhaften Spe-
zialtarif ausgehandelt.

Das SKJV befindet sich nun nicht mehr in 
Bahnhofsnähe, sondern in einer Freiburger 
Vorortsgemeinde...
...ja, da mussten wir uns schon einige ent-
täuschte Kommentare anhören. Aber was 
sind schon 15 Minuten zusätzliche Anreise? 
Mit dem ÖV braucht man für die Fahrt vom 
Bahnhof Freiburg zu uns gerade mal so viel 
Zeit, und die Busse verkehren im Viertelstun-
dentakt. Vor allem aber finden unsere Kurse 
in einem einmaligen Umfeld statt. Das Marly 
Innovation Center ist der grösste Technolo-
gie-Campus der Schweiz. Er liegt auf einem 
riesigen ehemaligen Industrieareal, auf dem 
ein Ökosystem mit Unternehmen, Wohn- und 
Freizeitzonen heranwächst. Unsere Teilneh-

menden werden hier die Infrastruktur für 
Sport und Freizeit nutzen und von diversen 
Gastronomieangeboten auf dem Gelände 
profitieren.

Wird das SKJV laufend mehr Kurse anbieten?
Wir bauen das Angebot nicht aus, sondern 
passen es neuen Themen an. Gerade in der 
Weiterbildung sind uns personelle Grenzen 
gesetzt. Unsere Dozentinnen und Dozenten 
kommen aus der Praxis und können nicht 
problemlos zusätzlich freigestellt werden. 
Und auch die Teilnehmenden werden in ihren 
Institutionen gebraucht, von den Personal-
ressourcen her ist Weiterbildung deshalb 
nur in beschränktem Umfang möglich und 
ein wertvolles Gut. 

Wie steht es denn mit neuer Klientel? Mit-
arbeitende im Jugendvollzug etwa möchten 
sich in Bereichen wie dem Umgang mit Ge-
walt weiterbilden.
Diese Zielgruppe ist zu klein, um ein spe-
zielles Angebot aufzubauen. Aber wir haben 

Im neuen Campus des SKJV in Marly bei Freiburg finden künftig alle Kurse im Rahmen der Grund- und Führungs-
ausbildung statt. Die Aufnahme zeigt das Gebäude noch vor der Eröffnung im Oktober 2025. Foto: MIC
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existierende Weiterbildungsangebote, die 
auch Sozialpädagoginnen und -pädagogen 
offenstehen. Übrigens zählen die Kurse zur 
Gewaltprävention in allen drei Landesteilen 
zu unseren beliebtesten. Aber es ist so: Bei 
den Mitarbeitenden im Jugendvollzug be-
steht das Bedürfnis nach Weiterbildung. Wir 
planen deshalb im nächsten Jahr eine Tagung 
speziell zum Thema Umgang mit Gewalt.

Bietet das SKJV eigentlich auch Kurse in 
Selbstverteidigung an?
Nein, aber ich finde solche Kurse sehr wich-
tig. Viele Institutionen haben eigene Ange-

bote geschaffen. Von den Abläufen in einer 
Krisensituation her ist es auch besser, wenn 
alle Mitarbeitenden einer Institution mit 
denselben Techniken vertraut sind und des-
halb von den Institutionen selbst ausgebil-
det werden.

Wie sehen Sie die Zukunft von Aus- und 
Weiterbildung im Strafvollzug?
Ich kann mir vorstellen, dass vor allem die 
Ausbildung vor Ort zunehmen wird, denn 
so müssen die Mitarbeitenden nicht aus den 
Institutionen abgezogen werden. Aus dem-
selben Grund wird es beim SKJV zukünftig 

noch mehr E-Learning-Angebote geben. Zu-
dem unterstützen wir die Kantone bei der 
Organisation von Bildungstagen in den In-
stitutionen. Und es ist es zentral, dass ins-
besondere unsere Kaderausbildung noch 
attraktiver und von den Vorbildungen her 
durchlässiger wird. Dazu wollen wir uns als 
Höhere Fachschule den Fachhochschulen an-
nähern. Wir müssen durchlässiger werden 
und uns ins Bologna System einfügen. Wir 
setzen bereits heute auf Kooperationen mit 
den Fachhochschulen, es macht keinen Sinn, 
dass wir selbst ein Modul wie etwa in Pro-
jektmanagement erarbeiten. Dank dieser Zu-
sammenarbeit werden unsere Ausbildungen 
bestimmt qualitativ noch ansprechender.

Welches sind die Themen der Zukunft im 
Strafvollzug?
Bereiche wie Gesundheit, aber auch Inter-
kulturalität werden noch bedeutender wer-
den als sie es heute schon sind. Sehr wichtig 
ist aus meiner Sicht auch das Bild, das sich 
die Öffentlichkeit von den Mitarbeitenden im 
Justizvollzug macht. Es darf nicht sein, dass 
etwa in den Medien immer noch von «Ge-
fängniswärtern» die Rede ist. Wir müssen uns 
gemeinsam dafür einsetzen, aufzuzeigen, 
welch hochwertige Arbeit die Fachleute im 
Justizvollzug leisten und von welch grosser 
gesellschaftlicher Bedeutung diese ist.

Zur Person

Patrick Cotti leitet das Schweizerische 
Kompetenzzentrum für den Justizvollzug 
SKJV. Er wurde 2017 als erster Direktor der 
neugeschaffenen Institution ernannt. Cotti hat 
Germanistik, Musikwissenschaft und Literatur-
kritik an der Universität Zürich studiert. Danach 
war er unter anderem im Sozialbereich tätig, 
leitete die Strafanstalt Zug und war Regierungs-
rat im Kanton Zug. Anschliessend bildete er sich 
in Unternehmensführung weiter und wurde 
später Direktor des Laufbahnzentrums der 
Stadt Zürich.

Das Marly Innovation Center (MIC), in dem sich der neue Campus des SKJV befindet, liegt auf einem weitläufigen ehemaligen Industrieareal. Foto: MIC
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Ein Gesetzesartikel mit Potenzial
Es gibt immer weniger Massnahmen für junge Erwachsene nach Art. 61 StGB 

In den letzten Jahren kam der Artikel 61 
immer weniger zur Anwendung. Waren es 
2012 schweizweit noch 44 Fälle, so sind es im 
laufenden Jahr nur noch 13. Damit wird eine 
kluge Ausrichtung des Schweizer Strafrechts 
zu wenig genutzt.

Carmelo Campanello und Sigrun Mützlitz

Im Massnahmenzentrum Uitikon (MZU) le-
ben derzeit rund dreissig junge Männer, die 
Mehrheit von ihnen befindet sich in einer 
Massnahme nach Artikel 61 StGB. Ihre An-
lassdelikte: zumeist Gewaltstraftaten oder 
schwere Eigentumsdelikte. In den Urteilen 
wurde neben einer Freiheitsstrafe auch eine 
Massnahme für junge Erwachsene angeord-
net, weil das Gericht zu der Einschätzung 
kam, dass eine erhebliche Störung der Per-
sönlichkeitsentwicklung vorliegt, die Tat da-
mit im Zusammenhang stand und ein Rück-
fall ohne Behandlung wahrscheinlich ist. In 
der Massnahme soll dieses Risiko verringert 
und ein selbstverantwortliches und selbst-
ständiges Leben vorbereitet werden.

Junge Männer besonders oft straffällig
Mit einem Eintrittsalter zwischen 18 und 
25 befinden sich diese Klienten des MZU 
in der «Hochrisikophase» für Kriminalität. 
Weltweit werden junge Männer in dieser 
Altersgruppe besonders oft straffällig; ab 25 
Jahren sinkt die Rate dann wieder deutlich. 
Es war somit sinnvoll, dass bei der Revision 
des Strafgesetzbuches 2007 der Artikel 61, 
der insbesondere das Risikopotenzial und 
die zum Teil noch fehlende psychosoziale 
Reife junger Erwachsener berücksichtigt, 
eingeführt wurde.

Trotzdem wird dieser Artikel seit Jahren 
immer weniger angewendet (Grafik rechts). 
Diese Entwicklung kann nicht daran liegen, 
dass die Schweiz eine Ausnahme hinsicht-
lich der altersbezogenen Age-Crime-Kurve 
darstellt. Die Zahl der verurteilten jungen 
Erwachsenen hat sich in den vergangenen 
Jahren kaum verändert und insbesondere im 
Alter von Mitte bis Ende Zwanzig zeigt sich 
eine hohe Verurteilungsrate (Grafik rechts).

Konzentriert man sich auf die Gewaltde-
likte wird zudem erkennbar, dass bei schwe-
ren Gewalttaten die jungen Erwachsenen 
(Altersgruppe 20 – 24 Jahre) die zweitmeisten 
Verurteilungen aufweisen. Am häufigsten 
verurteilt werden die 25- bis 29-Jährigen. Bei 
minderschwerer Gewalt führen die jungen 
Erwachsenen die Statistik sogar an.

Mögliche Ursachen für den Rückgang der 
Anwendung des Artikels 61
Die Tatsache, dass der Artikel 61 selten ange-
wendet wird, obwohl in der Altersgruppe der 
jungen Erwachsenen Delikte entwicklungs-
typisch häufig sind, wirft Fragen auf: Wer 
kommt in Haft, und wer in eine Massnahme?  
Wissenschaftliche Untersuchungen bele-
gen, dass die Kriterien, nach denen der Ar-
tikel 61 angewendet bzw. nicht angewendet 
wird, in der Praxis nicht trennscharf sind. 
Zudem ist das ausschlaggebende Kriterium 
der «Persönlichkeitsentwicklungsstörung» 
nicht in den gängigen Manualen wie ICD-10 
und DSM5 definiert. Bei den Entscheidungen 
für eine stationäre oder ambulante Massnah-
me oder einer Haftstrafe scheint ein grosser 
Spielraum zu bestehen. 

Der diagnostischen Unklarheit hingegen 
wurde bereits entgegengewirkt. So entstand 
2021 ein «Beurteilungsbogen zur Erfassung 
der erheblichen Störung der Persönlichkeits-
entwicklung gemäss Art. 61 StGB». Eine trenn-
scharfe Diagnose wäre somit möglich; da 
das Instrument jedoch bislang nur äusserst 
selten angewendet wird, zeigen sich entspre-
chend wenig Auswirkungen auf die Urteils-
praxis.

Ein weiterer Grund, weshalb der Artikel 
61 immer weniger zur Anwendung kommt, 
könnte eine abnehmende Bereitschaft der 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sein, 
eine Begutachtung zu beauftragen. Tenden-
ziell werden häufiger ältere Personen begut-
achtet, und im Fall einer Begutachtung folgt 
eher eine Massnahme nach Artikel 59. Dabei 
könnte es eine Rolle spielen, dass, bei einem 
prognostizierten höheren Rückfallrisiko mit 
diesem Artikel eine Möglichkeit zur Verlän-
gerung besteht, während Massnahmen ge-
mäss Artikel 61 auf vier Jahre begrenzt sind.

Ansätze zur Wiederbelebung des  
Artikels 61
Es kann sein, dass die veränderte Anwen-
dungspraxis von Artikel 61 einer umfassende-
ren fachlichen, strafrechtlichen, forensischen 
und ethischen Diskussion bedarf. Blickt man 

Carmelo Campanello ist seit 2023 
Direktor des Massnahmenzentrums 
Uitikon (MZU). Zuvor leitete er die Ju-
gendstätte Burghof in Dielsdorf und 
hat als Psychotherapeut und als So-
zialpädagoge langjährige Erfahrung 
mit Jugendlichen gesammelt. Cam-
panello hat Psychologie, Psychopatho-
logie des Kindes- und Jugendalters 
sowie Kriminologie studiert. 

Sigrun Mützlitz leistet im MZU Füh-
rungsunterstützung für den Direktor. 
Zuvor hat sie viele Jahre in der Ju-
gendhilfe, der Sonderpädagogik und 
an Hochschulen gearbeitet. Sie hat 
unter anderem Sozialwissenschaften, 
Sozialarbeit, Politikwissenschaft und 
Philosophie studiert und sich u.a. in 
Supervision und Change Manage-
ment weitergebildet.
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pragmatisch auf eine mögliche Wiederbele-
bung der Anwendung von Artikel 61, bieten 
sich zur Diskussion folgende Ausgangsüber-
legungen an:

Kurzscreening zur Entscheidung über 
eine Gutachtennotwendigkeit
Ein Screening der insbesondere wegen Ge-
walt- und Sexualdelikten verurteilten jungen 
Erwachsenen hinsichtlich ihres Risikoprofils 
und ihres Behandlungsbedarfs könnte hel-
fen, eine Anordnung von Massnahmen nach 
Artikel 61 dort, wo es sinnvoll wäre, wahr-
scheinlicher zu machen. Eine standardisierte 
Anwendung eines Kurzscreenings auf Basis 
der Risikofaktoren C8 von Bonta oder dem 
ROS-Instrument FaST könnte eine daten-

basierte Entscheidung für oder gegen eine 
Begutachtung ermöglichen. 

Braucht es eine «Massnahme light»?
Es ist bei jungen erwachsenen Straftätern 
vielleicht grundsätzlich abzuklären, ob bei 
bestimmten Delikten bzw. Verläufen ein sol-
ches Screening sinnvoll sein könnte, um den 
zur Resozialisierung und Risikominimierung 
relevanten Behandlungsbedarf auch «unter-
halb der Massnahmenschwelle» zu eruieren. 
Kombination von Art. 61 und Art. 59

Ausgehend von der Annahme, dass es 
Vorbehalte gegenüber der zeitlichen (und 
damit behandlungsrelevanten) Begrenzung 
des Art. 61 gibt und daher, wenn überhaupt, 
eher Art. 59 zur Anwendung kommt, ist ver-

mehrt eine Prüfung von vollzugspraktischen 
Kombinationsmöglichkeiten des Art. 61 mit 
Massnahmen nach Art. 59 StGB zu erwägen.  
Debatte darüber, was bei der Arbeit mit jun-
gen Erwachsenen nützlich ist

Adoleszente sind nicht nur eine Hochrisi-
kogruppe für Delikte, sondern aufgrund der 
noch nicht abgeschlossenen Reifeprozesse 
auch gut ansprechbar für entwicklungsför-
derliche Interventionen. Zudem wirkt sich 
eine erfolgreiche Behandlung tertiärprä-
ventiv und sozialwirtschaftlich positiv aus. 
Gelingende Massnahmen bedeuten daher 
einen sowohl individuellen als auch gesell-
schaftlichen Mehrwert, was mit Einführung 
des Artikels 61 vor rund 20 Jahren bereits be-
rücksichtigt wurde. Dieses Potenzial sollte 
nicht in Vergessenheit geraten.

Reflexionen zu einer Renaissance des 
Artikels 61
Die Massnahmenzentren stehen angesichts 
ihres Auftrags und sinkender Belegungszah-
len vor der Aufgabe, mit einer gründlichen 
Umfeldanalyse das Angebot ihrer Institution 
den neuen Entwicklungen anpassen und die 
erhobenen Daten für eine Neuausrichtung 
zu nutzen. Betrachtet man zudem die Ge-
schichte des Artikels 61 und seiner Anwen-
dung im Kontext der sich verändernden ge-
sellschaftlichen Diskussion, so stellt sich die 
Frage, ob ein wirksames Instrument für eine 
gelingende Arbeit mit adoleszenten Straffäl-
ligen zu wenig genutzt wird. Die ersten Er-
gebnisse der Umfeldanalyse weisen darauf 
hin, dass in den letzten Jahren auch Umlage-
rungen der Zuweisungspraxis stattgefunden 
haben, die weit über den institutionellen 
Kontext hinaus reichen. In einem nächsten 
Schritt gilt es deshalb zu prüfen, inwieweit 
die Datenlage und die hier skizzierten Hand-
lungsansätze für eine Renaissance des Arti-
kels 61 sprechen. 
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Die Abbildung zeigt, wie häufig der Artikel 61 
seit 2007 bezogen auf die ganze Schweiz sowie 
auf den Kanton Zürich angewendet wurde. 
Tendenz klar abnehmend. 

Die Grafik zeigt die Anzahl der Verurteilungen in der Schweiz bezogen auf Altersgruppen (Age-Crime-Kurve). Die Zahl 
der verurteilten jungen Erwachsenen hat sich in den vergangenen Jahren kaum verändert; besonders hoch ist die Ver-
urteilungsrate im Alter von Mitte bis Ende Zwanzig. 
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Die Überbelegung der Gefängnisse ist 
kein Schicksal
Ein Thinktank will Grundlagen für eine fundierte Diskussion liefern

Die Überbelegung der Gefängnisse in den 
Kantonen Genf und Waadt ist nach Ansicht 
des «Laboratoire romand sur la décroissan-
ce carcérale» kein Schicksal. Es fehlt nicht 
an Lösungen, wohl aber am Willen zu einer 
Kursänderung in der Strafpolitik. Deshalb 
will dieser Thinktank über die Ursachen und 
Folgen der Überbelegung informieren sowie 
Handlungsmöglichkeiten aufzeigen.

Das «Laboratoire romand sur la décroissan-
ce carcérale» ist ein Zusammenschluss von 
rund zwanzig Persönlichkeiten aus Politik, Jus-
tiz, Zivilgesellschaft und Wissenschaft, die an 
dem vom Schweizerischen Nationalfonds (SNF) 
unterstützten Projekt «Décroisssance carcéra-
le» der Universität Genf. In seinem ersten Policy 
Brief – einer an die Öffentlichkeit gerichteten 
Zusammenfassung – unterstreicht das «Labo-
ratoire», dass die Schweiz im internationalen 
Vergleich das Mittel der Inhaftierung massvoll 
einsetzt. Die Inhaftierungsrate liegt seit 30 Jah-
ren bei rund 80 Personen auf 100 000 Einwoh-
ner/innen und damit unter dem europäischen 
Durchschnitt. Auch die Belegungsrate der Ge-
fängnisse ist stets unter 100% geblieben. Doch 
hinter diesen nationalen Durchschnittswerten 
verbergen sich grosse regionale Unterschiede. 

Stärker ausgeprägte Strafkultur
Während die Belegungsrate in der Deutsch-
schweiz 86% beträgt, liegt sie gemäss Labo-
ratoire in der lateinischen Schweiz bei 101%. 
Dieser Unterschied ist vor allem zurückzufüh-
ren auf die Kantone Genf (109%) und Waadt 
(115%), die «beiden einzigen Kantone, die eine 
chronische Überbelegung der Gefängnisse 
kennen». Die verantwortlichen Strafverfol-
gungsbehörden machen drei Ursachen für 
die Überbelegung geltend: den Mangel an 
Haftplätzen, die Besonderheiten der Krimi-
nalität in ihren Kantonen und den fehlenden 
Handlungsspielraum des Strafrechts. Damit 
lässt sich die Überbelegung allerdings nicht 
fundiert erklären. Das «Laboratoire» weist in 

seiner wissenschaftlichen Untersuchung auf 
eine andere Erklärung für die aussergewöhn-
liche Situation in Genf und Waadt hin: «eine 
im Vergleich zur übrigen Schweiz stärker aus-
geprägte Strafkultur, die zu vermehrten In-
haftierungen führt». 

Mehr bauen, mehr inhaftieren
In den Kantonen Genf und Waadt mangelt 
es nicht an Haftplätzen, die beiden Kanto-
ne verfügen anteilmässig sogar über mehr 
Haftplätze als der Rest der Schweiz. Auffällig 
ist gemäss «Laboratoire» das Phänomen der 
«aufsteigenden Spirale» (mehr bauen, mehr 
inhaftieren): Seit Beginn der 2000er Jahre ha-
ben die beiden Kantone zahlreiche Haftplätze 
geschaffen. Gleichzeitig ist die Inhaftierungs-
rate stark gestiegen – während schweizweit 
die Anzahl der meisten mit einer Freiheitsstra-
fe bedrohten Straftaten zurückgegangen ist.

Es gibt ferner keine nur auf die Waadt 
oder Genf beschränkte Kriminalitätsform. 
Andere städtische oder grenznahe Regionen 
sind ebenfalls vom Kriminalitätstourismus 
betroffen. Doch weder im Kanton Basel-Stadt 
noch im Kanton Tessin sind die Gefängnisse 

überbelegt. Auch die Kriminalitätsrate kann 
nicht die Überbelegung der Gefängnisse er-
klären, denn andere städtische Kantone mit 
einer ähnlich hohen Kriminalitätsrate wei-
sen deutlich niedrigere Inhaftierungsraten 
auf. Das schlagende Beispiel ist Basel-Stadt, 
dessen Inhaftierungsrate 2,3-mal niedriger 
ist als jene in Genf.

Handlungsspielraum der Kantone
Alle Kantone wenden das gleiche Strafgesetz-
buch (StGB) an, doch dieser gesetzliche Rahmen 
lässt ihnen bei der Gestaltung der Kriminal-
politik und bei der Festlegung des Strafmas-
ses einen Handlungsspielraum. Unterschiede 
können durch andere politische und kulturelle 
Sensibilitäten beeinflusst werden. Seit langem 
lässt sich laut «Laboratoire» feststellen, dass 
die Westschweiz stärker von einer Strafkultur 
geprägt ist als die Deutschschweiz.

«Die Unterschiede zwischen den Kantonen 
zeigen, dass eine weniger repressive Politik 
möglich ist, ohne die öffentliche Sicherheit 
zu gefährden.» In den nächsten Ausgaben 
der Serie will das «Laboratoire» konkrete und 
umsetzbare Veränderungen vorschlagen. (gal)

Chronisch überbelegt: Das Gefängnis Champ-Dollon in Genf. Foto: KEYSTONE
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Zwischen Therapie und Sicherung: 
Empirische Befunde zum  
Massnahmenrecht 
Studie schliesst Teil einer Forschungslücke 

Unterscheiden sich verurteile Personen in 
ambulanten und stationären Massnahmen 
sowie der Verwahrung und wenn ja, in wel-
chen Merkmalen? Eine Studie aus dem Kan-
ton Zürich liefert empirische Antworten zur 
Anordnungspraxis.

Thierry Urwyler 

Die Anordnung strafrechtlicher Massnah-
men stellt einen erheblichen Eingriff in die 
Freiheit verurteilter Personen dar. Während 
die fachliche Diskussion über die Legitimität 
und Verhältnismässigkeit solcher Eingriffe 
intensiv geführt wird, fehlen empirische 
Daten zur Anwendungspraxis. Eine Studie 
der Hauptabteilung Forschung & Entwick-
lung des Zürcher Amts für Justizvollzug und 
Wiedereingliederung (JuWe) schliesst einen 
Teil dieser Forschungslücke. Es wurden Gut-
achten, Urteile und Strafregisterauszüge von 
307 männlichen Inhaftierten der Justizvoll-
zugsanstalt Pöschwies untersucht. Die Inhaf-
tierten befanden sich zwischen 2013 und 2018 
im Vollzug einer Massnahme nach Art. 59 
(Gruppe SB, «stationär Behandelte»), Art. 63 
(Gruppe AB, «ambulant Behandelte»; nur voll-
zugsbegleitende ambulante Behandlungen) 
oder Art. 64 StGB (Gruppe V, «Verwahrte»).

Grosse Mehrheit war bereits vorbestraft
Hinsichtlich des Alters zum Zeitpunkt der 
Verurteilung zeigte sich, dass verwahrte Per-
sonen deutlich älter waren als Personen in 
ambulanter oder stationärer Behandlung (45 
vs. 33 Jahre im Median). Die grosse Mehrheit 
der untersuchten Personen war bereits vor-
bestraft – unabhängig von der jeweiligen 
Massnahme (AB: 82%, SB: 89%, V: 95%). Sobald 
die Schwere der Vordelinquenz betrachtet 
wurde, ergaben sich Gruppenunterschiede: 
Ambulant Behandelte waren seltener we-
gen eines Gewalt- oder Sexualdelikts vorbe-
straft und waren seltener zu Freiheitsstrafen 
von mehr als 24 Monaten verurteilt worden. 
Während bei nur einem von fünf ambulant 
Behandelten bereits früher eine strafrecht-
liche Massnahme angeordnet worden war, 
war dies bei den Personen in Massnahmen 
nach Art. 59 und 64 StGB bei jedem zweiten 
der Fall.

Hinsichtlich der Straftatbestände im An-
lassurteil überwogen bei allen Massnah-
menformen Delikte gegen Leib und Leben 
(AB: 59%, SB: 50%, V: 62%). Sexualdelikte 
kamen in den freiheitsentziehenden Mass-
nahmen (SB: 44%, V: 58%) häufiger vor als 
bei den ambulant Behandelten (27%). Die 
ausgesprochene Freiheitsstrafe war bei Ver-
wahrten am höchsten (im Schnitt 8.5 Jahre 
gegenüber 6 Jahren in der ambulanten Be-
handlung und 5 Jahren in der stationären 
Behandlung). Stationär Behandelten und 
Verwahrten wurden häufiger eine vermin-
derte oder aufgehobene Schuldfähigkeit 
attestiert als ambulant Behandelten (AB: 
68%, SB: 82%, V: 87%).

Diagnostisch dominierten in allen Mass-
nahmenformen substanzbezogene Störun-
gen (ICD-10 F1; AB: 57%, SB: 48%, V: 37%) und 
Persönlichkeits- und Verhaltensstörungen 
(ICD-10 F6; AB: 64%, SB: 84%, V: 84%). Bei den 
ambulant Behandelten kamen jedoch Per-
sönlichkeits- und Verhaltensstörungen im 
Vergleich zu den anderen beiden Gruppen 
weniger häufig vor. 

Überdurchschnittliches Risikoprofil
Die Risikoeinschätzungsinstrumente wie-
sen bei allen Massnahmenformen auf über-
durchschnittliche Risikoprofile im Vergleich 
zu den Normwerten der jeweiligen Instru-
mente hin. Innerhalb der Massnahmenfor-
men zeigten sich aber Unterschiede. Am-
bulant Behandelte wiesen im Mittelwert 
geringer ausgeprägte Psychopathiewerte auf 
der Psychopathy Checklist-Revised (PCL-R) auf 
als stationär Behandelte, die wiederum tie-
fere Werte als Verwahrte aufwiesen (AB: 18 
Punkte; SB: 22.2 Punkte, V: 25.6 Punkte). Das 
Rückfallrisiko für Sexualdelikte fiel bei am-
bulant Behandelten mit 5.6 Punkte auf dem 
Sex Offender Risk Appraisal Guide (SORAG) 

Thierry Urwyler ist Assistenzprofessor 
für Straf- und Strafprozessrecht an 
der Universität Zürich. Von 2018 bis im 
Februar 2025 arbeitete er als Senior 
Researcher in der Hauptabteilung 
Forschung & Entwicklung des Zürcher 
Amts für Justizvollzug und Wiederein-
gliederung (JuWe). 
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geringer aus als bei stationär Behandelten 
und Verwahrten (SB: 20.6 Punkte, V: 19.2 
Punkte). Das mittels Violence Risk Appraisal 
Guide (VRAG) gemessene Rückfallrisiko für 
Gewaltdelikte unterschied sich hingegen 
nicht zwischen den drei Gruppen.

Bedarf nach präziseren Vorgaben zum 
Rückfallrisiko
In einer Gesamtbetrachtung zeigt die Stu-
die, dass die ambulante Behandlung das 
massnahmenrechtliche Einstiegsvehikel bei 
vorstrafenbelasteten Personen darstellt, 
bevor bei stärkerer psychopathologischer 
Belastung, Anlasstatenschwere sowie aus-
geprägterem Rückfallrisiko zu den eingriffs-
intensiveren freiheitsentziehenden Mass-
nahmen gegriffen wird (die Weichenstellung 
für die Differenzialindikation zwischen Art. 
59 und 64 StGB dürfte angesichts der oben 
aufgeführten Gemeinsamkeiten der beiden 

Gruppen die unterschiedliche Einstufung der 
Behandelbarkeit darstellen.) Dies entspricht 
dem gesetzlichen Rahmen und letztlich dem 
Verhältnismässigkeitsprinzip. Jedoch ist zu 
berücksichtigen, dass der Abgleich der Mass-
nahmenpraxis mit dem Rechtsrahmen in 
einem zentralen Punkt nicht möglich war, 
weil Gerichte das rechtserhebliche Rückfall-
risiko bisher nicht quantitativ ausdrücken. 
Die Befunde der Studie zeigen zwar auf, dass 
es sich bei Personen in Massnahmen um 
solche mit einem überdurchschnittlichen 
Risikoprofil handelt. Ob dieses aber einen 
Rückfall hinreichend wahrscheinlich macht, 
kann mangels präziser rechtlicher Vorgaben 
nicht beurteilt werden. Hier besteht im Rah-
men der Rechtsprechung Bedarf nach präzi-
seren Vorgaben zum rechtlich erforderlichen 
Rückfallrisiko.

Die vorliegenden Befunde bilden einen 
Orientierungspunkt, um über den Stand 

und die Entwicklung des Massnahmenrechts 
evidenzbasiert zu diskutieren. Gleichzeitig 
können auf Basis der Studie nur Aussagen 
über die Praxis zum Anordnungszeitpunkt 
getroffen werden. Der grundrechtlich zent-
rale Problembereich des Massnahmenrechts 
ist jedoch die Vollzugsdauer, da Art. 59, 63 
und 64 StGB keine gesetzlich definierten 
Maximalfristen aufweisen. Insofern sollten 
Anschlussstudien durchgeführt werden, die 
sich mit Fragen der Massnahmendauer so-
wie allfälligen Massnahmenumwandlungen 
auseinandersetzen.

Publizierte Fassung: Thierry Urwyler/
Michael Weber/Michal Dreifuss/Theres Wer-
hold/André Tatjes/Andreas Naegeli/Astrid 
Rossegger/Jérôme Endrass/Marcel Aebi, An-
ordnungspraxis bei Massnahmen nach Art. 
59, Art. 63 und Art. 64 StGB, Neue Zeitschrift 
für Kriminologie und Kriminalpolitik, Nr. 2 
(2024): 4–17.

Für die Studie wurden Gutachten, Urteile und Strafregisterauszüge von 307 männlichen Inhaftierten der JVA Pöschwies untersucht. In die JVA Pöschwies werden volljährige  
Männer eingewiesen, die zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr, zu einer stationären Massnahme oder zu einer Verwahrungsmassnahme verurteilt worden sind.
Foto: Urs Jaudas, JuWe
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Hafthäuser statt Grossgefängnisse 
Eine europäische Bewegung propagiert Vollzugsalternativen für das 21. Jahrhundert

Die NGO Rescaled Europe setzt sich für klei-
nere, lokalere und gemeindebasierte Haft-
häuser anstelle klassischer Justizanstalten 
ein. Auch im Jugendstrafvollzug.

Kaspar Meuli

Die Ziele sind ambitioniert: Rescaled Europe 
hat den «überholten Strukturen» im Justiz-
vollzug den Kampf angesagt. Die Mission 
der Bewegung: Die überdimensionierten Ge-
fängnisse in Europa sollen allesamt durch so-
genannte Hafthäuser ersetzt werden. Diese 
müssen drei Prinzipien genügen: Sie sollen in 
kleinem Massstab funktionieren, ihre Ange-
bote sollen differenziert und bedarfsgerecht 

sein, und gefordert ist zudem die Einbettung 
ins Gemeinwesen. 

Die 2019 gegründete NGO geht von der 
Überzeugung aus, dass viele der heutigen Voll-
zuganstalten veraltet seien und es erschwer-
ten, die aktuelle europäische Strafvollzugspra-
xis umzusetzen. «Wir wollen daher innerhalb 
der modernen europäischen Rechtsordnung 
und Strafjustiz anders denken», heisst es auf 
der Webseite der NGO. «Wir schlagen eine 
Alternative vor, von der wir glauben, dass sie 
besser zum 21. Jahrhundert passt.»

Noch ist die Bewegung keine zehn Jah-
re alt, aber bereits zählt sie Mitglieder aus 
20 Ländern und macht in der europäischen 
Politik von sich reden. Die Justizminister- 

und -ministerinnen der 27 EU-Länder ha-
ben 2024 einstimmig ihre Unterstützung 
für die Schaffung von kleinmassstäblichen 
Hafthäusern bekundet. Kommt dazu: Die 
Vision ist vielerorts bereits Realität. Resca-
led kann auf Dutzende von «inspirierenden 
Praxisbeispielen» in ganz Europa verweisen 
– zahlreiche davon im Bereich des Jugend-
strafvollzugs. 

So zum Beispiel das KVJJ Amsterdam, eine 
von fünf kleinräumigen Jugendeinrichtungen 
in den Niederlanden. Im KVJJ Amsterdam, 
das von der niederländischen Strafvollzugs-
behörde in Zusammenarbeit mit einer NGO 
verwaltet wird, werden acht Jugendliche 
und junge Männer zwischen 12 und 23 Jahren 

Das KVJJ Den Haag ist eine von fünf kleinräumigen Jugendeinrichtungen in den Niederlanden, die von der Rescaled-Bewegung als inspirierendes Praxisbeispiel aufgeführt werden.
Foto: willemjandebruin fotografie
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untergebracht. Sie befinden sich entweder in 
Untersuchungshaft oder im Vollzug. Eines der 
Grundprinzipien einer KVJJ besteht darin, 
die bestehenden Tagesaktivitäten so weit 
wie möglich weiterzuführen. Die Bewohner 
gehen zur Schule, arbeiten, nutzen reguläre 
soziale Dienste oder nehmen an Freizeitak-
tivitäten in der Nachbarschaft des in einem 
guterschlossenen Wohngebiet gelegenen 
Hafthauses teil.

Lohnender Blick über die Landesgrenzen
Bezogen auf Schweizer Verhältnisse mag 
ein solches Setting nicht aufsehenerregend 
sein. Fragt sich also, was Schweizer Institutio-
nen von der europäischen Bewegung lernen 
können. «Recaled passt gut zur Schweizer 
Vollzugslandschaft, die auf einen ressour-
censchonenden, inklusiven Vollzug setzt, 
sich aber noch weiterentwickeln kann», sagt 
Laura von Mandach vom Schweizerischen 
Kompetenzzentrum für den Justizvollzug 
SKJV. Diverse Anliegen von Recaled seien 
auch in der Schweiz von Bedeutung. Etwa die 
Forderung, eine Institution solle ein perso-
nalisiertes Leben ermöglichen und im Sinn 
der dynamischen Sicherheit den Aufbau von 
vertrauensvollen Arbeitsbeziehungen för-
dern. «Dieses Konzept ist bei uns als Zielwert 
etabliert, wenn auch noch nicht flächende-
ckend umgesetzt.» Andererseits gibt Lau-
ra von Mandach zu bedenken, dass «klein» 
im helvetischen Kontext nicht unbedingt 
«besser» bedeute. Gerade in kleinen Gefäng-
nissen bestehe Handlungsbedarf. Etwa bei 
Themen wie Gesundheitsversorgung oder 
Nachtdienst in der Betreuung.

Schweizer Praxisbeispiel
Ein Blick über die Landesgrenzen hinweg 
lohnt sich so oder so. Rescaled jedenfalls in-
teressiert sich für die Schweizer Verhältnisse 
und hat auch diverse Institutionen identifi-
ziert, die gemäss den Zielen der Bewegung 
als Inspirationsquelle taugen. Bereits als Pra-
xisbeispiel aufgelistet ist das Etablissement 
du Simplon in Lausanne, das 40 Männer und 
Frauen in Halbgefangenschaft beherbergt. 

Ziel der Institution ist, dank externer Arbeit 
die berufliche Integration aufrechtzuerhal-
ten. Auf die Waadtländer Einrichtung auf-
merksam geworden ist Rescaled im Rahmen 
eines europäischen Forschungsprojekts. Als 
mögliche weitere Inspirationsquellen begut-
achtet werden zurzeit auch das Wohnheim 
Lindenfeld in Emmen (LU), Halbgefangen-
schaft Winterthur (ZH) und das Vollzugs-
zentrum Klosterfiechten (BS).

Zukunftsweisende Ansätze im 
Jugendstrafvollzug
Die Schweizer Institutionen auf dem Resca-
led-Radar sind nicht speziell auf den Jugend-
vollzug ausgerichtet. In Österreich erhofft 
man sich hingegen gerade im Jugendbe-
reich viel von der europäischen Hafthaus-
Bewegung. «In Österreich ist in Praxis und 
Politik ein grosser Wille zu Veränderungen 
im Jugendvollzug vorhanden», sagt Tama-
ra Höfer von der NGO Richtungswechsel. 
«Der Zeitpunkt ist deshalb günstig, um die 
Beziehungsarbeit in den Vordergrund zu 
stellen und künftig individualisierter zu 
arbeiten. Wir lassen uns dabei durch Er-
fahrungen anderswo in Europa beflügeln.» 
Im vergangenen Mai hat Richtungswechsel 
zusammen mit der Kinder- und Jugend-
anwaltschaft Salzburg und Rescaled die 
erste internationale Jugendhaftkonferenz 
veranstaltet. «Wir wollten so ein Zeichen 

für zukunftsweisende Ansätze im Jugend-
strafvollzug setzen», erklärt Tamara Höfer. 
An der Konferenz in Salzburg tauschten 125 
Expertinnen und Experten aus 16 Ländern 
ihre Erfahrungen mit kleinformatigen Alter-
nativen im Vollzug aus.

Was gut laufen kann
Unter ihnen Karel Dvořák, der stellvertreten-
de Justizminister der Tschechischen Repub-
lik. In einer Videobotschaft betonte er die 
Bedeutung internationaler Best Practices, 
da es in Tschechien bislang keine kleinska-
ligen Jugendhafteinrichtungen gebe. Und 
er sprach sich deutlich für die Umsetzung 
der EU-Schlussfolgerungen zu kleinskaligen 
Haftformen und für eine menschlichere, 
stärker auf Reintegration ausgerichtete Straf-
praxis aus.

Vom Leben in einer zielgruppenspezifi-
schen und in die lokale Gemeinschaft ein-
gebetteten Institution berichtete an der 
Konferenz Irmela Abrell von den Seehaus 
Einrichtungen im deutschen Leonberg, die 
sich dem «Jugendstrafvollzug in freien For-
men» verschrieben haben. Anstatt Kontrolle 
und Bestrafung, so erzählte sie, basiere der 
Alltag in Leonberg auf Vertrauen, Verantwor-
tungsbewusstsein und positiven Beziehun-
gen. «Wir konzentrieren uns nicht darauf, 
was schiefgelaufen ist, sondern darauf, was 
von nun an gut laufen kann.»

Das Etablissement du Simplon in Lausanne, 
das 40 Männer und Frauen in Halbgefan-

genschaft beherbergt, ist das erste aufgelis-
tete Rescaled-Praxisbeispiel in der Schweiz.

Foto: Etat de Vaud / Service pénitentiaire
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Kurzinformationen

Bundesgericht: Klage eines Verwahrten abgewiesen

Die Rügen eines verurteilten Mörders zu 
den Bedingungen seiner Verwahrung blie-
ben auch vor Bundesgericht ohne Erfolg. 
Weil der Verwahrte seine Beschwerde nicht 
ausreichend begründen konnte, ist das Bun-
desgericht nicht darauf eingetreten. Der 
Betroffene hatte im Wesentlichen seine 
Ausführungen wiederholt, die er bereits vor 
dem Aargauer Verwaltungsgericht gemacht 
hatte. 1991 wurde der Mann vom Bezirks-
gericht Brugg wegen Mordes und weiterer 
schwerer Delikte zu einer Gefängnisstrafe 
von 16 Jahren verurteilt; 2005 wurde er 
nachträglich verwahrt. In einem Gesuch 
vom Juli 2021 verlangte der Verurteilte Än-
derungen beim Vollzug seiner Verwahrung. 

Er kritisierte unter anderem, dass sich die-
ser kaum vom Strafvollzug unterscheide. 
Ein halbes Jahr später konnte er in eine Ab-
teilung für Verwahrte übertreten, wo ein 
anderes Regime herrscht. Dennoch hielt 
der Verwahrte an seinen Anträgen fest. Das 
Aargauer Amt für Justizvollzug schrieb das 
Gesuch ab. Es erachtete die Anträge als er-
füllt. Das Verwaltungsgericht musste die 
Kritik des Mannes, wonach seine Unterbrin-
gung, Freizeitgestaltung und Arbeitsmög-
lichkeiten die Menschenrechtskonvention 
verletzten, nach einer Rückweisung durch 
das Bundesgericht 2023 inhaltlich prüfen. 
Es verneinte die Rügen. Diesen Entscheid 
zog der Mann wiederum ans Bundesgericht. 

Zürcher Justiz soll kinderfreundlicher werden

Kinder und Jugendliche, die Teil eines Justiz-
verfahrens sind, brauchen eine angemesse-
ne, kindgerechte Behandlung. Die Direktion 
der Justiz und des Innern des Kantons Zürich 
will diesen Grundsatz in ihren Einheiten be-
rücksichtigen. 2021 lancierte sie das Projekt 
«Child-friendly Justice». Im Rahmen dieses 
Projekts entstand der Bericht «Kindgerech-
te Zürcher Justiz», den die Behörden im ver-
gangenen Mai an einer Medienkonferenz 
vorstellt haben. 

Er besteht zum einen aus einer Bestan-
desaufnahme zu den fünf Einheiten, die sich 
mit Verfahren beschäftigen, an denen Kin-
der beteiligt sein können: der Staatsanwalt-
schaft, der Jugendstrafrechtspflege, dem 
Gemeindeamt, Justizvollzug und Wiederein-
gliederung sowie der Kantonalen Opferhilfe-
stelle. Zum anderen formuliert der Bericht 
Massnahmen, die dazu beitragen können, 
die Kinderfreundlichkeit der Verfahren zu 
verbessern. Herausforderungen bestehen 
beispielsweise beim Tempo der Justizver-
fahren. Anspruchsvoll ist auch die Ambition, 

dass alle Fachleute, die an Verfahren mit Kin-
dern mitarbeiten, über spezifische Aus- oder 
Weiterbildungen verfügen. 

Roland Zurkirchen, Leiter der Oberju-
gendanwaltschaft, zeigte am Beispiel der 
Jugendstrafrechtspflege auf, welche Schritte 
hin zu mehr Kindergerechtigkeit seine Ein-
heit bereits unternommen hat. So legten 
die Jugendanwältinnen und Jugendanwäl-
te sowohl im schriftlichen Verkehr wie auch 
im Gespräch mit Kindern und Jugendlichen 
grossen Wert auf eine verständliche, altersge-
rechte Sprache. Auch die gut funktionierende 
Stelle für Mediation im Jugendstrafverfahren 
und das Bemühen um spezifische Aus- und 
Weiterbildungen für Jugendanwältinnen 
und Jugendanwälte trügen dazu bei, dass 
die Jugendstrafrechtspflege punkto «Child-
friendly Justice» bereits ein gutes Niveau 
erreicht habe. Mit Verbesserungen beim Ver-
fahrenstempo, einer Stärkung der Mediation 
und weiteren Efforts im Ausbildungsbereich 
will Zurkirchen dieses Niveau mittel- und 
langfristig erhöhen.  

Thomas Sutter wird neuer  
Leiter des Fachbereichs Straf- und 
 Massnahmenvollzug beim BJ

 
 

Thomas Sutter ist auf den 1. Februar 2026 
als Leiter des Fachbereichs Straf- und Mass-
nahmenvollzug des Bundesamts für Justiz 
(BJ) ernannt worden. Er löst in dieser Funk-
tion Ronald Gramigna ab, der Ende Januar 
in Pension geht. Thomas Sutter hat seine 
Studien mit einem Doktorat an der Phi-
losophischen Fakultät Zürich abgeschlos-
sen, einen Masterstudiengang in «Applied  
Criminology, Penology and Management» 
an der Universität Cambridge absolviert 
und ein CAS «Philosophie und Manage-
ment» an der Universität Luzern erlangt. 
Ab 2006 hat er in verschiedenen Funktio-
nen im Amt für Justizvollzug und Wieder-
eingliederung (JuWe) im Kanton Zürich und 
ab 2018 zunächst als Stv. Leiter und zuletzt 
als Leiter a.i. des Gefängnisses Zürich West 
gearbeitet. 
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Kritik an der Administrativhaft 

Jährlich werden in der Schweiz rund 3’000 
Menschen bis zu eineinhalb Jahre in Ad-
ministrativhaft genommen. Die Adminis-
trativhaft dient nicht der Bestrafung, sie 
soll sicherstellen, dass ausländische Per-
sonen, deren Asylgesuch in der Schweiz 
abgewiesen wurde, das Land verlassen. 
Entsprechend müssten sich die Haftbe-
dingungen klar von jenen in Strafanstal-
ten unterscheiden. In der Praxis sei das 
jedoch häufig nicht der Fall, kritisiert die 
Schweizerische Beobachtungsstelle für 
Asyl- und Ausländerrecht (SBAA) in ihrem 
neuen Fachbericht «Weggesperrt – Die 
ausländerrechtliche Haft in der Schweiz». 
Schon die Haftanstalten selbst erfüllten die 
Voraussetzung für eine klare Unterschei-
dung oft nicht. Grund dafür sei, dass fast 
alle Ausschaffungshaftanstalten ehemalige 
Gefängnisse seien – versehen mit Mauern, 

Gittern und Stacheldraht. Zudem seien die 
Bewegungsfreiheiten stark eingeschränkt 
und die Einschlusszeiten in den Zellen teils 
unverhältnismässig lang. 

Die Beobachtungstelle fordert, dass sich 
in Administrativhaft befindliche Personen 
so frei wie möglich bewegen können und 
Zugang zu Beschäftigungsmöglichkeiten 
haben. Zuständig für die Ausschaffungs-
haft sind die Kantone. In einer schriftlichen 
Stellungnahme gegenüber SRF erklärte die 
kantonale Konferenz der Justiz- und Polizei-
direktorinnen und -direktoren (KKJPD) im 
Juni: «Die Kantone treiben die Trennung der 
Ausschaffungshaft von anderen Haftformen 
seit Jahren voran und haben in diesem Be-
reich enorme Fortschritte erzielt. Eine so-
fortige und vollständige Umsetzung dieser 
Trennung wäre logistisch nicht umsetzbar 
und unverhältnismässig teuer». 

Ronald Gramigna vertritt die Schweiz im Europäischen Komitee zur 
Verhütung von Folter

Das Ministerkomitee des Europarats wählte 
im letzten Juni Ronald Gramigna zum neu-
en Vertreter der Schweiz im Europäischen  
Komitee zur Verhütung von Folter (CPT, 
www.cpt.coe.int). Das CPT hat die Aufgabe, 
in allen europäischen Ländern zu prüfen, ob 
die Behandlung von Menschen in Haftan-
stalten, auf Polizeirevieren, in Administra-
tivhaft, psychiatrischen Kliniken und wei-
teren freiheitsentziehenden Institutionen 
europäischen Standards entspricht. Ronald 
Gramigna wird die neue Aufgabe beim CPT 
Anfang 2026 übernehmen. 
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Verein «Perspektive» löst sich auf

2018 wurde der Verein «Perspektive» ge-
gründet, mit dem Zweck der schweizweiten 
Förderung und Professionalisierung der 
Arbeit und des Umgangs mit Angehörigen 
von straffälligen Menschen. Nun will sich 
der Verein per Ende Jahr auflösen. Er teilt 
mit, dass es in den letzten Jahren gelungen 
sei, die Akteurinnen und Akteure miteinan-
der zu vernetzen und das Thema auf natio-
naler, konkordatlicher und kantonaler Ebene 
sowie bei Fachpersonen und Organisatio-
nen innerhalb und ausserhalb des Justizvoll-
zugs bekannt zu machen. «Ein besonderes 
Anliegen war uns dabei die Unterstützung 
von Familien mit Kindern», schreibt der Ver-
ein: «Zu diesem Zweck haben wir ein bereits 
auf Französisch bestehendes Büchlein auf 
den Deutschschweizer Kontext adaptiert 
und kostenlos zur Verfügung gestellt. Es 
soll Angehörigen helfen, mit ihren Kindern 
über die Inhaftierung eines Elternteils zu 
sprechen». 

Nach sieben Jahren Vereinstätigkeit bli-
cke man «auf ein beachtliches Mass an neu 
geschaffener Awareness» zurück. Im Ver-
trauen darauf, dass die bestehenden Lücken 
der Schweizer Angehörigenarbeit im Jus-
tizvollzug künftig geschlossen werden, be-
schloss der Verein daher, sich auf Ende Jahr 
aufzulösen und die noch laufenden Projekte 
vertrauensvoll an andere, geeignete Träger 
weiterzureichen.

LU: «Wauwilermoos» schafft zusätzliche Haftplätze

Diesen Sommer wurde in der JVA Wauwilermoos ein Containerprovisorium für den offenen 
Vollzug mit 20 Zellen in Betrieb genommen. Rund 1,6 Millionen Franken hat das Proviso-
rium gekostet. Im benachbarten Gebäude (Pavillon E) werden neu Ersatzfreiheitsstrafen 
im geschlossenen Vollzug verbüsst – das funktioniert, weil der Pavillon zuvor während 
zehn Jahren der Ausschaffungshaft diente und entsprechend gut gesichert ist. Insgesamt 
kamen so sieben Plätze für den offenen und zwölf für den geschlossenen Vollzug dazu. 
Neu verfügt die Anstalt über 87 Haftplätze (zuvor 68). In den nächsten Jahren wird die 
JVA Wauwilermoos etappenweise saniert und erweitert; der Abschluss der Arbeiten ist 
für das Jahr 2034 geplant. 

BE: Eröffnung einer zweiten Jugendabteilung im Regionalgefängnis Thun

Seit vier Jahren gibt es im Regionalgefäng-
nisThun eine Jugendabteilung, die speziali-
siert ist auf die Betreuung von jugendlichen 
Straftätern. Das Amt für Justizvollzug zieht in 
einer Medienmitteilung eine positive Bilanz 
zu den Erfahrungen mit dieser Einrichtung. 
Zugleich sei der Bedarf nach solchen Plätzen 
in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen. 

Als Reaktion darauf wird nun eine zweite Ju-
gendabteilung im Regionalgefängnis Thun 
eröffnet. Diese ist räumlich neben der bereits 
existierenden Abteilung eingerichtet, was die 
Nutzung von bestehenden Infrastrukturen 
ermöglicht. Die neue Abteilung bietet zusätz-
lichen Platz für 16 Jugendliche. Damit können 
im RG Thun neu insgesamt 27 straffällige Ju-

gendliche betreut werden. Sie sind strikt von 
erwachsenen Eingewiesenen getrennt. Die 
jugendlichen Eingewiesenen werden von So-
zialpädagoginnen und speziell ausgebildeten 
Mitarbeitenden betreut. Sie erledigen haus-
wirtschaftliche Arbeiten, kochen regelmässig 
miteinander und können verschiedene Frei-
zeitangebote nutzen. 
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Widerstand gegen Herstellung 
von Nummernschildern in JVA

Immer mehr Kantone lassen ihre Autonum-
mern im Strafvollzug fertigen. Nach vier 
Westschweizer Kantonen und dem Tessin ist 
Bern bereits der sechste Kanton, der ab März 
2026 seine Kontrollschilder in einer Haftan-
stalt herstellen lassen will. Und zwar in der 
JVA Thorberg. Bald sollen, gemäss einem Be-
richt der NZZ, weitere folgen. So etwa Grau-
bünden und Luzern. Wie die NZZ schreibt, 
kommt diese Entwicklung nicht überall gut 
an. Zum einen fürchtet die Firma Plaque 
Suisse, die bis anhin die meisten Schweizer 
Autonummern herstellte, um ihr Geschäft – 
und um Arbeitsplätze für behinderte Men-
schen. Durch den unlauteren Wettbewerb 
mit Billiganbietern im Strafvollzug drohten 
Beschäftigungsmöglichkeiten für Behinderte 
im regulären Arbeitsmarkt verloren zu gehen. 
Widerstand gegen die Produktion von Kon-
trollschildern durch Häftlinge kommt aber 
auch von anderer Seite: In der NZZ vom 12. 
September 2025 kommt auch SVP-Ständerat 
Werner Salzmann zu Wort. Er sieht in der 
Herstellung ein «Sicherheitsrisiko» und be-
fürchtet, so könnten sich Straffällige heikles 
Wissen aneignen. «Wenn Kriminelle lernen 
Nummernschilder herzustellen, die leicht ge-
fälscht werden können, ist das hochriskant.»

VS: René Duc wird neuer Chef für 
Straf- und Massnahmenvollzug

Der Walliser Staatsrat hat René Duc zum Chef 
der Dienststelle für Straf- und Massnahmen-
vollzug ernannt. Der 54-jährige Unterwalliser 
folgt auf Georges Seewer, der im September 
in den Ruhestand ging. René Duc leitete zuvor 
das Amt für Sanktionen und Begleitmass-
nahmen und war dort für die Umsetzung 
der von den Gerichtsbehörden verhängten 
Urteile zuständig. Er verfügt über ein Lizen-
ziat in Psychologie der Universität Genf sowie 
über ein Diplom in rechtspsychologischer Be-
gutachtung des Universitären Instituts Kurt 
Bösch in Sitten. Von 1998 bis 2005 war René 
Duc als Assistenzpsychologe im Universitä-
ren Dienst für Alterspsychiatrie des Kantons 
Waadt tätig und anschliessend als Psycho-
loge-Psychotherapeut im Zentrum für die 
Behandlung von Abhängigkeiten des Staates 
Freiburg. Von 2007 bis 2015 hat er als Rechts-
psychologe für die Fondation valaisanne de 
probation gearbeitet. Zudem ist er seit 2015 
Beisitzer am Jugendgericht. 

AG: Ausschreibung für neue  
Detektionsanlage in der JVA 
Lenzburg gestoppt

Bereits seit 2017 verfügt die Justizvollzugs-
anstalt Lenzburg über eine Detektionsan-
lage für «Kleinstflugobjekte». Die Anlage 
meldet, wenn die Flugobjekte näher als zehn 
Meter ans Gefängnis herankommen. Dann 
kann das Gefängnispersonal reagieren und 
zum Beispiel mittels Pistole ein Fangnetz 
auf die Drohne auswerfen und sie so vom 
Himmel holen. Zu Beginn der Installation 
löste das System immer wieder Fehlalarme 
aus, auch bei Krähen, die vorbeiflogen. Seit-
her wurde es mehrmals aufgerüstet: Die 
Fehlalarme sind seltener geworden, und seit 
2019 erkennt das System auch kleine Wurf-
gegenstände. Ab 2026 wird das System vom 
Hersteller (Rheinmetall) jedoch nicht mehr 
unterstützt. Die deutsche Firma liefert sol-
che Systeme und die Ersatzteile nur noch für 
militärische Zwecke. Der Kanton Aargau hat 
deshalb eine öffentliche Ausschreibung für 
die Anschaffung, Installation und Wartung 
eines neuen Detektionssystems gemacht. Al-
lerdings ohne Erfolg: Kein Hersteller erfüllte 
die technischen Spezifikationen oder die wei-
teren Vorgaben. Die angebotenen Systeme 
würden nur Drohnen, aber keine anderen 
Flugobjekte erkennen, erklärte Pascal Payllier 
vom Amt für Justizvollzug. Genau das wäre 
für das grosse Gefängnis aber zentral. Wie es 
weitergeht ist unklar; der Kanton lässt nun 
das weitere Vorgehen prüfen. 
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NE: Shirley Favre übernimmt  
Leitung der JVA Bellevue

Seit dem 1. Dezember leitet Shirley Favre (40) 
die Justizvollzugsanstalt Bellevue in Gor-
gier. Die diplomierte Betriebswirtin und 
Führungsmanagerin war zuvor u.a. für die 
Schweizer Armee tätig: Sie verantwortete die 
Umsetzung strategischer Pläne der Armee, 
war für die Personalentwicklung und die 
Leitung multidisziplinärer Teams für Armee-
logistikbasen verantwortlich und betreute 
mehrere hundert Mitarbeitende. 
Die JVA Bellevue wurde 2018 komplett reno-
viert und verfügt über 65 Hochsicherheits-
haftplätze für verschiedene Haftregimes.

FR: Kredit für den Ausbau von 
Bellechasse genehmigt 

Das Freiburger Stimmvolk hat den Kredit 
von 53 Millionen Franken für den Ausbau 
der Strafanstalt Bellechasse am 26. Septem-
ber genehmigt. Das Projekt umfasst den 
Bau des neuen Zentralgefängnisses für die 
Untersuchungshaft und einen Neubau für 
den Strafvollzug in Halbgefangenschaft mit 
Arbeitsexternat sowie einer nötigen Erwei-
terung der Küche und des Parkplatzes. Die 
Bauarbeiten sollen 2026 starten und dürften 
etwa zweieinhalb Jahre dauern. 

Nach dem Ausbau wird das alte Zent-
ralgefängnis in der Freiburg Unterstadt ge-
schlossen. Es genügt den heutigen Anforde-
rungen nicht mehr; die Nationale Kommission 
zur Verhütung von Folter hat die Haftbedin-
gungen dort wiederholt kritisiert. Das denk-
malgeschützte Gebäude soll künftig anders 
genutzt werden. In einem partizipativen 
Prozess mit der Bevölkerung wurden drei 
Nutzungsarten in den Vordergrund gestellt: 
eine Jugendherberge oder Wohnungen für 
Studierende, ein Zentrum für Jungunter-
nehmen oder ein öffentlich zugängliches 
Projekt, das wenig oder keine Lärmbelästi-
gung verursacht. 

BE: Neuer Leiter Regional- 
gefängnis Burgdorf

Am 1. Januar 2026 übernimmt Simon Peier 
die Leitung des Regionalgefängnisses Burg-
dorf. Er folgt auf Marcel Klee Reusser, der die 
Leitung des Regionalgefängnisses seit dessen 
Eröffnung im Jahr 2012 verantwortet hat und 
nun im Amt für Justizvollzug in die Funktion 
als Stellvertreter des Chefs Geschäftsfeld Haft 
wechselt. Simon Peier ist seit 2021 Bereichslei-
ter Sicherheit und Mitglied der Geschäftslei-
tung der Justizvollzugsanstalt Thorberg. Zu-
vor war er zwei Jahre in der Privatwirtschaft 
sowie neun Jahre als Berufsoffizier tätig, wo 
er hauptsächlich für Grund- und Kaderaus-
bildungsthemen zuständig war. Im Justizvoll 
absolvierte Simon Peier am Schweizerischen 
Kompetenzzentrum für Justizvollzug die Ba-
sisausbildung für Berufseinsteiger 

ZH: Pilotversuch zeigt, dass Warnsystem für Frauen funktioniert

Als erster Kanton hat Zürich das dynamische 
Electronic Monitoring im Bereich der häus-
lichen Gewalt erprobt. Dabei tragen sowohl 
Täter als auch Opfer ein Ortungsgerät. Wie die 
Direktion der Justiz und des Innern des Kan-
tons Zürich im September mitteilte, zeigte das 
einjährige Pilotprojekt, dass das dynamische 
Electronic Monitoring grundsätzlich funk-
tioniert. Mithilfe dieses Verfahrens können 
behördliche Auflagen im Bereich der häusli-

chen Gewalt systematisch überwacht werden. 
Dabei handelt es sich häufig um Rayon- sowie 
Annäherungsverbote. Ein mutmasslicher Tä-
ter muss also beispielsweise einen Mindest-
abstand von zwei Kilometern zum Arbeitsort 
und zum Wohnort des Opfers einhalten. Auch 
zum Opfer selbst muss er einen bestimmten 
Abstand einhalten. Wird einer dieser Abstän-
de nicht eingehalten, erkennt das System dies 
und ermöglicht so ein Eingreifen der Behörden. 

Laut der Mitteilung gehört zu den Erkenntnis-
sen des Pilotprojekts auch, dass eine auf den 
Kanton Zürich beschränkte Umsetzung des 
dynamischen Electronic Monitorings «nicht 
zielführend ist». Zuständigkeiten, Reaktions-
zeiten und die geografische Abdeckung er-
forderten eine überkantonale, koordinierte 
Umsetzung. Der Kanton Zürich will deshalb 
in enger Zusammenarbeit mit dem Bund eine 
interkantonale Lösung vorantreiben. 
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Publikationen
Marina Richter, Julia Emprechtinger (Hrsg.)

Soziale Arbeit in der Schweizer Justizvollzugslandschaft

Verlag Seismo
ISBN 978-3-03777-296-6
Die Publikation ist auch im Open Access verfügbar. Mit deutschen und französischen Beiträgen

Die Soziale Arbeit im Justizvollzug der 
Schweiz (Bewährungshilfe und Strafvoll-
zug) wurde bis anhin nur für einzelne Kon-
texte und Institutionen beschrieben. Ein 
Überblick über die gesamte heterogene 
Landschaft, wie auch ein Einblick in die 
geschichtlichen Entwicklungslinien fehlte 
bislang. Dieses Buch leistet hierzu einen 
wichtigen Beitrag. Im Fokus stehen unter-
schiedliche Organisationsformen, regiona-

le Unterschiede sowie die Frage, wie sich 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter im 
Spannungsfeld zwischen Helfen und Kon-
trollieren positionieren. Erfahrungen aus 
verschiedenen Forschungsprojekten zei-
gen, dass Soziale Arbeit im Strafvollzug 
heute nicht nur gut etabliert ist, sondern 
auch eine Schlüsselrolle bei der Gestaltung 
eines ressourcenorientierten und humanen 
Strafvollzugs spielt. 

Geschlechter und Sexualität – wie gehen Gefängnisse damit um?

Der Genfer Sozialwissenschafter Jean-Sébas-
tien Blanc hat in seiner Dissertation («Trouble 
dans la prison. Le monde carcéral à l’épreu-
ve du genre et de la sexualité.») untersucht, 
wie Gefängnisse Normen, Vorstellungen 
und Praktiken in Bezug auf Geschlecht und 
Sexualität prägen. Beleuchtet werden The-
men wie Belästigung, Diskriminierung, die 
Einschränkung sexueller Rechte, die psycho-
logischen und sozialen Folgen der Inhaftie-
rung sowie Debatten über Geschlechterviel-
falt und die Anpassung der Gefängnispolitik 
an die spezifischen Bedürfnisse von männli-

chen und weiblichen Inhaftierten. Die Arbeit 
basiert auf umfangreichem empirischem 
Material aus ethnografischen Feldstudien 
in zwei Gefängnissen in der Romandie. Sie 
stützt sich auf einen interdisziplinären theo-
retischen Rahmen ab und bezieht sich auf 
Studien zu Gender und Sexualität sowie auf 
Arbeiten der Justiz- und Gefängnissoziologie 
und auf Forschungsliteratur zu Strafrecht 
und Gefängnisgeographie.

Die Dissertation ist online verfüg-
bar auf https://archive-ouverte.unige.ch/ 
unige:185617
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«Statistische Werte geben einen Anker. Wenn wir 
uns Männer anschauen, die islamistische Inhalte 
im Internet liken, hilft es zu wissen, dass nur eine 
von 100 000 Personen, die im Kontext von Extre-
mismus auffällig wird, gewalttätig wird. Anders ist 
es bei Männern, die ihre Ex-Freundin stalken. Hier 
wissen wir: Einer von drei Fällen dieser Art mündet 
in Gewalt»

Astrid Rossegger, Psychologin und Forensikerin, Co-Leiterin der Gruppe Forschung & Entwicklung des 
Zürcher Amts für Justiz und Wiedereingliederung JuWe. In «Bajour» vom 22. April 2025.
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Geschlossene Erziehungseinrichtung Pramont in Granges (VS): Für die 
Berufsausbildung stehen den Jugendlichen verschiedene Ateliers zur Aus-
wahl: unter anderem die Karosserie-Werkstatt. Foto: Peter Schulthess, 2019



prison-info 
Die letzte Seite

Blick in die Vergangenheit: Die Festung Aarburg diente in ihrer 
wechselvollen Geschichte ab 1893 als «Zwangserziehungsanstalt 
für jugendliche Verbrecher und Taugenichtse», seit 1989 trägt die 
Einrichtung den Namen Jugendheim Aarburg. Das Bild stammt von 
einer Reportage aus dem Jahr 1931 für die «Schweizer Illustrierte». 
Die Schneiderei – damals eines von fünf Hauptgewerbe in der Ins-
titution – wurde 1971 geschlossen, weil schon länger bekannt war, 
dass am Arbeitsmarkt vorbei Lehrlinge ausgebildet wurden.
Foto: Lothar Jeck (1898 – 1983)
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Editorial

Version en ligne :

Chères lectrices, chers lecteurs,

Pendant plus d’une décennie, j’ai été l’éditeur de prison-info, la revue spécialisée dans le 
domaine de l’exécution des peines et mesures. Ce fut une période riche et passionnante, 
mais le moment est venu pour moi de faire mes adieux à l’Office fédéral de la justice (OFJ).  
Je vais en effet prendre ma retraite, quitterai la direction de l’unité Exécution des peines et 
des mesures et me mettrai de fait en retrait de prison-info.
Je tiens à rappeler ici que notre revue est le seul périodique imprimé de l’OFJ. En 2016, prison- 
info a remplacé le bulletin info, que l’OFJ publiait jusque-là pour s’acquitter de son mandat légal 
d’information. J’ai eu le privilège d’accompagner la nouvelle publication depuis ses débuts et je 
peux affirmer, avec fierté, que nous avons réussi à en améliorer continuellement la qualité.  
Aujourd’hui, prison-info est une revue réalisée avec beaucoup de professionnalisme et, bien 
qu’elle s’adresse à des spécialistes, elle parvient à susciter l’intérêt des non-initiés pour des sujets 
en lien avec l’exécution des sanctions pénales. Il s’agit certes d’une revue de niche mais elle réus-
sit à rassembler une communauté de lectrices et de lecteurs fidèles, ce qui, j’en suis convaincu, 
tient au fait que nous proposons des informations pertinentes et des articles intéressants.
Nos différents coups de projecteur offrent un bon aperçu des questions qui ont occupé le 
secteur de l’exécution des sanctions pénales en Suisse ces dernières années. Nous nous 
sommes penchés sur des thèmes tels que l’internement, le travail avec les proches, le trai-
tement des troubles mentaux, les personnes détenues âgées ou encore le travail en milieu 
carcéral, pour n’en citer que quelques-uns. 
prison-info met régulièrement en évidence le fait que l’exécution des peines et des mesures 
est une tâche commune. Bien que les cantons soient compétents en la matière, la Confédé-
ration leur apporte un soutien financier et ce système a fait ses preuves. La transmission des 
connaissances fait également partie des tâches qui incombent à la Confédération, ce qu’elle 
s’efforce de faire à travers cette revue.
Je tiens ici à remercier les trois rédacteurs en chef de prison-info, qui ont fait de cette revue 
ce qu’elle est aujourd’hui, à savoir Folco Galli, Nicola Gattlen et Kaspar Meuli.
Thomas Sutter me succèdera au sein de l’OFJ. Vous pourrez en apprendre davantage sur lui 
dans la rubrique Panorama. Je lui souhaite beaucoup de succès. Vous trouverez également 
dans cette rubrique de plus amples informations sur mes futures fonctions : je représenterai 
en effet bientôt la Suisse au sein du Comité européen pour la prévention de la torture.
Il ne me reste plus qu’à vous dire au revoir et à vous souhaiter de continuer à trouver de 
nombreuses pistes de réflexion en lisant prison-info.

Ronald Gramigna,  
Editeur en chef prison-info
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Illustration: MIC

Cette photo montre un aperçu 
d’une salle commune du groupe 
accueillant des jeunes qui souhaitent 
achever leur scolarité et suivre un 
programme de préparation pro-
fessionnelle (Schulabschluss- und 
Berufsvorbereitungsgruppe SBG) 
créé au sein du foyer d’éducation 
d’Aarburg, 2017.
Photo de couverture, Peter Schulthess

Sommaire

Sommaire

36	 Statistique de l’exécution des sanctions de l’OFS

38	 Recours accru à l’EM, mais pas d’extension prévue

39	 « La formation continue est un bien précieux »

41	 Un article de loi avec du potentiel

43	 La surpopulation carcérale n’est pas une fatalité

44	 Entre thérapie et sécurité : constatations empiriques sur le droit 
des mesures

46	 Des maisons de détention à la place des grandes prisons

48	 Brèves

53	 Publications 

Coup de projecteur : Jeunesse et justice

Le droit pénal suisse des mineurs a fait ses preuves, mais son application fait 
de nouveaux défis. Dans notre coup de projecteur intitulé « Jeunesse et jus-
tice », nous faisons la lumière sur les problèmes auxquels les institutions pour 
mineurs sont confrontées et discutons de possibles solutions.

Ouverture du nouveau campus

Dans cette interview, Patrick Cotti, le directeur du CSCSP, parle du nouveau 
campus situé à Marly, du choix des thématiques traitées par le centre de  
formation ainsi que des enjeux futurs pour la formation dans le domaine  
de l’exécution des sanctions pénales.

4	 La pression monte

8	 Comment fonctionne notre droit pénal des mineurs et avec  
quelle efficacité ? 

11	 Le juge de protection

14	 « Le tribunal des mineurs nous connaît et nous fait confiance »

18	 Le personnel sous pression

21	 Parvenir à réinsérer les jeunes dans la société

24	 « Nous ne sommes pas une prison pour enfants ! »

28	 Le « bateau pour jeunes » a fait naufrage

32	 Nouvelle application de gestion du stress destinée aux jeunes  
placés dans des établissements d’éducation 

35	 Cinq questions à Madeleine Pont  

Photo: KEYSTONE
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Coup de projecteur : Jeunesse et justice

La pression monte 
Droit pénal des mineurs et son application

Le droit pénal suisse des mineurs a fait ses preuves, mais son application fait  
de nouveaux défis. Dans notre coup de projecteur intitulé «Jeunesse et justice», 
nous nous penchons sur les problèmes auxquels sont confrontées les institu-
tions pour mineurs et nous discutons des possibles solutions.

Nicola Gattlen, Kaspar Meuli 

Le travail dans le domaine de l’exécution des sanc-
tions applicables aux mineurs a toujours été exi-
geant et le devient de plus en plus. André Wyssen-
bach, directeur de la fondation Viktoria à Richigen, 
une institution qui accueille des enfants et des 
adolescents faisant l’objet d’une mesure, constate 
une augmentation du nombre de clients présen-
tant des problèmes complexes. « Ce ne sont pas les 
actes ou les délits commis qui sont plus graves en 
soi », explique-t-il, « ce qui a changé, c’est que de 
nombreux jeunes sont confrontés à plusieurs pro-
blématiques en même temps ». D’autres institutions 
font le même constat. Certaines ont récemment dû 
revoir leur concept de sécurité, recruter du person-
nel de sécurité et accroître leur capacité d’accueil 
en milieu fermé. 

L’exécution des mesures de plus en plus difficile
Les institutions et les autorités de placement s’ac-
cordent à dire que l’exécution des mesures est une 
tâche de plus en plus difficile. Le nombre croissant 
de jeunes souffrant de graves traumatismes ou 
présentant parfois des troubles mentaux multiples, 
notamment, constitue un défi majeur. Les offres pé-
dagogiques et thérapeutiques adaptées aux besoins 
de ces jeunes sont insuffisantes. A cela s’ajoute un 
manque de places en milieu fermé, en particulier 
pour les filles. Et la pénurie de personnel spécialisé 
dans les soins psychiatriques aggrave encore la si-
tuation : même si de nouvelles offres étaient mises 
sur pied, il n’est pas certain que le personnel spé-
cialisé nécessaire serait disponible.

Les cantons veulent améliorer la planification 
cantonale
Les cantons sont responsables de la planification 
de ces nouvelles offres, tandis que la Confédéra-
tion soutient les établissements d’éducation pour 
mineurs et les centres d’exécution des mesures en 
leur allouant des subventions de construction et 
d’exploitation. Or, ces nouvelles offres sont coû-

« Ce ne sont pas 
les actes ou les 
délits commis qui 
sont plus graves 
en soi ; ce qui a 
changé, c’est que 
de nombreux 
jeunes sont 
confrontés à plu-
sieurs probléma-
tiques en même 
temps. »
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Coup de projecteur : Jeunesse et justice

L’exécution des mesures 
devient de plus en plus exi-

geante. Ici, une photo du centre 
d’exécution des mesures pour 

jeunes adultes Arxhof (BL).
Photo : KEYSTONE, 2008

teuses et sont généralement conçues de manière 
à impliquer plusieurs cantons, ce qui empêche 
certains d’entre eux d’assumer la responsabilité 
de la mise en place et du financement de base. En 
effet, c’est généralement au canton dans lequel est 
situé l’établissement qu’il incombe de supporter 
l’essentiel des coûts. Afin de renforcer la collabora-
tion intercantonale, la Conférence des directrices et 
directeurs des départements cantonaux de justice 
et police a créé une conférence intercantonale des 
autorités pénales pour mineurs (voir p. 21), qui aura 
pour tâches d’optimiser la planification de l’offre, 

d’observer les évolutions et d’encourager l’échange 
de bonnes pratiques.

Nouvelles approches thérapeutiques
L’Office fédéral de la justice soutient également 
le développement et l’expérimentation de nou-
velles approches thérapeutiques. Deux projets 
pilotes concernant les mineurs ont, par exemple, 
été menés ces dernières années : « ThePaS » et 
« Pédagogie du traumatisme ». Le premier visait à 
tester l’efficacité d’un programme d’intervention 
destiné aux jeunes délinquants sexuels et violents, 
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combinant thérapie comportementale et cognitive, 
ainsi que pédagogie sexuelle. Le second consistait 
à mettre en œuvre des concepts de pédagogie du 
traumatisme dans des institutions socio-éduca-
tives accueillant des enfants et des adolescents.  
Un autre projet pilote, « e-Start Now » (voir p. 32), a 
été lancé dans le but de développer une application 
de régulation des émotions et de la tester dans des 
établissements d’éducation pour mineurs.

Des médiations menées avec succès – Fribourg 
montre l’exemple 
Dans un article à la p. 14, nous présentons un 
exemple de bonnes pratiques en matière de jus-
tice pénale des mineurs. En 2004, le canton de Fri-
bourg s’est en effet doté d’un bureau de médiation 
pénale pour mineurs, devenant ainsi un pionnier 
en matière de justice restaurative à l’échelle inter-
nationale. Dans ce canton, environ 8 % des affaires 
pénales impliquant des mineurs sont réglées par la 

voie de la médiation, un taux nettement supérieur 
à celui enregistré dans les autres cantons. Ce succès 
s’explique par l’institutionnalisation de la procé-
dure : les personnes interrogées ont indiqué que les 
parties prenantes avaient davantage confiance dans 
un service officiel que dans des médiateurs privés. 
De plus, les tribunaux pour mineurs connaissent les 
personnes concernées et se sont familiarisés avec 
cette procédure.

Pression croissante sur le personnel
Au cours des dernières années, les gros titres sur 
les actes de violence survenus dans des institutions 
pour mineurs se sont multipliés : des membres du 
personnel ont été agressés physiquement, au point 
de devoir même parfois être hospitalisés. Ces inci-
dents ont suscité des inquiétudes, notamment chez 
leurs proches, qui exercent des pressions pour in-
citer les personnes concernées à changer d’emploi. 
Comme le montre notre enquête menée auprès  
de plusieurs institutions pour mineurs, ces inci-
dents restent toutefois, malgré une propension à 
la violence en hausse, des cas isolés tragiques (voir 
p. 24). De l’avis de toutes les personnes interrogées, 
il convient de les resituer dans un contexte global, 
sans leur accorder une importance démesurée. De 
tels incidents peuvent se produire partout et à tout 
moment, car le risque zéro demeure une utopie, 
même dans le cadre de l’exécution des sanctions 
applicables aux mineurs.

Le travail dans l’exécution des sanctions évolue 
en permanence
En parlant d’utopie : dans l’article « Le ’bateau pour 
jeunes‘ a fait naufrage » (voir p. 28), nous nous in-
téressons à une période d’expérimentation intense 
dans le domaine de l’exécution des sanctions ap-
plicables aux mineurs et à l’héritage qu’elle nous 
a légué. Ce regard rétrospectif sur le passé récent 
de la Suisse conduit au constat suivant : même si 
le temps de l’aventure est révolu et que certaines 
expériences ont échoué, elles n’ont pas été inutiles. 
En effet, certaines approches de travail avec les 
délinquants mineurs, qui ont été testées dans le 
contexte des années 1970 et 1980, telles que la prise 
en charge psychothérapeutique, sont aujourd’hui 
largement utilisées dans l’exécution des sanctions 
pénales en Suisse.

Le projet pilote 
« e-Start Now » 
visait à dévelop-
per une applica-
tion de régulation 
des émotions et à 
la tester dans des 
établissements 
d’éducation pour 
mineurs.

Il y a un manque de places en 
milieu fermé, en particulier pour 
les filles. Cette photo montre  
un moment de vie au sein de la 
fondation Viktoria à Richigen (BE).
Photo : Peter Schulthess, 2025
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Dans les institutions suisses, les instruments tels 
que la prise en charge psychothérapeutique des 
jeunes délinquants sont très répandus. Cette 
photo montre le foyer d’éducation d’Aarburg. 
Photo: Peter Schulthess, 2017

prison-info 2/2025  7



Coup de projecteur : Jeunesse et justice

Comment fonctionne notre 
droit pénal des mineurs et 
avec quelle efficacité ?
Le droit pénal des mineurs dans le débat public et en comparaison internationale

Le droit pénal suisse des mineurs est considéré comme la voie à suivre au 
niveau international. En Suisse, il est toutefois soumis à des pressions. Ses 
fondements essentiels, les nombreuses combinaisons de sanctions qu’il offre et 
sa grande efficacité restent encore largement méconnus du grand public. 

Nicola Gattlen

Au cours des deux dernières années, la Suisse a été 
confrontée à deux cas exceptionnels de violence ju-
vénile, qui ont suscité une grande consternation. Le 
2 mars 2024, un adolescent de 15 ans est soupçonné 
d’avoir agressé à l’arme blanche un Juif orthodoxe à 
Zurich, le blessant grièvement. Quatorze mois plus 
tard, dans une forêt à Berikon (AG), une jeune fille de 
13 ans est suspectée d’avoir poignardé une de ses ca-
marades, qui a finalement succombé à ses blessures. 
Ces deux affaires ont placé le droit pénal des mineurs 
(DPMin) au centre des discussions. Selon les médias, 
l’adolescent encourt une peine maximale de 12 mois de 
prison, tandis que la jeune fille pourrait être condam-
née à 10 jours de travail d’intérêt général.

L’éducation au premier plan 
De prime abord, ces peines peuvent sembler inap-
propriées, en particulier pour les victimes et leurs 
proches. En réalité, le DPMin mérite quelques expli-
cations, car il a une finalité différente de celle du droit 
pénal des adultes. Ce ne sont ni la punition ni la rétor-
sion qui figurent ici au premier plan, mais l’éducation, 
la protection et l’intégration des jeunes. Les neuros-
ciences nous ont appris que le développement du 
cerveau humain n’est en général pas complètement 
achevé avant l’âge de 25 ans environ. Le comporte-
ment, la personnalité et les attitudes des adolescents 
sont par conséquent encore susceptibles de changer 
et d’évoluer. La mise en place de mesures éducatives 
et la stabilisation des conditions de vie peuvent avoir 
un impact significatif et, en fin de compte, contribuer 
à protéger la société et à éviter de nouvelles victimes. 

L’évaluation du DPMin (entré en vigueur en 2007), 
réalisée en 2012 sur mandat de l’Office fédéral de la 
justice, a conclu que ce droit était globalement efficace. 

« Cette appréciation est encore partagée aujourd’hui 
par les acteurs du droit pénal des mineurs », peut-on 
lire dans le résumé d’un récent rapport du Conseil 
fédéral donnant suite au postulat Engler (23.3205). Le 
Conseil fédéral estime que le DPMin est « un instru-
ment très efficace » et ne voit donc pas la nécessité 
d’adopter des mesures législatives. 

Durcissements du DPMin
Le Parlement a récemment déjà durci le DPMin : en 
juin 2024, il a décidé que les jeunes adultes ayant 
commis un assassinat entre 16 et 18 ans pourraient 
être internés une fois qu’ils atteignent l’âge de 18 ans 
s’ils présentent, à la fin de la sanction qui leur a été 
infligée en application du DPMin, un risque sérieux 
de commettre un nouvel assassinat. Le Parlement 
examine actuellement de nouveaux durcissements : 
en mai 2025, le Conseil national a approuvé à une très 
faible majorité (95 voix contre 94), une motion (Fehr 
Düsel, 24.3115) demandant que des peines fermes 
puissent à l’avenir être prononcées à l’encontre des 
mineurs qui commettent des crimes graves, que la 
durée maximale de la privation de liberté soit relevée 
de quatre à six ans pour les délinquants âgés de 16 ans 
et plus, et de un à deux ans pour les délinquants de  
15 ans, mais aussi que, en cas d’infractions particu-
lièrement graves, le mineur soit jugé selon le droit 
pénal des adultes.

Patrik Killer, Président de la Société suisse de 
droit pénal des mineurs et premier procureur des 
mineurs de la ville de Zurich, porte un regard cri-
tique sur ces durcissements. Il a ainsi déclaré aux 
quotidiens Blick et NZZ que des peines plus lourdes 
n’ont pas l’effet dissuasif escompté. Selon lui, de 
nombreuses infractions graves sont commises par 

« Des peines plus 
lourdes n’ont 
pas l’effet dis-
suasif escompté. 
De nombreux 
actes graves 
sont commis par 
des primo-délin-
quants, généra-
lement dans le 
cadre de situa-
tions de stress 
extrêmes. »
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des primo-délinquants, généralement dans le cadre 
de situations de stress extrême. Il estime donc qu’il 
est nécessaire d’intervenir plus tôt, en privilégiant 
la prévention, le soutien thérapeutique et l’accom-
pagnement social.

Travailler sur ses difficultés personnelles
Des experts attirent également l’attention sur le fait 
que le DPMin, qui est souvent présenté comme indul-
gent par rapport au droit pénal des mineurs des pays 
voisins prétendument plus « sévères », ne l’est pas au-
tant qu’on le pense. Marcel Riesen-Kupper, qui a exercé 
jusqu’en mars 2024 la fonction de premier procureur 
des mineurs de Zurich, l’a expliqué dans une interview 
accordée à #prison-info (1/24) : « Certains pays comme 
l’Allemagne ou l’Autriche prévoient des peines d’em-
prisonnement nettement plus lourdes dans leur droit 
pénal des mineurs, mais disposent de ressources plus 
limitées pour la mise en œuvre de mesures éducatives 
et de protection, si bien que, dans de nombreux cas, 
les jeunes purgent leur peine et ça s’arrête là ». En 
Suisse, ils ne s’en sortent pas aussi facilement, selon 
M. Riesen-Kupper. Ils doivent travailler sur leurs diffi-
cultés personnelles et atteindre les objectifs qui ont 
été préalablement convenus avec eux. Les mesures 
de protection ordonnées à leur encontre ont une du-
rée illimitée et peuvent être prolongées jusqu’à ce 
qu’ils atteignent l’âge de 25 ans. Un placement d’une 
durée d’une année en établissement fermé est éga-
lement possible.

Patrik Killer met également en évidence un autre 
aspect : « Notre DPMin est plus strict que celui de cer-
tains pays voisins, comme l’Autriche ou l’Allemagne, 
notamment pour les jeunes âgés de 10 à 14 ans ; en 
Suisse, on est responsable de ses actes dès l’âge de  

10 ans ». Et selon lui, ce système fait ses preuves, 
puisque les jeunes Suisses de moins de 15 ans com-
mettent nettement moins d’infractions graves que 
leurs homologues des autres pays.

Les jeunes adultes et la question de la maturité 
La situation est différente pour les jeunes adultes : 
alors qu’en Suisse ces derniers sont jugés selon le 
droit pénal des adultes, en Allemagne, les tribunaux 
peuvent appliquer le droit pénal des mineurs aux 
jeunes âgés de 18 à 20 ans. Ces derniers examinent 
notamment si, au moment des faits, le jeune adulte 
pouvait encore être assimilé à un adolescent au re-
gard de sa maturité, ou si l’infraction constitue, par sa 
nature, les circonstances et les motifs, une infraction 
que l’on peut qualifier de « juvénile » (« Jugendver-
fehlung »). Dans les faits, en Allemagne, deux jeunes 
sur trois âgés de 18 à 20 ans sont jugés selon le droit 
pénal des mineurs , et ce taux atteint même 90 % pour 
les infractions graves.

« L’Allemagne a longtemps été considérée en Eu-
rope comme un précurseur en matière de traitement 
pénal des jeunes adultes », note Roland Hefendehl, pro-
fesseur de criminologie à l’Université Albert-Ludwig 
de Fribourg-en-Brisgau. Cela s’avère particulièrement 
évident lorsqu’on examine une recommandation du 
Conseil de l’Europe de 2003, qui stipule : « Pour tenir 
compte de l’allongement de la période de transition 
vers l’âge adulte, il devrait être possible que les jeunes 
adultes de moins de 21 ans soient traités d’une manière 
comparable à celle des adolescents et qu’ils fassent 
l’objet des mêmes interventions, si le juge estime 
qu’ils ne sont pas aussi mûrs et responsables de leurs 
actes que de véritables adultes ». D’autres pays vont 
aujourd’hui encore plus loin, indique M. Hefendehl : 

Ce ne sont pas la punition ni la rétor- 
sion qui figurent au premier plan, 
mais l’éducation, la protection et  
l’intégration des jeunes. Ici une photo
de l’atelier de métallurgie d’Arxhof (BL). 
Photo: KEYSTONE
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aux Pays-Bas, par exemple, l’application du droit pé-
nal des mineurs a été étendue jusqu’à l’âge de 23 ans, 
en raison de nouvelles découvertes en psychologie du 
développement et en neurosciences. 

L’art. 61 CP de moins en moins souvent appliqué
L’art. 61 du Code pénal (CP) constitue une disposition 
spéciale pour les jeunes âgés de 18 à 25 ans atteints de 
graves troubles du développement de la personnalité 
et qui ont commis un crime ou un délit en lien avec ces 
troubles. Dans leur cas, le juge peut en effet ordonner 
une mesure applicable aux jeunes adultes. L’accom-
pagnement socio-éducatif et le suivi thérapeutique 
dont ils bénéficient en étant placés dans des établis-
sements spécialisés (séparés de ceux prévus pour les 
adultes plus âgés) visent à favoriser l’acquisition de 
compétences sociales et d’une formation.

Selon la juriste Jeanne Schroeter, « l’art. 61 CP part 
d’une bonne intention ». Cependant, dans sa thèse, elle 
montre que cet article est très rarement appliqué dans 
les faits, ce qui s’explique, selon elle, par un manque 

de places qui entraîne de longs délais d’attente, no-
tamment en Suisse romande. 

Jeanne Schroeter avance une autre raison pou-
vant expliquer cette tendance à ordonner de moins 
en moins de mesures au sens de l’art. 61 CP : « Le dia-
gnostic de troubles du développement de la person-
nalité nécessite une expertise approfondie. Or, ce 
type d’expertise n’est demandée que s’il existe un 
soupçon initial assez fort ». En l’absence d’indices 
clairs pour établir l’existence de tels troubles, il est 
difficile de les distinguer des troubles mentaux au 
sens de l’art. 59 CP, explique Jeanne Schroeter. Une 
mesure de traitement des troubles mentaux au sens 
de l’art. 59 CP est donc souvent ordonnée à tort. Le 
jeune délinquant bénéficie alors certes d’une prise en 
charge psychiatrique et thérapeutique, mais n’a pas 
accès au soutien socio-éducatif dont il a besoin ni à 
une formation initiale ou continue. « La tendance à 
la baisse des mesures au sens de l’art. 61 n’est pas un 
bon signe », selon Jeanne Schroeter, qui estime qu’il 
est clairement nécessaire d’agir. 

Le droit pénal suisse des mineurs 

Depuis 2007, le droit pénal des mineurs fait l’objet d’une loi spécifique : la loi 
fédérale régissant la condition pénale des mineurs (DPMin). Cette loi, qui s’applique 
aux jeunes âgés de 10 à 18 ans, diffère considérablement du droit pénal des 
adultes. Elle a avant tout un objectif de prévention spéciale : il s’agit de dissuader 
les jeunes délinquants de commettre de nouvelles infractions en leur infligeant 
des peines adaptées à leur âge et/ou des mesures éducatives et thérapeutiques. 
Ces sanctions sont généralement dictées par les besoins personnels de l’enfant 
ou de l’adolescent et non par la gravité de l’infraction commise.

Peines 
Le DPMin prévoit les peines suivantes : 
	• Réprimande : Une réprimande est prononcée s’il y a lieu de présumer que 

cette peine suffira à détourner le mineur de commettre de nouvelles 
infractions. Elle peut être assortie d’un délai d’épreuve.

	• Prestation personnelle : Le mineur peut être astreint à fournir une 
prestation personnelle (travail non rémunéré, participation à des cours ou à 
d’autres activités analogues). La prestation personnelle dure au maximum 
dix jours. Si le mineur a commis un crime ou un délit et qu’il était âgé de  
15 ans le jour de l’infraction, elle peut être ordonnée pour une durée de trois 
mois au plus. 

	• Amende : Est passible d’une amende de 2000 francs au plus le mineur âgé 
de 15 ans le jour où il a commis l’acte. Le montant est fixé en tenant compte 
de la situation personnelle du mineur. A la demande de ce dernier, l’amende 
peut être convertie en prestation personnelle ou, s’il ne s’en acquitte pas 
dans le délai imparti, en privation de liberté.

	• Privation de liberté : Est passible d’une privation de liberté d’un jour à un an, 
le mineur qui a commis un crime ou un délit s’il était âgé de 15 ans le jour de 
l’infraction. Le mineur qui avait 16 ans le jour du délit est condamné à une 
privation de liberté pouvant aller jusqu’à quatre ans s’il a commis un acte 
particulièrement grave. A la demande du mineur, une privation de liberté 
de trois mois au plus peut être convertie en une prestation personnelle de 

durée équivalente. Durant la privation de liberté, le mineur peut poursuivre 
sa scolarité ou suivre une formation professionnelle.

Mesures de protection 
Des mesures de protection, telles qu’une assistance, une thérapie ou un placement 
dans un établissement (ouvert ou fermé) d’éducation ou d’exécution des 
mesures, peuvent également être ordonnées jusqu’à l’âge de 25 ans, en plus de 
la peine. Ces mesures ne sont pas liées à l’âge de l’auteur. Elles sont ordonnées 
lorsqu’un mineur a commis un acte punissable et que l’enquête conclut à la 
nécessité d’une prise en charge éducative ou thérapeutique particulière. Si le 
placement d’un mineur doit être interrompu, par exemple, en raison d’une 
résistance à la mesure, une privation de liberté peut être ordonnée. Depuis 
2015, un mineur peut également se voir imposer une interdiction d’exercer 
une activité, de contact ou une interdiction géographique. Il convient, pendant 
l’exécution de ces mesures, de veiller à ce que le mineur reçoive une éducation 
et une formation adéquates. 

En règle générale, la mesure de protection est exécutée en premier, suivie de 
la peine si celle-ci s’avère encore nécessaire. S’il existe certains motifs d’exemption, 
la loi autorise à renoncer à cette peine supplémentaire.

Le DPMin permet de combiner non seulement des mesures de protection 
et des peines, mais aussi des mesures de protection ou des peines entre elles. 
Sa flexibilité offre ainsi de nombreuses possibilités de sanctions.

Médiations
Contrairement au droit pénal des adultes, la procédure pénale applicable aux 
mineurs prévoit la possibilité d’une médiation (voir p. 14). L’idée de base est que 
les parties en conflit règlent elles-mêmes le litige lié à l’infraction avec l’aide 
d’un médiateur neutre. Toute participation à une médiation se fait sur une 
base volontaire. Les autorités d’instruction et les tribunaux peuvent suspendre 
la procédure au profit d’une médiation et, si cette dernière aboutit à un accord, 
la classer. 
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Le juge de protection
Une vie consacrée à la justice juvénile et aux droits de l’enfant

Il est des personnes d’exception qui agissent de manière éclairée pour le bien 
des plus vulnérables. Jean Zermatten est l’une de ces personnes qui, à l’échelle 
suisse et mondiale, a œuvré pour les enfants et les adolescents.

Propos recueillis par Patricia Meylan

prison-info : Vous n’utilisez pas volontiers les 
termes « droit pénal des mineurs » et « délinquant 
mineur ». Pour quelles raisons ?
Jean Zermatten: Est « mineur » ce qui est moindre ; 
la connotation est dévalorisante. « Droit pénal des 
mineurs » est une expression figée dans une di-
mension pénale ; je préfère parler de « justice 
juvénile ». Quant à l’expression « délinquant mi-
neur », elle est inappropriée. La plupart du temps, 
le jeune qui commet un délit, en commet un 
seul et il s’agit souvent d’une infraction de peu 

de gravité. Il a « délinqué », c’est vrai, mais il ne 
peut pas être qualifié de délinquant pour au-
tant. Je préfère parler d’enfant, d’adolescent, en 
conflit avec la loi.

Lorsque vous étiez enfant, vouliez-vous devenir 
juge des mineurs ?
Je suis obligé de répondre non (rires). Ni comme 
enfant ni comme adulte du reste, je n’ai imaginé 
devenir juge des mineurs. Je voulais être jour-
naliste ou diplomate. Après mes études de droit 

Jean Zermatten, juriste valaisan 
qui a exercé pendant longtemps 
la fonction de juge des mineurs, 
a largement contribué à faire 
évoluer les droits de l’enfant aux 
niveaux national et international.
Photo: Le Nouvelliste, Sabine 
Papilloud
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à l’Université de Fribourg, je me suis inscrit à la 
Faculté des Lettres. Pour financer ces secondes 
études, j’ai trouvé un poste à mi-temps au Tribu-
nal des mineurs du canton de Fribourg. C’est alors 
que tout a commencé! 

En tant que greffier, puis juge, vous vous plaisiez 
à Fribourg. Pourtant vous êtes rentré dans votre 
Valais natal, pour y recevoir des clefs…
Oui, le 1er septembre 1980, on m’a donné les clefs 
d’un appartement vide à Sion. Il n’y avait pas une 
chaise, pas un stylo, rien du tout. C’était le Tribu-
nal des mineurs, le premier en Valais. Tout était à 
créer. A l’époque en Valais, il faut rappeler que le 
système de protection de l’enfant reposait sur un 
fonctionnement ancestral, politisé et peu profes-
sionnel. Alors rapidement, avec mon collègue le 
juge André Karlen, nous avons été impliqués dans 
toutes sortes de situations compliquées humaine-
ment, socialement et juridiquement. 

Qu’est-ce qui vous a motivé à servir la justice ju-
vénile pendant 33 ans ?
Durant mes études, la science juridique m’en-
nuyait. Mais dans ma pratique en tant que juge 
juvénile, cette théorie avait un effet extraordi-
naire: elle s’illuminait si on l’appliquait dans l’idée 
de protection, d’éducation, d’aide et de soutien à 
l’enfant. Le droit pénal des mineurs a un aspect 
pénal, évidemment, puisqu’il propose un arsenal 
de peines. Mais sa priorité réside dans son dis-
positif de protection. Le juge des mineurs est un 
juge de protection.

En 1995, vous avez créé l’Institut international 
des droits de l’enfant. Pourquoi ?
Lorsque les Nations Unies ont adopté la Conven-
tion relative aux droits de l’enfant, j’ai compris 
que ce texte allait avoir un impact sur la justice 
juvénile. J’ai approché cette Convention avec mé-
fiance, mais sa lecture a été une révélation. Pour 
la première fois de l’histoire de l’humanité, une loi 
considérait l’enfant comme une personne titulaire 
de droits humains. Pour faire respecter ces droits, 
encore fallait-il les faire connaître et les expliquer. 
C’est dans ce but que l’Institut a été créé. Cinq ans 
plus tard, grâce au soutien de la Confédération (la 
DDC), nous avons développé l’enseignement à dis-
tance et l’Institut a véritablement décollé.

Vous avez siégé pendant 8 ans au Comité  
de l’ONU des droits de l’enfant. Durant cette  
période, vous avez visité une centaine de pays.  
Quel lieu de détention vous a particulièrement 
marqué ?

La prison de Bluefields au Nicaragua, où 48 adoles-
cents étaient entassés dans un baraquement en 
tôle ; le coin des garçons mesurait 40 mètres car-
rés. Il n’y avait pas de lit, juste des crochets au mur 
et un bidon d’eau. Il faisait 40 degrés à l’extérieur. 
Derrière d’autres grillages, il y avait des femmes et 
les jeunes filles d’un côté, et des hommes de l’autre. 
Ça criait de partout, l’odeur était épouvantable. 
C’était horrible. A partir de là, je n’ai plus pu parler 
pendant toute une journée. La même semaine, je 
me suis rendu à Managua pour rencontrer un res-
ponsable de la justice. J’ai fermement dénoncé ce 
que j’avais vu à Bluefields. Cet homme m’a promis 
qu’il allait faire quelque chose. L’année suivante, il 
m’invitait à l’inauguration du Centre d’éducation 
pour adolescents de Bluefields.

Dans le cadre de vos activités, avez-vous constaté 
ce qu’un enfant a « de plus » qu’un adulte ?
Oui, le sens de la justice. Si le juge rend une déci-
sion injuste, elle engendre un traumatisme plus 
grand chez un enfant que chez un adulte. Le juge 
peut créer une injustice en condamnant un jeune 
pour un acte qu’il n’a pas commis, mais également 
en n’identifiant pas pourquoi il a commis un délit. 
La plupart du temps en effet, il y a des raisons plus 
ou moins objectives qui expliquent qu’un enfant 
appelle au secours en commettant un délit. Si le 
juge ne recherche pas ces raisons, il ne rend pas 
la bonne décision et il est injuste. L’acte commis 
peut signifier « appel au secours », ou « fête et dé-
rapage », ou « être entraîné par les copains » ou 
« tester des limites » ou encore « problème psy-
chique ». C’est en fonction de cette compréhension 
que le juge juvénile doit prononcer une peine, une 
mesure, les deux ou rien du tout. Prononcer de 
lourdes peines n’est pas la solution. Ceux qui le 
croient se trompent.

L’enfant est une personne vulnérable. Un enfant 
délinquant est-il aussi une personne vulnérable ?
Mais bien sûr. Et il est d’autant plus vulnérable 
qu’en raison du délit commis, il entre dans les 
rouages du système pénal: police, juge, exécution 
de la sanction. 

L’enfant migrant non accompagné est le plus vul-
nérable d’entre tous ; et la grande criminalité en 
profite, c’est ça?
Les migrations jalonnent l’histoire; les enfants mi-
grants en font partie. Ce qui est nouveau, ce sont 
les enfants migrants non accompagnés. Ils sont 
âgés de 10, 12, 14 ans et traversent seuls les conti-
nents. Ils sont dans une situation de vulnérabili-
té extrême, car ce sont des enfants, des migrants 

« Si le juge rend 
une décision  
injuste, elle en-
gendre un trau-
matisme plus 
grand chez un 
enfant que chez 
un adulte. Le 
juge peut créer 
une injustice […] 
en n’identifiant 
pas pourquoi un 
jeune a commis 
un délit. »

12  prison-info 2/2025



Coup de projecteur : Jeunesse et justice

A propos de Jean Zermatten

Le Valaisan Jean Zermatten a siégé au Comité de 
l’ONU des droits de l’enfant (dès 2005), il en a été 
vice-président, puis président (2007 – 2013). Il a créé 
et dirigé l’Institut international des Droits de l’enfant 
basé à Sion (1995 – 2014). 

Il a servi la justice juvénile durant 33 ans : gref-
fier puis juge au Tribunal des mineurs du canton de 
Fribourg (1972 – 1980); président du Tribunal des mi-
neurs du canton du Valais (1980 – 2005). Il a présidé la 
Société suisse de droit pénal des mineurs et de l’Asso-
ciation internationale des magistrats de la jeunesse 
et de la famille.

Sur mandat de la Confédération, il a rédigé le 
projet de loi de procédure pénale des mineurs (dès 
lors qu’il n’y a pas eu de Commission fédérale, on 
peut affirmer que Jean Zermatten est « le père » de  
la PPMin). 

Docteur honoris causa des universités suisses  
de Fribourg, de Genève et canadienne de Sherbrooke, 
Jean Zermatten a enseigné dans différentes univer- 
sités ; il a créé un Master en droits de l’Enfant, un  
Diplôme en expertises psycho-judiciaires pour enfants 
et adolescents, un Certificat sur la parole de l’enfant en 
justice ou encore un CAS sur les violences en classe.

et ils sont livrés à eux-mêmes. Ils n’ont personne 
pour les protéger, ils n’ont rien et ils ont faim. 
C’est alors facile pour la grande criminalité de les 
utiliser pour commettre des délits et même des 
crimes graves. Pour lutter contre cette criminalité, 
il faut protéger ces enfants.

Dans les lois (PPMin, DPMin), donc sur le papier, 
la Suisse est-elle un modèle en matière de jus-
tice juvénile?
Ces deux lois respectent les standards interna-
tionaux en matière de protection et d’éducation. 
La justice juvénile suisse est un modèle relati-
vement bon. Elle peut s’améliorer en veillant à 
la stricte séparation des mineurs et des adultes 
dans les institutions psychiatriques où s’exé-
cutent des privations de liberté forcées. D’autre 
part, elle soumet les jeunes au droit pénal dès 10 
ans révolus. C’est tôt. Une observation générale 
du Comité des droits de l’enfant retient qu’il ne 
devrait pas y avoir d’intervention pénale avant 
l’âge de 14 ans. 

Quid de l’exécution des mesures thérapeutiques ?
Il s’agit d’un problème de disponibilités des insti-
tutions qui affecte les mesures tant ambulatoires 
que résidentielles. S’agissant de l’ambulatoire, la 
Suisse manque d’experts et de praticiens en santé 
psychique de l’enfant. Lorsque le juge soupçonne 
un problème chez le jeune, et qu’il souhaite le sou-
mettre à une évaluation psychologique, ou à une 
expertise psychiatrique, ou lui permettre un accès 
aux soins ambulatoires, il faut souvent attendre  
six mois. Mais en situation d’urgence, six mois, 
c’est une éternité ! S’agissant du domaine des  
mesures institutionnelles, par exemple, le Centre 
éducatif de Pramont, il est surchargé. Les adoles-
cents sont placés sur liste d’attente. Quant aux 

jeunes filles, elles disposent de quatre places à 
Fribourg, mais il a fallu 20 ans pour les aménager. 
Le droit pénal des mineurs est bien pensé, bien-
veillant, protecteur et éducatif pour autant qu’on 
lui donne les moyens de fonctionner.

On observe un durcissement du droit pénal des 
mineurs. Certains veulent le fondre avec le droit 
pénal ordinaire. Qu’en pensez-vous?
C’est une hérésie ! Ce durcissement ne se justi-
fie ni par le nombre des mineurs en conflit avec 
la loi ni par la gravité des infractions commises. 
La justice pénale concerne 1,5 % de la population 
juvénile. C’est dire que 98.5 % des jeunes ne com-
mettent pas d’infraction ! D’autre part, de quels 
délits parlons-nous ? Lorsqu’un jeune est face au 
juge, c’est pour vol à l’étalage, conduite sans per-
mis ou sans plaque, injures envers le contrôleur du 
train, pour avoir fait des graffitis dans la rue ou 
pour avoir fumé du cannabis. L’immense majorité 
des délits commis par des mineurs sont des délits… 
mineurs. Alors oui, il y a aussi le cas de l’adolescent 
qui tue ou commet une agression sexuelle. Je ne 
peux pas dire que ça n’existe pas. Mais en 33 ans 
de pratique judiciaire, j’ai traité un seul cas d’ho-
micide. On ne va tout de même pas abandonner 
l’esprit du droit pénal des mineurs pour des cas 
marginaux. Ces cas, les juges s’en occupent et le 
droit en vigueur suffit. 

Les principes de protection et d’éducation qui 
président le droit pénal des mineurs sont-il en 
danger?
D’une manière générale, la justice juvénile fonc-
tionne bien en Suisse si on lui en donne des 
moyens. Néanmoins il faut rester vigilant, car 
l’histoire récente nous montre que des dérapages 
peuvent se produire. �

« Le droit pénal 
des mineurs est 
bien pensé, bien-
veillant, protec-
teur et éduca-
tif pour autant 
qu’on lui donne 
les moyens de 
fonctionner. »
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« Le tribunal des mineurs 
nous connaît et nous fait 
confiance »
Médiations pénales pour mineurs : un important potentiel, encore peu exploité

Le canton de Fribourg joue un rôle de pionnier en matière de médiation pénale 
pour mineurs. Le taux de réussite élevé de cette procédure témoigne de son 
important potentiel pour résoudre les conflits et réparer les dommages, mais seuls 
quelques cantons l’exploitent pleinement. Une médiatrice du canton de Fribourg 
explique comment cette procédure a su trouver sa place dans son canton.

Nicola Gattlen

Illustration : 
Patrick Tondeux

14  prison-info 2/2025



Coup de projecteur : Jeunesse et justice

Depuis 2007, le droit pénal des mineurs (DPMin) pré-
voit la possibilité de recourir à la médiation. L’idée 
de base est que les parties à une procédure règlent 
elles-mêmes leur conflit lié à l’infraction commise, 
avec l’aide d’un médiateur neutre. La participation 
à la médiation repose sur le volontariat de toutes les 
parties concernées. Les autorités d’instruction et 
les tribunaux peuvent suspendre une procédure au 
profit d’une médiation et la classer si cette dernière 
aboutit à un accord. 

La médiation est souvent utilisée dans des situa-
tions où le conflit pourrait persister malgré les éven-
tuelles sanctions appliquées à l’encontre de l’auteur. 
En l’absence de dialogue et de prise de conscience 
de ce dernier, il existe un risque que de nouvelles 
infractions soient commises, ce qui peut être le cas, 
par exemple, lorsque les parties concernées sont 
amenées à se revoir par la suite, que ce soit parce 
qu’elles fréquentent la même école, appartiennent 
à la même famille ou vivent dans le même quartier.

Un dialogue bénéfique pour la victime
La médiation constitue un élément clé de l’approche 
restaurative dans le DPMin. Le fait de pouvoir discuter 
de vive voix avec la personne prévenue aide la victime 
à digérer plus facilement ce qui s’est passé et dimi-
nue le risque de conflits ultérieurs. « Il est essentiel 
pour les victimes d’obtenir des réponses », souligne 
Tania Casa, médiatrice au Bureau de la médiation 
pénale pour mineurs du canton de Fribourg : « Les 
victimes veulent que l’auteur des faits s’explique, 
reconnaisse ses actes, exprime des remords et pré-
sente ses excuses ». Dans une procédure judiciaire, 
elles n’ont généralement pas la possibilité d’engager 
ce type de dialogue. 

La médiation présente un autre avantage : elle 
permet à la victime d’exprimer ses idées et ses sou-
haits pour résoudre le conflit, lui procurant ainsi un 
sentiment d’efficacité personnelle. Tania Casa attire 
l’attention sur le fait que cette démarche est cepen-
dant aussi très bénéfique pour l’auteur des faits, car 
elle lui fait prendre conscience des conséquences 
de ses actes sur la victime et l’oblige à effectuer un 
important travail personnel sur le délit tout en le 
faisant réfléchir à la manière dont il peut réparer le 
dommage causé. 

Il est impératif que la participation de la victime 
à cette procédure s’inscrive dans une démarche vo-
lontaire. En général, des entretiens individuels sont 
organisés au préalable. « Nous préparons la victime 
à sa rencontre avec l’auteur », explique la médiatrice, 
avant de préciser : « Si nécessaire, nous collaborons 
également avec des psychologues, les parents et 
des éducateurs sociaux ». Dans de rares cas, il peut 
arriver que la victime, bien qu’elle souhaite une mé-
diation, ne se sente pas prête pour une rencontre, 
même après d’intenses entretiens préliminaires. Le 
canton de Fribourg propose alors une médiation dite 
« navette », dans laquelle la personne en charge de la 
médiation sert d’intermédiaire pour transmettre les 
informations aux parties. 

Une large utilisation possible dans le canton de 
Fribourg
Dans le canton de Fribourg, un processus de média-
tion peut être engagé dans presque toutes les affaires 
pénales, à condition qu’aucune mesure de protection 
ne soit requise. Cependant, dans le cas des infractions 
passibles d’une peine privative de liberté ferme d’au 
moins un an, l’accord préalable du Ministère public 

La proportion de médiations est nettement plus faible chez les délinquants plus âgés. Il convient de noter que la statistique de l’OFS prend 
aussi en compte les affaires pénales impliquant des mineurs qui concernent des infractions ne pouvant pas faire l’objet d’une médiation, 
telles que celles qui relèvent, par exemple, de la loi sur les stupéfiants ou de la loi sur le transport de voyageurs. Source: OFS (2024)
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est requis. Tania Casa indique qu’il est toutefois rare 
que celui-ci s’y oppose. 

En principe, une médiation n’est envisagée que si 
les éléments constitutifs de l’infraction sont établis, 
si la victime est identifiée et si elle souhaite s’engager 
volontairement dans le processus. De plus, l’auteur 
doit reconnaître globalement les faits. Une spécificité 
du canton de Fribourg est que la procédure de mé-
diation peut être étendue au coauteur adulte. « On 
recourt, par exemple, à la médiation en cas de dom-
mages matériels », explique Tania Casa. 

Des disparités importantes entre les cantons 
Selon les données de l’Office fédéral de la statis-
tique (OFS), près de 8 % des affaires pénales impli-
quant des mineurs dans le canton de Fribourg ont 
été réglées par la voie de la médiation entre 2020 
et 2023. Viennent ensuite les cantons de Genève et 
du Valais, avec des taux de respectivement 5,6 % et 
5 %. En Suisse alémanique, les taux sont nettement 
plus faibles, certains cantons ne recourant pas du 
tout à cette pratique. La procédure pénale appli-
cable aux mineurs laisse aux cantons, une marge 
de manœuvre importante pour ce qui est de l’orga-
nisation ou non de médiations.

La statistique de l’OFS prend en compte toutes les af-
faires pénales impliquant des mineurs, y compris celles 
qui concerne des infractions relevant, par exemple, 
de la loi sur les stupéfiants ou de la loi sur le trans-
port de voyageurs et qui ne peuvent pas faire l’objet 
d’une médiation. Si l’on considère uniquement les 
affaires qui se prêtent à une médiation, le taux d’af-
faires réglées par ce biais est nettement plus élevé 
(les données correspondantes ne sont pas collectées 
par l’OFS). Interrogée à ce sujet, la juge des mineurs 
fribourgeoise, Inès Bruggisser, explique que dans son 
canton, « toutes les affaires qui peuvent l’être sont 
en principe déléguées à un médiateur ». La respon-
sabilité d’amener une affaire pénale en médiation 
incombe toutefois au juge compétent, qui s’appuie 
sur sa connaissance du mineur et tient compte des 
circonstances du cas d’espèce.

Une plus grande confiance dans un service officiel 
Le canton de Fribourg a institutionnalisé très tôt la 
médiation dans les affaires pénales impliquant des 
mineurs. Depuis 2004, il dispose d’un Bureau de la 
médiation pénale des mineurs, qui est rattaché ad-
ministrativement au Service de la justice et compo-
sé actuellement d’une équipe de trois médiateurs à 

Le graphique montre que, durant la période étudiée (2020 – 2023), le taux de médiation réussie dans les affaires pénales impliquant 
des mineurs a été le plus élevé dans les cantons de Fribourg, de Genève et du Valais. En effet, depuis l’entrée en vigueur de la médiation 
dans la loi, ces trois cantons romands ont été des précurseurs. Source: OFS - État de la banque de données JUSAS (2024)

« Dans le can-
ton de Fribourg, 
toutes les affaires 
qui peuvent l’être 
sont en principe 
déléguées à un 
médiateur. »

Pourcentage des médiations
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temps partiel. Cette institutionnalisation est vraisem-
blablement la principale raison du taux élevé de mé-
diations dans le canton. « D’après mon expérience, les 
jeunes et leurs parents ont bien plus confiance dans 
un service officiel que dans des médiateurs privés », 
explique la médiatrice assermentée Tania Casa, qui 
précise que, « lorsque le tribunal des mineurs pro-
pose une médiation officielle, beaucoup acceptent ». 

La confiance des autorités judiciaires dans les 
médiateurs est également essentielle, selon la média-
trice : « Le tribunal des mineurs du canton de Fribourg 
et le Ministère public nous connaissent et nous font 
confiance. Nous échangeons régulièrement et nous 
nous rencontrons une fois par an ». Ce n’est pas le cas 
dans d’autres cantons, selon ses dires, où les juges ne 
disposeraient, au mieux, que d’une liste de médiateurs 
privés qu’ils ne connaîtraient pas ou que très peu.

Un taux de réussite élevé
De plus, comme l’explique la médiatrice, le tribunal 
des mineurs du canton de Fribourg possède désor-
mais une grande expérience : « Il sait identifier les af-
faires qui se prêtent à une médiation et a conscience 
du succès de cette procédure ». Sur les 80 dossiers 
traités en moyenne chaque année par le Bureau de 

la médiation au cours des vingt dernières années, les 
trois quarts ont abouti à un accord. Selon Tania Casia, 
l’une des conditions pour parvenir à une issue favo-
rable est que l’auteur soit passé aux aveux et qu’il ait, 
du moins en partie, pris conscience de ses actes. Pour 
les victimes, le fait de constater que l’auteur regrette 
son acte et qu’il souhaite s’amender constitue sou-
vent le premier pas vers la réparation du dommage. 

Le système de médiation fribourgeois suscite 
énormément d’intérêt : des délégations sont même 
venues du Mali pour se renseigner à ce sujet. Dans ses 
lignes directrices sur la justice adaptée aux enfants, 
le Conseil de l’Europe cite d’ailleurs Fribourg comme 
modèle de meilleure pratique. Les cantons de Zurich et 
de Genève se sont, eux aussi, inspirés des expériences 
positives réalisées dans ce canton : ils sont désormais 
tous les deux dotés d’un propre service interne de 
médiation. À Genève, le bureau de médiation confie 
les affaires qui lui sont attribuées par le juge à des 
médiateurs externes et prend en charge les coûts de 
la médiation (jusqu’à un maximum de 30 heures par 
affaire) depuis janvier 2024 ; dans le canton de Zurich, 
les médiations sont effectuées par des spécialistes 
permanents du bureau de médiation dans les pro-
cédures pénales pour mineurs.

« D’après mon 
expérience, les 
jeunes et leurs 
parents ont bien 
plus confiance 
dans un service 
officiel que dans 
des médiateurs 
privés. »

Source: OFS – État de la banque de données JUSAS (2024)
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« Les jeunes  
faisant l’objet 
d’une mesure 
montrent  
une propension  
accrue à la 
violence. »

Le personnel sous pression
Montée de la violence dans les institutions pour mineurs et solutions possibles

Ces dernières années, plusieurs institutions pour mineurs ont été le théâtre 
de graves agressions commises par des jeunes à l’encontre du personnel. Ces 
incidents mettent ce dernier à rude épreuve et appellent des solutions durables.

Liliane Marti

Le 12 février 2024 restera une date marquante dans 
l’histoire du foyer socio-éducatif Brüttisellen (ZH) : 
sans prévenir et sans raison apparente, un résident de 
19 ans s’est saisi d’un couteau et a grièvement blessé 
deux éducatrices. Un stagiaire a réussi à le désarmer 
et à le maîtriser jusqu’à l’arrivée de la police. Les deux 
éducatrices ont dû être transportées à l’hôpital. Suite 
à ce tragique incident, la réaction de la direction ne 
s’est pas fait attendre : elle a entièrement revu son 
plan de sécurité et procédé, avec l’aide d’un presta-
taire externe, à une analyse des risques, qui a conduit 
à la mise en œuvre de mesures ciblées, notamment 
un meilleur éclairage des lieux et l’organisation de 
formations à la désescalade et aux premiers secours 
destinées à l’ensemble du personnel.

Cet incident a fait l’objet d’une large médiatisa-
tion, mais il ne s’agit malheureusement pas d’un cas 
isolé. L’année dernière, les signalements de violence 
dans les institutions pour mineurs se sont en effet 
multipliés. En juillet 2024, le Tages-Anzeiger a ainsi 
rapporté qu’une collaboratrice du foyer d’éducation 
scolaire et de formation professionnelle Albisbrunn, à 
Hausen am Albis (ZH), avait été gravement blessée par 
un adolescent et avait dû être transportée à l’hôpital 
en hélicoptère. Un mois plus tôt, quatre jeunes du 
centre d’exécution des mesures Uitikon (ZH) avaient, 
alors qu’ils tentaient de prendre la fuite, jeté du mo-
bilier et de la vaisselle sur le personnel et utilisé un 
pied de table pour briser une fenêtre.

Ces incidents ont certes eu lieu dans des établis-
sements différents, n’ayant pas les mêmes concepts 
ni la même clientèle, mais ils mettent en évidence le 
même problème de fond : les jeunes faisant l’objet 
d’une mesure se montrent de plus enclins à la violence.

Une clientèle qui présente davantage de troubles
Les scientifiques et les acteurs de terrain s’accordent 
largement à dire que cette évolution est essentiel-
lement due à un changement de profil des jeunes 
placés dans les établissements d’éducation. En effet, 
non seulement, ces derniers présentent davantage 
de troubles psychiques et de pathologies complexes, 

mais ils sont aussi de plus en plus jeunes. En outre, 
les placements ont tendance à intervenir plus tar-
divement qu’il y a quelques années, si bien que les 
pathologies sont beaucoup plus ancrées à leur ad-
mission dans les établissements.

Cette situation pourrait s’expliquer par l’augmen-
tation de l’offre en soins ambulatoires : le réseau qui 
prend en charge les jeunes en dehors des institutions 
est aujourd’hui nettement plus dense qu’il y a dix 
ans. Un placement n’intervient donc généralement 
qu’une fois que toutes les mesures ambulatoires ont 
été épuisées. Une conséquence de cet « effet de fil-
trage » est que les institutions se retrouvent à gérer 
principalement des cas difficiles. Francesco Castelli, 
directeur du centre d’exécution des mesures pour 
jeunes adultes Arxhof (BL), fait le constat suivant : 
« Pratiquement tous les jeunes que nous prenons 
en charge présentent de graves troubles psychiques. 
Auparavant, il y avait peut-être un ou deux jeunes 
difficiles par groupe de vie ; aujourd’hui, ils repré-
sentent la majorité ».

Présence accrue du personnel de sécurité
Cette évolution nécessite, pour le quotidien, de re-
penser les approches en matière de sécurité, d’enca-
drement et de personnel. Certains établissements ont 
ainsi amélioré leur système d’alarme ou renforcé la 
présence du personnel de sécurité. C’est également 
le cas du centre Arxhof, qui dispose, depuis un grave 
incident survenu en 2021, d’un service de sécurité 
présent 24 heures sur 24. Ce dernier est, par exemple, 
chargé de collecter les échantillons d’urine et de 
fouiller les chambres, soulageant ainsi le personnel 
socio-éducatif de certaines tâches. Un agent de sé-
curité est également présent dans chaque groupe de 
vie de la section fermée du centre d’exécution des 
mesures Uitikon. Il participe à la vie quotidienne des 
jeunes, en aidant notamment à dresser la table pour 
le dîner commun. 

Par ailleurs, divers aménagements ont été réalisés 
pour renforcer la sécurité. Ainsi, au foyer Brüttisellen, 
une solution a été mise en place afin de mieux proté-
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Un agent de sécurité est présent dans chaque 
groupe de vie de la section fermée du centre 
d’exécution des mesures d’Uitikon.
Photo: Peter Schulthess, 2025
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Le Centre Arxhof a mis en place une 
nouvelle structure journalière dans 
le domaine de la formation profes-
sionnelle. Les jeunes placés dans le 
Centre bénéficient d’un suivi socio-
professionnel étroit dès le début de 
la mesure jusqu’au commencement 
de leur apprentissage. 
Photo : Peter Schulthess, 2024

ger les bureaux des éducateurs sociaux des regards 
extérieurs. Au centre d’exécution des mesures Uiti-
kon, le mobilier a été vissé au sol et des grilles ont 
été installées aux fenêtres. Carmelo Campanello, 
le directeur, souligne que c’est un véritable défi de 
trouver au quotidien des solutions appropriées et 
proportionnées aux objectifs visés : « Il est difficile de 
trouver un juste milieu entre normalité et sécurité. 
Les jeunes qui ont jeté de la vaisselle sur le personnel 
lors de leur tentative de prendre la fuite, par exemple, 
n’ont depuis lors le droit de manger que dans de la 
vaisselle en plastique, mais cette mesure de sécurité 
finira tôt ou tard par être levée ».

Suite aux incidents survenus, certains établisse-
ments ont également revu leur concept pédagogique. 
Le foyer Albisbrunn, par exemple, a décidé de mettre 
davantage l’accent sur le travail et la prise en charge 
des jeunes souffrant de graves troubles psychiques. 
Le centre Arxhof a, pour sa part, mis en place une 
nouvelle structure journalière dans le domaine de la 
formation professionnelle et dispose désormais d’un 
pavillon de transition, qui lui permet d’assurer un ac-
compagnement très structuré des jeunes lors de leur 
passage de la section fermée à la section ouverte. En 
outre, le constat de ces incidents ont incité les insti-

tutions à mieux préparer leurs collaborateurs à cette 
nouvelle clientèle et aux situations difficiles, en leur 
proposant notamment des programmes d’entraîne-
ment à la désescalade, des formations continues sur 
les pathologies complexes ou des cours sur la gestion 
des jeunes issus de différents milieux culturels.

Difficultés à pourvoir les postes vacants
Cette nouvelle réalité est exigeante et souvent pe-
sante pour le personnel, et plus particulièrement 
pour les éducateurs sociaux, qui accompagnent étroi-
tement les jeunes dans leur développement. La dé-
gradation des conditions de travail a d’ailleurs un 
impact sur le marché du travail. Les postes d’éduca-
teurs sont en effet difficiles à pourvoir, et la pénu-
rie générale de main-d’œuvre qualifiée n’est pas la 
seule explication. Dans le secteur de l’exécution des 
sanctions applicables aux mineurs, les horaires de 
travail des éducateurs correspondent rarement aux 
horaires de bureau classiques. De plus, leur rémuné-
ration est parfois inférieure à celle d’autres profes-
sions socio-éducatives, et travailler avec des jeunes 
est émotionnellement difficile. Pour ne rien arranger, 
une formation généraliste ne leur fournit pas tous les 
outils nécessaires pour faire leurs premières armes 
dans des foyers ou des établissements d’éducation, ce 
qui implique qu’ils doivent généralement acquérir les 
compétences spécifiques « sur le tas ». Les nouveaux 
collaborateurs doivent donc, en quelque sorte, se jeter 
à l’eau. Il en résulte un taux de rotation du personnel 
plus élevé, en particulier dans les sections fermées.

Cette situation a également un impact sur l’entou-
rage des collaborateurs. En effet, les actes de violence 
suscitent souvent des craintes et des réactions néga-
tives chez les membres de la famille et les amis, ce que 
confirme Sacha Rittel, le directeur général du foyer 
Brüttisellen, qui fait malgré tout le constat suivant : 
« Heureusement, ces incidents regrettables n’ont pas 
entraîné de départs, car au contraire, presque tous 
les collaborateurs sont restés. Je leur en suis très re-
connaissant, surtout quand on sait que, souvent, des 
personnes de leur entourage souhaiteraient qu’ils 
quittent l’établissement ».

Les incidents qui ont fait les gros titres restent 
des cas isolés tragiques
Malgré les nombreux défis à relever, tous les acteurs 
de terrain s’accordent à dire que le système fonc-
tionne bien. Une comparaison à l’échelle européenne 
montre que le principe qui prévaut en Suisse et qui 
consiste à mettre l’accent sur la réinsertion des jeunes 
faisant l’objet d’un placement pénal fait ses preuves 
et produit des résultats à long terme. Même si on 
observe une propension à la violence en hausse, les 
incidents qui ont fait les gros titres ces dernières an-
nées restent des cas isolés tragiques. 
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Parvenir à réinsérer les jeunes 
dans la société 
Le travail des procureurs des mineurs consiste également à expliquer et à  
défendre le droit pénal des mineurs 

Roland Zurkirchen est le chef du ministère public des mineurs du canton de 
Zurich. Dans cette interview, il explique en quoi une mesure est plus efficace 
qu’une peine de prison, et quels espoirs il place dans la nouvelle Conférence 
intercantonale des autorités pénales pour mineurs qu’il met actuellement sur 
pied sur mandat de la Conférence des directrices et directeurs des départe-
ments cantonaux de justice et police (CCDJP).

Interview: Reto Liniger

prison-info : L’« affaire Berikon », dans laquelle une 
jeune fille de 14 ans est suspectée d’avoir poignardé 
une de ses camarades âgée de 15 ans, a non seule-
ment suscité l’effroi mais aussi l’étonnement chez 
de nombreuses personnes. Et pour cause : cette 
jeune fille ne sera probablement pas condamnée 
à une peine de prison. En lieu et place d’une peine 
privative de liberté, le droit pénal des mineurs pré-
voit en effet des mesures. Comment expliquer cela ?
Roland Zurkirchen : Nous considérons que les 
jeunes âgés de 10 à 18 ans sont encore en phase 
de développement. Et il peut arriver qu’ils trans-
gressent les règles durant cette période. C’est pré-
cisément pour cette raison que le droit pénal des 
mineurs repose sur deux principes fondamen-
taux, qui sont la « protection » et l’« éducation ».  
Il ne s’agit pas simplement d’enfermer les jeunes, 
mais de leur permettre de trouver une certaine 
stabilité afin qu’ils parviennent à se réinsérer dans 
la société. Des mesures de protection sont pré-
vues à cet effet. Celles-ci peuvent être exécutées de 
manière ambulatoire, par exemple, sous la forme 
d’une psychothérapie ou d’un accompagnement 
socio-éducatif, ou en milieu institutionnel, notam-
ment par un placement en établissement fermé.

Pourquoi ces mesures se révèlent-elles efficaces ?
Le cerveau d’un adolescent n’est pas encore aussi 
mature et stable que celui d’un adulte, ce qui ex-
plique que les jeunes soient beaucoup plus réceptifs 
aux thérapies. Ces mesures sont donc nettement 
plus adaptées que la prison. Une peine privative de 
liberté ne favorise pas la réinsertion, mais contri-
bue, au contraire, à renforcer des pensées pouvant 

mener à un comportement criminel et à empêcher 
des étapes importantes du développement de la 
personnalité.

Les mesures sont-elles définies au cas par cas ?
Oui, nous adoptons une approche très individua-
lisée. Lors des auditions ou des entretiens explo-
ratoires, nous cherchons à mieux comprendre le 
contexte dans lequel s’inscrit l’infraction ainsi que 
la situation familiale. Pour ce faire, nous impli-
quons également les parents dans le processus. 
Dans certains cas, une période d’observation de 
trois mois peut être ordonnée, ou une expertise 
peut être demandée à un service spécialisé. Sur la 
base de ces éléments, les autorités compétentes 
décident de mesures appropriées pour favoriser le 
développement. Une chose est sûre : plus ces me-
sures sont adaptées à la situation, plus elles ont de 
chances d’aboutir.

Evaluez-vous l’efficacité des mesures ?
Les services sociaux et le ministère public des mi-
neurs suivent de près l’exécution des mesures, qui 
sont revues si nécessaire. Des entretiens de suivi ont 
lieu régulièrement et des rapports intermédiaires 
sont établis. Nous vérifions également si les objectifs 
convenus au préalable avec les jeunes, tels que la 
réussite de leur apprentissage ou l’achèvement de 
leur scolarité, ont été atteints. Nous nous assurons 
par ailleurs qu’ils respectent leurs rendez-vous et 
que leur situation familiale s’est stabilisée. Ce n’est 
qu’une fois que nous sommes convaincus d’avoir 
tout mis en œuvre dans le cas en question que nous 
mettons fin au suivi.

« Une peine pri-
vative de liberté 
ne favorise pas  
la réinsertion, 
mais contribue, 
au contraire, à 
renforcer des 
pensées pouvant 
amener à un 
comportement 
criminel. »
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Quand la mise en œuvre peut-elle être considérée 
comme achevée ?
Lorsque les objectifs qui ont été fixés sont atteints 
en totalité ou en partie, ou que la mesure ordonnée 
ne se révèle plus judicieuse ni opportune. Dans 60 
à 70 % des cas, nous clôturons nos dossiers avec 
succès.

Depuis l’« affaire Berikon » notamment, des pres-
sions politiques se font pourtant sentir pour dur-
cir le droit pénal des mineurs. La CCDJP a annoncé 
la création d’une conférence intercantonale pour 
les autorités pénales des mineurs. Faut-il y voir 
un lien ?
Non, la raison est tout autre. Il n’existe à l’heure 
actuelle aucune instance nationale en matière de 
justice pénale des mineurs. La conseillère d’Etat zu-
richoise Jacqueline Fehr a donc déposé une requête 
en ce sens à la CCDJP. Elle a demandé la création 
d’un siège pour le droit pénal des mineurs au sein 
de la Commission des affaires juridiques pénales 
de la CCDJP, mais aussi d’une nouvelle instance en 
matière de justice pénale des mineurs, à savoir la 
conférence susmentionnée. Il m’incombe à présent 
de créer cette dernière.

Quelles seront les missions de cette conférence ?
Les cantons sont compétents pour poursuivre et 
juger les infractions commises par les mineurs. Il 
est donc important que tous ceux qui prennent 
des décisions au niveau cantonal puissent échan-
ger leurs points de vue et se concerter au sein d’une 
instance telle que celle-ci. Ce cadre leur permettra 
de prendre des décisions communes et de dévelop-
per des normes. La conférence sera par ailleurs l’in-
terlocutrice de la CCDJP pour les prises de position 
politiques sur les questions relatives au droit pénal 
des mineurs, ce qui, je l’espère, permettra d’avoir 
plus de poids sur les processus politiques.

Quels espoirs placez-vous sinon dans cette confé-
rence ?
Cette conférence permettra à ceux qui prennent 
des décisions au niveau cantonal de se rencontrer 
et d’échanger leurs points de vue sur de nouveaux 
phénomènes, tels que la radicalisation des jeunes. 
Il se peut que certains cantons aient déjà dévelop-
pé des compétences dans certains domaines, dont 
d’autres pourraient profiter.

Ces derniers temps, vous avez souvent été confron-
té dans les médias à des critiques concernant le 
droit pénal des mineurs. Ces critiques vous ont-
elles surpris ?
Dans les périodes difficiles, les gens ont toujours 
tendance à céder à la facilité. La demande de dur-
cissement du droit pénal des mineurs n’a donc rien 
de surprenant. Nous vivons néanmoins dans une 
société de débat, dans laquelle s’inscrit ce genre 
de discussions. Expliquer et défendre le droit pénal 
des mineurs fait également partie de notre travail. 
Je suis prêt à mener de telles discussions et ne suis 
a priori pas fermé à une adaptation judicieuse de 
ce droit. 

A votre avis, comment pourrait-il être adapté ?
Pour le moment, je ne vois pas la nécessité de l’adap-
ter, et encore moins de le durcir. Le cadre légal exis-
tant offre déjà tous les instruments nécessaires pour 
prononcer des sanctions efficaces, différenciées 
et ciblées. Cependant, ce dont nous avons besoin, 
c’est d’un plus grand nombre de places pour pou-
voir mettre en œuvre des mesures rapidement et 
de manière appropriée, tant quantitativement que 
qualitativement. Selon mon expérience, il n’y a, 
par exemple, à ce jour pas assez d’établissements 
spécialisés pour les jeunes auteurs d’infraction et 
pratiquement aucune offre en matière de déra-
dicalisation. D’ailleurs, face à des cas de plus en 
plus complexes, qui ne s’arrêtent souvent pas aux 
frontières cantonales et nationales, nous devons 
également renforcer nos réseaux et intensifier la 
communication à tous les niveaux.

A propos de Roland Zurkirchen

Agé de 59 ans, Roland Zurkirchen est le premier pro- 
cureur des mineurs du canton de Zurich depuis le  
1er avril 2024. Il a acquis des expériences variées dans 
le travail auprès des jeunes, d’abord en tant qu’anima-
teur jeunesse, puis en tant qu’animateur socioculturel 
et enfin durant douze ans, en tant que responsable 
du service de prévention de la violence de la ville de 
Zurich. En 2013, il a rejoint le canton de Zurich, où il a 
d’abord été directeur de la prison de Limmattal, avant 
de prendre en 2017, la direction des prisons préventives 
du canton. (pd)

« Pour le mo-
ment, je ne vois 
pas la néces-
sité d’adapter le 
droit pénal des 
mineurs. »
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Photo: JuWe / Sabina Bopst, Tamedia
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« Nous ne sommes pas une 
prison pour enfants ! »
La vie quotidienne dans un établissement spécialisé dans l’exécution pour  
mineurs comporte de nombreuses facettes.

La Viktoria-Stiftung Richigen est l’un des rares établissements de Suisse à 
disposer d’unités fermées pour les jeunes délinquants de moins de 13 ans. 
Malgré une clientèle de plus en plus difficile, sa devise reste : protéger plutôt 
que de sanctionner. Reportage aux portes de Berne.

Patricia Michaud

Le mur est tapissé de maillots de foot, tous estam-
pillés du logo de la même équipe. Leurs couleurs 
bigarrées attirent d’autant plus le regard qu’elles 
contrastent avec la sobriété du reste de la chambre : 
un lit, une table de chevet, un bureau et une armoire. 

On le devine au premier coup d’œil, l’adolescent qui 
dort ici est fan de ballon rond. 

« Nous avons contacté les responsables de son 
équipe favorite, qui ont accepté de nous faire par-
venir des cartes à l’effigie de tous les joueurs, avec 

La fondation Viktoria, située aux 
portes de Berne à Richigen, est l’une 
des rares institutions à disposer 
de groupes de vie fermés pour les 
mineurs de moins de 13 ans. 
Photo : Peter Schulthess, 2025 
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leur autographe », relate Jürg Baumgartner. Chaque 
fois que le jeune homme a une « bonne journée », il 
reçoit l’une des cartes « pour l’encourager à pour-
suivre sur cette voie ».

Jürg Baumgartner est le responsable pédago-
gique des unités pour garçons de la Viktoria-Stif-
tung, une institution bernoise spécialisée dans 
l’exécution des mesures restreignant la liberté des 
mineurs et des jeunes adultes. Il est actuellement 
occupé à faire visiter le secteur fermé pour garçons 
de l’établissement niché au milieu des champs, près 
de Worb. Dans cette unité, ni téléphones portables ni 
tablettes numériques ne sont autorisés. Une pilule 
particulièrement difficile à avaler pour les pour les 
natifs du numérique. « Nous devons donc trouver 
d’autres moyens de les motiver, quitte à faire du 
cas par cas ».

Six semaines de confinement
Le résident de la chambre passe sa tête par l’enca-
drement de la porte. L’adolescent confirme avec 
une moue que cette détox numérique forcée est 
l’un des aspects les plus difficiles de son séjour en 
unité fermée, outre le fait de ne pas pouvoir aller 

aux matchs de son équipe de football préférée, bien 
sûr. « Heureusement, nous les regardons parfois ici », 
précise-t-il en désignant la petite salle de cinéma 
installée en plein couloir de l’unité.

Ce même couloir semble soudain s’agiter. Plu-
sieurs jeunes hommes en tenue de sport le tra-
versent au pas de course. Chaque jour, les résidentes 
et résidents des deux unités fermées – l’une réser-
vée aux jeunes femmes, l’autre aux jeunes hommes 
– se défoulent pendant une heure dans la salle de 
gym de la Viktoria-Stiftung. « Durant leurs six pre-
mières semaines ici, ils ne sont pas autorisés à sortir 
prendre l’air », explique René Schmid, responsable de 
l’unité semi-ouvert pour garçons. Ce moment d’ac-
tivité physique quotidienne est donc indispensable 
à l’hygiène de vie des adolescentes et adolescents.

De 12 à 22 ans
Installée depuis le milieu des années 1980 dans les 
locaux d’un ancien foyer pour jeunes filles dans la 
commune de Richigen, à moins d’une demi-heure 
en transports publics du centre-ville de Berne, l’ins-
titution offre des structures complètes pour l’ap-
plication de mesures restreignant la liberté des 
mineurs dans le cadre de l’exécution judiciaire et 
de l’exécution de mesures de protection de l’en-
fant. La fondation peut accueillir simultanément 
18 jeunes hommes et 18 jeunes femmes, répartis 
en 3 types d’unités : ouvertes, semi-ouvertes et 
fermées. Les enfants et jeunes adultes, âgés de 12 à  
22 ans, sont placés ici sous mesure de protection en 
milieu fermé, soit par une autorité judiciaire, soit 
par une autorité civile sur la base d’une décision 
susceptible de recours.

« En moyenne, nos résidentes et résidents ont 
entre 14 et 16 ans », précise André Wyssenbach, di-
recteur de la Viktoria-Stiftung. « Il s’agit notamment 
d’adolescentes et d’adolescents qui ont commis des 
vols à répétition, des délits d’ordre sexuel ou des 
actes de violence. Nous accueillons également des 
jeunes qui sont exposés à différentes formes de vio-
lence ou de contrainte, notamment de la prostitu-
tion juvénile. » Etant l’un des rares établissements 
du pays à disposer d’unités fermées pour les mineurs 
de moins de 13 ans – et, plus rare encore, d’une unité 
fermée pour les filles –, il draine une clientèle pro-
venant des quatre coins de la Suisse alémanique.

Apprentissages in situ
La plupart des jeunes commencent leur séjour dans 
l’institution par un passage de trois mois dans l’uni-
té fermée. Celle-ci se distingue des autres par des 
barreaux aux fenêtres, des chambres fermées de 
l’extérieur durant la nuit et des couloirs grillagés 
pour accéder aux espaces communs de l’institution. 
Au-delà des six premières semaines d’isolement, 

« Ici, ni les télé- 
phones por-
tables ni les  
tablettes ne  
sont autorisés. 
Autant dire que 
ce n’est pas une 
partie de plai-
sir pour ceux qui 
sont nés à l’ère 
du numérique. »
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durant lesquelles la majeure partie du temps est 
passée entre l’unité résidentielle et l’atelier créatif, 
« une première ouverture est introduite », souligne 
André Wyssenbach. Elle prend la forme de sorties 
accompagnées, voire de visites à des proches.

Cette ouverture se poursuit progressivement 
dans les unités semi-ouvertes, puis ouvertes de 
l’institution. Ultra-structurées, les journées des 
résidentes et résidents sont alors divisées en cours 
scolaires, travaux pratiques, activités créatives, thé-
rapies et plages de loisirs libres. La grande majorité 
de ces activités sont effectuées sur place, car la Vik-
toria-Stiftung dispose d’infrastructures scolaires, 
sportives – dont une piscine extérieure – et de for-
mation. Des apprentissages et des stages dans divers 
domaines tels que la peinture, la cuisine, le service 
technique ou le jardinage sont ainsi proposés direc-
tement sur place. « En moyenne, les jeunes passent 
une année en milieu semi-ouvert et jusqu’à deux 
ans en milieu ouvert », précise André Wyssenbach.

Chaque victoire compte
L’ambiance qui règne dans l’unité semi-ouverte pour 
filles rappelle celle de n’importe quel foyer pour 
adolescentes. Pelotonnée dans une couverture, une 
jeune femme malade regarde la télévision depuis le 
canapé de la salle de séjour commun. Derrière elle, 
une grande table permet d’accueillir, lors des repas, 
les six résidentes de l’unité, ainsi que les deux res-
ponsables de groupe. Une autre adolescente, vêtue 
d’un pull noir à capuche orné d’une tête de mort, 
traverse le corridor menant aux chambres indivi-
duelles. Elle passe devant une affichette colorée 

sur laquelle est écrit : « Je suis fière de mes progrès, 
aussi petits soient-ils ».

« Nous apportons un soin particulier à l’amé-
nagement des locaux, afin de bien montrer qu’il 
s’agit d’un lieu de vie, d’un lieu d’espoir », commente 
André Wyssenbach. Le directeur de la Viktoria-Stif-
tung rappelle que l’internement des jeunes dans 
son établissement n’ont pas de visée punitive. « Il 
s’agit de mesures de protection, que ce soit d’autrui 
ou des jeunes eux-mêmes ». Il poursuit sur un ton 
sans appel : « Nous ne sommes pas une prison pour 
enfants ! Les résidentes et résidents ne vivent pas 
dans des cellules mais dans des chambres. » Comme 
tous les enfants, ils reçoivent des cadeaux pour leur 
anniversaire. Ils ont par ailleurs le droit de choisir ce 
jour-là quel menu sera préparé par l’équipe de cui-
sine de l’institution. « Quand on travaille ici, mieux 
vaut aimer les frites et les nuggets de poulet », plai-
sante André Wyssenbach.

Un cumul de problématiques
Dans le même état d’esprit, la Viktoria-Stiftung 
Richigen renonce au personnel de sécurité. « Cela 
donnerait un mauvais signal », explique celui qui 
a rejoint l’institution il y a 20 ans déjà en tant que 
travailleur social. « Tous nos collaborateurs et col-
laboratrices sont formés afin d’être en mesure de 
maîtriser physiquement une résidente ou un ré-
sident au besoin ». Le recours à cette mesure – ainsi 
qu’au bouton d’alerte générale dont sont équipés 
les téléphones des employées et employés – s’avère 
ponctuellement nécessaire. « Lorsque des jeunes qui 
souffrent pour la plupart de dysfonctionnements 

Le quotidien à la fondation Viktoria 
est organisé de façon rigoureuse 

et s’articule autour des cours, des 
activités manuelles et créatives, 

des séances de thérapie ainsi que 
des moments de loisirs. 

Photo : Peter Schulthess, 2025 
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sociaux et d’addictions vivent sous le même toit, 
cela crée forcément des conflits ».

Ce qu’observe également le responsable de l’éta-
blissement, c’est une recrudescence de cas difficiles 
parmi la clientèle. « Le type d’actes ou de délits com-
mis ne s’est pas en soi aggravé. Ce qui a changé, c’est 
que de nombreux jeunes cumulent les probléma-
tiques ». Dans ce contexte, trouver le bon équilibre 
entre les mesures à caractère répressif (du type pla-
cement en chambre d’isolement ou retour en unité 
fermée) et, à l’inverse, une politique de tolérance, 
est un véritable exercice d’équilibriste. « Nous sou-
haiterions cesser de sanctionner la consommation 
de drogues et uniquement punir leur possession. 
Cela nous permettrait d’améliorer la prise en charge 
thérapeutique des jeunes concernés ».

Reste à savoir s’il est réaliste de continuer à 
cultiver cette approche non punitive, voire de la dé-
velopper davantage, alors que de nombreuses voix 
s’élèvent dans la société pour prôner une approche 
à risque zéro et une tolérance zéro ? « En effet, c’est 
un défi », admet le responsable pédagogique des 
groupes de garçons, Jürg Baumgartner. « Ici, nous 
y croyons ! Mais pour que cela fonctionne, il ne faut 
pas avoir seulement les jeunes à bord, mais aussi 
leur famille ».

Et c’est là que le bât blesse. « André Wyssenbach 
et moi travaillons tous deux ici depuis longtemps. Il 
n’est pas rare que nous reconnaissions d’anciens ré-
sidents et résidentes parmi les parents des jeunes ». 
Un cercle vicieux dont il est très difficile de s’extir-
per dans une société contemporaine, qui « valorise 
de plus en plus les diplômes et les parcours de vie 
linéaires ».

Les défis du recrutement
Une enfance linéaire !, la jeune femme qui nous 
montre présentement sa chambre dans l’unité ou-
verte n’en a pas eu de telle. Voilà plus de trois ans 
qu’elle vit ici, à Richigen. Privilège d’ancienne : son 
royaume – décoré avec soin de posters et babioles 
diverses – est beaucoup plus grand que celui de ses 
voisines de palier. « En 2026, nous commencerons 
d’importants travaux de rénovation, qui visent no-
tamment à optimiser l’aménagement des unités 
fermées. Nous en profiterons pour uniformiser la 
taille des chambres », glisse André Wyssenbach en 
adressant un clin d’œil à l’adolescente. Cette der-
nière fait mine d’être choquée.

Visiblement, la plaisanterie n’est pas interdite 
à la Viktoria-Stiftung. « Soyons honnête : ce ne sont 
pas des conditions faciles, ni pour les jeunes, ni pour 
le personnel. Autant en rire un peu », commente le 
directeur. A propos de personnel : sa gestion pose-t-
elle des défis spécifiques ? André Wyssenbach rede-
vient sérieux. « Recruter de nouvelles collaboratrices 

et collaborateurs est compliqué ». Au fait d’évoluer 
dans un contexte de détention, viennent également 
s’ajouter les horaires de nuit, d’autant plus que la 
clientèle est majoritairement composée de mineurs 
souffrant de multiples troubles psychosociaux.

René Schmid, le responsable de l’unité semi-ou-
verte pour garçons, acquiesce. « Il faut pouvoir tenir 
le coup émotionnellement, surtout dans le cas de 
délits graves ou lorsque les jeunes ont des pensées 
suicidaires ». Après un instant de réflexion, il pour-
suit : « Au vu des attentes de la nouvelle génération 
par rapport au monde professionnel, je pense qu’il 
sera de plus en plus difficile de trouver des personnes 
prêtes à travailler dans ces conditions ».

La fondation Viktoria accorde une 
grande importance à l’aménagement 
intérieur, qui doit refléter le fait qu’il 
s’agit d’un lieu plein de vie qui fait 
renaître l’espoir.
Photo : Peter Schulthess, 2025

prison-info 2/2025  27



Coup de projecteur : Jeunesse et justice

Le « bateau pour jeunes » 
a fait naufrage
Retour sur une période d’expérimentation intense et sur l’héritage  
qu’elle nous a légué

Si l’époque visionnaire dans le travail avec les mineurs délinquants semble 
révolue, de nombreuses expériences menées il y a quarante à cinquante ans 
ont laissé des traces positives.

Kaspar Meuli

Le Carmelan est devenu un monument flottant. Ce 
bateau de pêche danois, vieux de plus d’un siècle, 
navigue désormais de régate en régate en tant 
qu’« ambassadeur de la préservation du patrimoine 
maritime nordique ». Il y a quarante ans, ce fier deux-
mâts faisait voile pour une tout autre mission. Il 

accueillait des jeunes qui, dans le cadre d’un séjour 
en mer de six mois, effectuaient un « programme 
thérapeutique basé sur la pédagogie par l’expé-
rience » afin de « leur donner des perspectives pour 
leur vie future ». A bord se trouvaient aussi bien des 
adolescents présentant des troubles du comporte-

Le Salomon a effectué des missions 
en haute mer jusqu’en 2017 sur man-
dat de la fondation Jugendschiffe. 
Il accueillait, entre autres, des jeunes 
qui exécutaient une mesure ordon-
née par le tribunal des mineurs.
Photo : mise à disposition
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ment que des jeunes toxicomanes et délinquants. 
Ils ont tous participé à une « thérapie par la voile ».

Ce concept, devenu célèbre sous le nom de 
Jugendschiff (« bateau pour jeunes »), recouvre toute 
une série de projets qui peuvent paraître pour le 
moins aventureux à l’observateur d’aujourd’hui. 
« Durant cette période d’expérimentation intense, 
nous avons pu essayer un nombre assez exception-
nel de choses  », commente Renato Meier, un ancien 
travailleur social, qui était notamment responsable 
du projet de « bateau pour jeunes ».

Le Carmelan n’était pas le seul navire destiné à 
amener des adolescents helvétiques à reprendre le 
bon cap. La fondation Jugendschiffe a proposé pen-
dant plusieurs années des séjours de réorientation 
sur le Salomon. Le bateau accueillait, entre autres, 
des jeunes qui exécutaient une mesure ordonnée 
par le tribunal des mineurs. La fondation a mis un 
terme à son programme en 2017, l’office des mineurs 
du canton de Berne lui ayant refusé l’autorisation 
d’exploitation définitive au motif que l’offre de prise 
en charge sur le Salomon présentait « des risques 
importants liés à l’éducation et à la sécurité ». 

L’association Plus, qui a exploité trois bateaux 
au cours de son histoire, dont le Carmelan, avait 
déjà jeté l’éponge en 2003, en raison notamment 
des risques financiers. Toutefois durant vingt ans, 
plusieurs centaines de jeunes ont bénéficié de ses 
offres, comme un camp de survie – Big Trail – de 
trois mois en milieu sauvage au Canada. Le comité 
de patronage de l’association comptait une belle 
brochette de personnalités ; parmi eux, le psychiatre 
Ambros Uchtenhagen, le conseiller national socia-
liste Elmar Ledergerber, le skipper Pierre Fehlmann 
et le pasteur Sieber. 

La communauté thérapeutique du Jura bâlois
Dans le sillage des réformes du droit pénal des an-
nées 1970, la maison d’éducation au travail Arxhof, 
nouvellement construite dans la campagne bâloise, 
a également été le théâtre de multiples expériences. 
L’actuel centre d’exécution des mesures fonctionnait 
à l’époque à la manière d’une communauté théra-
peutique sous l’égide de Roberto Lobos, un jeune 
et charismatique psychiatre. Son credo : toutes 
les parties impliquées – non seulement les jeunes 
hommes placés dans l’établissement, mais aussi 
les éducateurs, les chefs d’atelier, les responsables 
et les psychothérapeutes – formaient une seule et 
même communauté, qui visait « un développement 
et une maturité intérieurs ». 

Il est surprenant que de telles approches aient 
servi de principes directeurs au sein d’une institu-
tion appartenant à l’Etat. Cependant, le parlement 
cantonal bâlois avait adopté en 1973 une ordonnance 
qui a créé le cadre juridique nécessaire pour cette 

expérience. Le texte avait été rédigé par Günter 
Stratenwerth, professeur de droit pénal à l’Universi-
té de Bâle. Dans un document d’accompagnement, 
il a écrit qu’on ne pouvait empêcher les jeunes de 
glisser dans la délinquance chronique que si l’on 
parvenait « à les confronter à leurs problèmes et à 
obtenir leur collaboration active pour les résoudre ». 
Un point de vue révolutionnaire dans un environ-
nement qui, jusque-là, misait uniquement sur la 
« correction » des mineurs délinquants par la pu-
nition, la discipline et un dur labeur. Les milieux 
politiques étaient conscients des risques associés 
à ce changement de paradigme. « Le parlement 
cantonal a renoncé à s’assurer à 100 % contre les 
dérapages possibles », note le journaliste Hanspe-
ter Bundi dans un ouvrage consacré à l’histoire du 
centre Arxhof : « En adoptant l’ordonnance, on savait 
qu’on s’aventurait en terre inconnue ». 

Ce courage politique, qui paraît remarquable 
avec le recul, était lié à la conviction qu’il était 
temps d’innover dans l’exécution des sanctions 
applicables aux mineurs. La « Heimkampagne », 
un mouvement qui, dans les années 1970, s’était 
opposé aux « méthodes répressives » dans les éta-
blissements d’éducation en organisant notamment 
des manifestations devant des institutions comme 
le centre actuel d’exécution des mesures Uitikon, 
a certainement joué un rôle dans ce domaine. La 
grande conférence qui a eu lieu en 1970 sous le titre 
« Erziehungsanstalten unter Beschuss – fort mit der 
Fuchtel ! » (établissements d’éducation sous les feux 
de la critique – halte à l’éducation à la baguette) à 
l’Institut Gottlieb Duttweiler, témoigne également 
de la volonté de renouveau de l’époque.

Situé dans un cadre enchanteur, le centre Arxhof, 
sous la direction de Roberto Lobos, a travaillé une 
douzaine d’années avec un succès non négligeable 
pour le volet thérapeutique. Pourquoi le centre s’est-
il retrouvé en crise et pour quelles raisons un certain 
nombre de choses ont-elles commencé à changer ? 
C’est une histoire aussi longue que complexe. Ce 
qui est sûr, c’est qu’une section fermée gardée par 
des barbelés et un service de sécurité tels qu’on en 
trouve actuellement dans le centre auraient été « in-
concevables » par le passé, comme en témoignent 
d’anciens collaborateurs.

Clients difficiles et personnel au bout du rouleau 
L’évolution de la clientèle constitue très certaine-
ment l’une des raisons du retour à un régime plus 
répressif. Cela ne concerne pas seulement le centre 
Arxhof ; les quatre centres d’exécution des me-
sures en Suisse et bien d’autres établissements 
d’exécution pour mineurs sont confrontés à une 
forte hausse du nombre de jeunes présentant des 
troubles psychiques multiples et enclins à la vio-

« Durant cette 
période d’ex-
périmentation 
intense, nous 
avons pu es-
sayer un nombre 
de choses assez 
exceptionnel. »
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lence. A cela s’ajoute le fait que, comme le révèle 
une statistique, les jeunes ont pour la plupart, trois 
fois plus de placements derrière eux lors de leur 
admission que par le passé. En raison de ce long 
parcours institutionnel : 90 % des services chargés 
du placement des jeunes dans le centre de mesures 
Arxhof exigent désormais un passage par la section 
fermée lors de leur admission. 

Cette évolution vers une clientèle toujours plus 
difficile était déjà perceptible sur les navires de l’as-
sociation Plus. La thérapie proposée sur les voiliers 
s’adressait au départ essentiellement à de jeunes 
toxicomanes ; par la suite, la problématique des ad-
dictions a été reléguée au second plan et le personnel 
d’encadrement a dû faire face à une propension à la 
violence en forte hausse. « On attendait de nous que 
nous réglions tout ce qui était allé de travers dans 
la vie des jeunes jusque-alors », note le président 
de l’association, Martin Farner, cité dans un article 
scientifique – un phénomène qui aurait conduit à 
la « surcharge répétée du personnel ».

C’est là que réside la deuxième raison de la dis-
parition d’un grand nombre d’alternatives à l’exécu-
tion classique chez les mineurs. Au bout d’un certain 
temps, les instigateurs de ces offres et leurs collabo-
rateurs étaient tout simplement à bout de forces. 
« On ne pouvait laisser aucun conflit s’enflammer. 
Nous étions constamment sur la brèche », se rappelle 
Renato Meier, qui a œuvré pendant onze ans comme 
travailleur social au centre Arxhof. « Les libertés ac-
cordées aux clients étaient liées à des règles claires ; 
pour nous les collaborateurs, c’était stressant, mais 
en même temps, c’était fantastique », ajoute-t-il.

Conserver l’élan des débuts a manifestement 
été difficile pour bien des établissements pour mi-
neurs innovants créés dans les années 1970 et 1980. 
« La question fondamentale est de savoir comment 
pérenniser les bons projets », déclare Marc Schmid, 
qui dirige un groupe de recherche aux cliniques psy-
chiatriques universitaires de Bâle (UPK) ; « il devient 
souvent compliqué de maintenir la qualité sur le long 
terme ». Les projets ont souvent été élaborés avec 
beaucoup d’enthousiasme, de savoir-faire et de cœur 
pour un public cible clairement défini, dit-il. Mais 
lorsqu’il s’agit d’appliquer ces idées à plus grande 
échelle, « les critères d’inclusion s’assouplissent, et 
la rigueur ainsi que la qualité de la mise en œuvre 
du concept initial diminuent lentement ». 

Nouvelles règles et évolution sociétale
Une troisième raison explique la disparition de l’es-
prit d’innovation et d’expérimentation : la densité 
des règles a fortement augmenté par rapport à au-
trefois. Une initiative comme celle du « bateau pour 
jeunes » n’aurait plus aucune chance aujourd’hui, 
toutes les personnes interrogées s’accordent à le 
dire. La masse de règlements, déclare, par exemple 
Martin Erismann, qui a dirigé pendant de longues 
années team 72, un établissement privé d’exécution 
ayant ses origines dans le mouvement de mai 1968, 
fait aujourd’hui obstacle à « l’esprit d’innovation 
dans le secteur associatif ». L’augmentation des exi-
gences administratives s’inscrit dans un contexte 
plus large de prise de conscience accrue du risque. 
« Aujourd’hui, l’Etat préfère fournir lui-même les 
prestations plutôt que de les externaliser vers une 

« Les instigateurs 
de ces offres et 
leurs collabo-
rateurs étaient 
tout simplement 
à bout de forces 
au bout d’un 
certain temps. »

Construite dans les années 1970 
dans la campagne bâloise, la mai-
son d’éducation au travail d’Arxhof 
fonctionnait à l’époque à la manière 
d’une communauté thérapeutique.
Photo : KEYSTONE

30  prison-info 2/2025



Coup de projecteur : Jeunesse et justice

ONG qui travaille avec des bénévoles, en particulier 
dans l’aide à la probation ».  A noter qu’une grande 
partie des nouvelles règles ont non seulement été 
créées par crainte des risques, mais aussi pour pro-
téger les jeunes.

Pour Patrick Zobrist, professeur à la Haute Ecole 
de travail social de Lucerne, les innovations dans 
l’exécution des sanctions applicables aux mineurs 
concernent avant tout le secteur ambulatoire au-
jourd’hui. « Je constate que de nombreuses nouveau-
tés sont testées dans ce domaine – et avec succès, 
comme le montrent des études internationales ».  
De nombreux cantons investissent dans des pro-
grammes de groupe ambulatoires axés sur l’auteur, 
le coaching des jeunes ou l’accompagnement fa-
milial. Aux yeux de Patrick Zobrist, cette évolution 
est positive à la base, mais elle a pour effet que les 
établissements résidentiels accueillent désormais 
surtout les clients difficiles.

La quatrième raison – la principale, peut-être – 
de l’abandon de « l’esprit d’aventure » dans l’exécu-
tion des sanctions pour mineurs est l’évolution de la 
société (Patrick Zobrist : « L’époque des expériences 
comme le “bateau pour jeunes” est révolue. »). La so-
ciété et la politique font preuve d’une aversion mar-
quée pour le risque. Dans ce contexte, les nouvelles 
idées peinent à s’imposer, car lorsqu’on expérimente 
une nouveauté, certaines choses peuvent mal se 
passer. Par ailleurs, des voix s’élèvent régulièrement 

pour réclamer un durcissement du droit pénal des 
mineurs. La répression dans le cadre de l’exécution 
bénéficie actuellement d’un large soutien politique. 
C’est ainsi que les moyens financiers nécessaires 
pour renforcer la sécurité dans les centres de me-
sures Uitikon et Arxhof ont été débloqués sans dis-
cussion par les parlements cantonaux. 

Tout cela ne signifie pas pour autant que ces 
expériences ont été inutiles. Certains aspects du 
travail avec des mineurs délinquants testés dans le 
contexte des années 1970 et 1980, sont largement 
intégrés dans le paysage suisse de l’exécution des 
sanctions aujourd’hui, comme la prise en charge psy-
chothérapeutique. « L’accompagnement éducatif et 
psychothérapeutique intensif des jeunes délinquants 
conduit à des taux de réussite plus élevés que dans 
les pays qui misent davantage sur la punition que 
sur les programmes thérapeutiques », estime Marc 
Schmid, des cliniques psychiatriques universitaires 
bâloises. Martin Erismann, l’ancien directeur de team 
72, souligne pour sa part que, dans une période de 
forte sensibilité au risque, c’est aux initiatives pri-
vées que revient la tâche fondamentale de « revoir 
d’un œil critique » les pratiques actuelles de reso-
cialisation et de « mettre en lumière les améliora-
tions possibles ». Les fondations et les associations 
peuvent, par leurs offres, apporter en quelque sorte 
un correctif en complément au système global d’exé-
cution et faire progresser celui-ci. 

« Certains as-
pects du travail 
avec des délin-
quants juvéniles 
testés dans le 
contexte des 
années 1970 et 
1980 sont large- 
ment intégrés 
dans le paysage 
suisse de l’exécu- 
tion aujourd’hui. »

Cette photo prise en 1980 
montre un groupe de jeunes 
hommes lors d’un repas 
commun à Arxhof. 
Photo : KEYSTONE / Archives 
Kurt Baumli 
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Nouvelle application de  
gestion du stress destinée 
aux jeunes placés dans des 
établissements d’éducation 
Projet pilote « e-Start Now »

Dans le cadre d’un projet pilote soutenu par l’Office fédéral de la justice (OFJ), 
les cliniques psychiatriques universitaires de Bâle (UPK) ont développé une 
nouvelle application web appelée « e-Start Now ». Cette dernière vise à aider les 
jeunes placés dans des établissements d’éducation à réguler leurs émotions, à 
mieux gérer les difficultés et le stress et ainsi à améliorer leur santé mentale.

Regula Fierz

La grande majorité des jeunes placés dans des insti-
tutions socio-éducatives souffrent de troubles psy-
chiques. En raison de leur grande impulsivité, ils est 
souvent difficile de contrôler leurs émotions et de 
gérer le stress. De tels schémas comportementaux 
peuvent aggraver les troubles mentaux existants. 
Il est donc essentiel de promouvoir, à titre préven-
tif, des stratégies qui les aident à gérer leur stress 
et leurs émotions.

Le programme d’entraînement Start Now, initia-
lement développé par Robert Trestman et son équipe 
aux Etats-Unis, est basé sur ces connaissances. Le 
manuel Start Now repose sur des méthodes telles 
que la thérapie cognitivo-comportementale et la 
thérapie dialectique comportementale, tout en 
intégrant des contenus issus de la pédagogie du 
traumatisme ainsi que des techniques d’entretien 
motivationnel.

La Professeure Christina Stadler et son équipe 
de l’UPK ont adapté Start Now pour la Suisse et ont, 
dans un premier temps, introduit le manuel dans 
les écoles et dans les services de psychiatrie pour 
enfants et adolescents.

Quelles sont les « compétences Start Now » 
pour la vie quotidienne ?
Dans l’approche Start Now, les compétences dé-
finies par l’acronyme « START » (Slow Down, Take 
a Step Back, Accept, Respect et Take action) sont 
enseignées, puis exercées dans la vie quotidienne 

afin d’apprendre à mieux gérer les situations 
difficiles.

Une application web pour les jeunes placés 
dans des institutions socio-éducatives
Les établissements d’éducation sont confrontés à 
des défis tels que le manque de personnel, une rota-
tion du personnel élevée et le travail en équipe. De 
plus, les jeunes manquent souvent de motivation 
ou ne restent que peu de temps dans l’institution. 
Compte tenu de l’attrait des jeunes pour les outils 
numériques, la professeure Christina Stadler et 
son équipe ont eu l’idée de développer, à partir du 
manuel, l’application web E-Start Now et de tester 
dans le cadre d’un projet pilote, son efficacité ainsi 
que la possibilité d’une utilisation généralisée dans 
les établissements d’éducation.

Entre auto-assistance et coaching de groupe, 
quelle solution est la plus efficace ?
Ce projet pilote prévu pour une durée de quatre ans 
avait notamment pour but de répondre à la question 
de savoir si la nouvelle application « e-Start Now » 
pouvait être utilisée comme un programme d’au-
to-assistance ou si une formation de groupe enca-
drée par des coachs formés permettrait d’obtenir de 
meilleurs résultats. Dans ce projet pilote, la notion 
d’« efficacité » s’entendait au sens d’amélioration de 
la flexibilité psychologique, considérée comme un 
indicateur central de la santé mentale. Parmi celles-
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Bandes-dessinées utilisées lors des séances Take a Step Back et Stress
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ci figuraient, par exemple, la résistance au stress, le 
bien-être et l’auto-efficacité.

En effet, 162 adolescents et jeunes adultes âgés 
de 14 à 24 ans ont participé à ce projet pilote. Tous 
ont été placés dans un établissement d’éducation 
reconnu par l’OFJ en Suisse alémanique ou en Suisse 
romande. Au total, 27 établissements ont participé au 
projet, dont 15 en Suisse alémanique et 12 en Suisse 
romande. D’ailleurs, 131 éducateurs sociaux ont suivi 
une formation sur le contenu et l’utilisation de l’ap-
plication Web.

Les participants ont été répartis de manière aléa-
toire en trois groupes : le premier groupe a pu disposer 
d’un libre accès à e-Start Now et ne bénéficiait d’au-
cun accompagnement par la personne de référence, 
le deuxième groupe a utilisé l’application sous la su-
pervision d’un coach et le troisième groupe a servi de 
groupe témoin pendant la collecte des données et n’a 
eu accès à l’application qu’après la fin de la collecte 
des données dans les deux premiers groupes.

La flexibilité psychologique des jeunes partici-
pants a été évaluée à quatre moments distincts à 
l’aide de questionnaires portant sur la résilience, le 
bien-être, l’auto-efficacité, l’anxiété, la dépression, la 
colère et l’irritabilité. En outre, l’UPK a interrogé des 
professionnels des différents niveaux hiérarchiques 
au sein des institutions sur les défis liés à la mise en 
place de la version en ligne du programme.

Principaux résultats
L’évaluation des réponses des adolescents n’a pas 
permis de mettre en évidence d’effet significatif du 
e-Start Now. Il convient toutefois de préciser que seuls 
15 % des jeunes ont suivi l’intégralité du programme 
d’entraînement. Nombre d’entre eux n’ont par ailleurs 
pas rempli le questionnaire ou ne l’ont fait que de 
manière incomplète, si bien que de nombreuses don-
nées importantes ont fait défaut lors de l’évaluation.

Les entretiens ont toutefois fait ressortir un point 
essentiel : les jeunes placés dans des établissements 
d’éducation manquent de motivation pour suivre le 
programme de manière autonome. Ils ont impérati-
vement besoin de l’accompagnement et du soutien 
de professionnels, tels que leur référent. C’est la seule 
façon de maintenir leur intérêt et leur motivation.

Recommandations pour la mise en place du 
programme d’entraînement
La mise en place d’un programme de prévention en 
ligne visant à réduire le stress dans une institution 
socio-éducative n’est pas sans poser quelques défis. 
Dans son rapport final, disponible, en allemand, sur le 
site Internet de l’OFJ (Projets pilotes achevés), l’équipe 
de l’UPK dirigée par la professeure Christina Stadler a 
mis en évidence plusieurs facteurs de réussite, mais 
aussi des obstacles. Voici quelques-unes de ses re-
commandations pour une mise en œuvre durable :
	• L’implication active de l’ensemble de l’équipe et 

le soutien de la direction sont indispensables. Il 
convient également de choisir un moment propice 
pour la mise en place du programme (par ex., pen-
dant les vacances scolaires).

	• L’accompagnement individuel des jeunes par des 
personnes de référence est essentiel ; un suivi étroit 
et personnalisé augmente leur motivation à parti-
ciper au programme. Les activités de groupe sont 
toutefois également importantes pour favoriser 
les échanges entre les jeunes et développer des 
compétences sociales telles que la communication, 
l’empathie et la gestion des conflits.

	• L’application e-Start Now devrait être intégrée aux 
outils et programmes existants des établissements 
et venir compléter de manière judicieuse le quoti-
dien de ces derniers.

Des informations complémentaires sur e-Start Now 
sont disponibles sur le site www.istartnow.ch.

Le programme e-Start Now com-
prend 12 sessions, qui incluent des 
exercices de pleine conscience, une 
analyse des émotions et du compor-
tement, ainsi que des thématiques 
spécifiques telles que l’acceptation 
des émotions, l’établissement de rela-
tions respectueuses et la définition 
d’objectifs.
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Cinq questions à Madeleine Pont 
« Mettre un malade en prison pour qu’il se soigne, c’est comme lui 
demander de monter et descendre les escaliers en même temps ».

Elle est active sur le terrain social de la Suisse romande depuis près de 50 ans. 
Assistante sociale de formation, elle a d’abord épaulé les familles défavorisées 
et lutté contre le placement forcé de leurs enfants. Puis elle s’est consacrée à la 
déstigmatisation de la maladie psychique par le biais du GRAAP (Groupe d’accueil 
et d’action psychiatrique). Depuis cet été, Madeleine Pont relève un nouveau défi 
avec la création de L’ÉCART-Trouble Mental et Prison.

Vous avez mené, votre vie durant, des ac-
tions en faveur de personnes vulnérables 
et de leurs proches. Vous êtes retraitée de-
puis 2012, et pourtant vous militez toujours. 
Madeleine Pont, où puisez-vous vos forces ?
Ma motivation est une question de sensi-
bilité, de réflexe. Depuis toujours, je suis 
sensible à l’exclusion sous toutes ses formes 
comme la misère, la maladie, la détention, 
l’injustice. L’exclusion me démange au point 
que je suis obligée d’agir pour dénoncer le 
problème, et surtout pour y trouver une 
solution : chercher à comprendre, mettre 
en lien, puis agir en groupe à la recherche 
de la solution.

Pour résumer une structure complexe : le 
GRAAP-Fondation exécute des mandats 
de prestations pour l’Etat de Vaud. Cette 
structure professionnelle existe toujours. Le 
GRAAP-Association réunissait des personnes 
(malades et proches) souffrant de troubles 
psychiques. L’Association englobait notam-
ment le groupe Action Maladie Psychique et 
Prison. Dans sa mission d’accompagnement 
en prison, à quel principal obstacle l’AMPP 
s’est-elle heurtée ? 
L’obstacle numéro 1 est que les patients psy-
chiques n’ont rien à faire en prison ! Surtout 
pas pour y exécuter un programme théra-
peutique ! L’article 59 du Code pénal per-
met de mettre en prison des personnes qui 
ont commis un délit en raison d’un trouble 
mental. Mais faire exécuter une mesure thé-
rapeutique en milieu carcéral est un contre-
sens. Celui qui est malade doit être soigné, 
or il est enfermé dans un lieu de punition où 
les règles ne sont pas faites pour lui. Faute 

de pouvoir les respecter, il est puni et placé 
en isolement ; les contacts avec ses proches 
– qui connaissent ses pathologies – sont 
limités ; les autres détenus peuvent être 
dangereux pour lui, et lui pour eux. Pour 
que le patient puisse guérir, on le place dans 
une situation qui aggrave son état de santé. 
Mettre un malade en prison pour qu’il se 
soigne, c’est comme lui demander de monter 
et descendre les escaliers en même temps. 
C’est comme appuyer sur la tête d’un noyé 
pour le sauver ! 

Après 40 ans d’existence environ, le 
GRAAP-Association a été dissout en juin 
2025. Les anciens membres du GRAAP et 
vous-même avez aussitôt créé L’ÉCART. 
Quelles sont les missions de cette associa-
tion d’envergure romande ?
Elle reprend les membres, l’histoire, les va-
leurs et les missions de l’AMPP. Son nom est 
en partie son programme. Il rappelle l’écart 
entre la lettre de la loi au sujet des théra-
pies en prison et la réalité carcérale ; la mise 
à l’écart nécessaire – mais dans un lieu de 
soins – de patients dont le comportement 
peut être un risque ou encore l’écart entre 
l’intégration et l’exclusion. Afin de contribuer 
à corriger les incohérences de cet article 59 CP, 
L’ÉCART veut alerter sur le fait qu’en Suisse, 
la prison détruit les personnes atteintes de 
troubles mentaux et leur famille. 

Quelle réforme les membres de L’ÉCART sou-
haiteraient-ils voir mise en place dans le 
système pénitentiaire pour une meilleure 
prise en charge des personnes souffrant de 
troubles mentaux ? 

Nous souhaitons que la Suisse romande se 
dote, hors le milieu carcéral, d’institutions 
de soins à plusieurs niveaux, c’est-à-dire al-
lant des soins fermés à l’accompagnement 
en milieu ouvert. Elles permettraient au pa-
tient sous-main de justice d’y évoluer jusqu’à 
sa libération. 

Pour mener vos actions, vous parvenez à ré-
unir des familles, des professionnels du mi-
lieu carcéral, du domaine social, juridique, 
politique et médiatique. « Mettre les gens 
ensemble » est-ce le secret de votre force ? 
Je m’emploie surtout à révéler les points 
communs de personnes qui se distinguent 
par leurs divergences. L’évolution d’un projet 
commun demande une réelle compréhen-
sion. Il est donc nécessaire de se reconnaître 
un minimum dans l’autre. Plus on se trouve 
de points communs, mieux on se comprend. 
Notre mandat est, par exemple, de persuader 
un juge que pour bien juger, il est amené à 
se reconnaître dans celui qui est en face de 
lui et qu’il doit juger. 
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Quellen: Vollzug von Sanktionen nach Vollzugsart, Entwicklung T 19.04.02.01

Bilanz der ständigen Wohnbevölkerung, 1861-2023, su-d-01.02.04.05
(https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bevoelkerung/stand-entwicklung.assetdetail.36073797.html)
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D’après les chiffres publiés par l’Office fédé-
ral de la statistique (OFS), 12 404 personnes 
ont commencé à exécuter une peine ou une 
mesure en Suisse en 2024 (–690, soit –5,3 % 
par rapport à l’année précédente), dont 8922 
(72 %)  sous le régime de l’exécution ordi-
naire et 100 (0,8 %)  en semi-détention. Cela 
représente un recul des incarcérations dans 
un établissement pénitentiaire de 4,9 %  
(460 personnes). Les placements en semi-dé-
tention n’ont jamais atteint un niveau aus-
si bas. 

3017 personnes (24,3 %)  ont exécuté 
leur sanction sous forme de travail d’inté-
rêt général et 357 (2,9 %)  sous surveillance 
électronique, soit 230 (6,4 %) de moins pour 
ces deux modes alternatifs d’exécution. Le 
recul est donc plus marqué pour les formes 
alternatives d’exécution.
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Exécution des peines et des mesures : 
chiffres et tendances
Statistique de l’exécution des sanctions de l’OFS

Une comparaison à long terme montre 
qu’on ordonne moins fréquemment des 
formes particulières d’exécution au-
jourd’hui. En moyenne, 55 % des personnes 
condamnées ont exécuté leur sanction dans 
un établissement pénitentiaire et 45 % sous 
une forme alternative durant la période 
2000 à 2004 ; pour la période 2020 à 2024, 
ce rapport est de 70 % à 30 %. 

Si on considère le nombre de peines ou 
de mesures exécutées pour 100 000 habi-
tants (   échelle de droite), on constate 
que le recul observé depuis 2006 s’est pour-
suivi.

Exécution selon la nationalité : Sur les 9022 
personnes qui exécutaient une peine ou une 
mesure en détention (exécution ordinaire et 
semi-détention) en 2024, 31 % étaient de na-
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tionalité suisse et 69 % étrangère. En ce qui 
concerne les deux modes alternatifs d’exé-
cution, la proportion de ressortissants helvé-
tiques est près de deux fois plus élevée que 
celle des personnes de nationalité étrangère.

https://www.bfs.admin.ch/bfs/fr/home.html
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Recul du TIG : Les exécutions commencées en 
2024 sous forme de travail d’intérêt général 
(TIG) confirment la tendance à la baisse ob-
servée depuis plusieurs années. Par rapport 
à 2023, on compte 150 exécutions en moins 
(–5 %) ; à noter que les données 2024 pour le 
canton de Genève n’ont pas encore pu être 
traitées par l’OFS. La part des plus de 44 ans 
(38,5 %) n’a jamais été aussi élevée qu’en 2024, 
alors que celle des moins de 25 ans est en recul 
ces dernières années et que les chiffres restent 
stables pour les deux groupes d’âge moyen. 

Depuis le 1er janvier 2018, le travail d’intérêt 
général n’est plus une peine en soi, mais une 
modalité d’exécution de la sanction. Il n’est 
donc plus ordonné par les tribunaux, mais 
directement par les autorités d’exécution des 
peines. Quatre heures de travail d’intérêt gé-
néral correspondent à un jour de peine pri-
vative de liberté, à un jour-amende de peine 
pécuniaire ou à un jour de peine privative de 
liberté de substitution en cas de contravention.
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19.04.01.42: Massnahmenvollzug: mittlerer Insassenbestand nach Art der Massnahme
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psychischen Störungen (Art. 59 StGB)
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Parmi les 1059 personnes au total qui exécu-
taient une mesure en 2024 (effectif moyen), 
730 (68,9 %) faisaient l’objet d’une  mesure 
de traitement des troubles mentaux (art. 59 
CP), 128 (12 %) d’un internement (art. 64 CP), 
142 (13,4 %) d’une  mesure de traitement 
des addictions (art. 60 CP) et 56 (5,3 %) d’une 

 mesure applicable aux jeunes adultes  
(art. 61 CP). Le nombre de jeunes adultes en 

exécution d’une mesure au sens de l’art. 
60 CP n’a jamais été aussi bas qu’en 2024. 
Dans les années 1990, il était de 115, soit plus 
du double des chiffres de l’OFS pour 2024. 

L’effectif élevé des personnes exécutant 
une mesure de traitement des troubles 
mentaux  s’explique notamment par l’al-
longement de la durée de cette mesure  
(  échelle de droite, en jours). Après l’in-

troduction de l’art. 59 CP en 2007, la durée 
moyenne de séjour est passée de 1200 à 
3000 jours (8 ⅓ ans) en 2019 et s’établit dé-
sormais à 2400 jours (6 ½ ans). Le nombre 
d’entrées en exécution de mesure au sens de  
l’art. 59 CP a nettement reculé, de 104 en 2020 
à 45 en 2024. En ce qui concerne l’interne-
ment, la durée moyenne de séjour s’établis-
sait à 18 ans et 9 mois en 2024. 
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Recours accru à l’EM, mais pas  
d’extension prévue
Rapport du Conseil fédéral sur l’évaluation de la surveillance électronique

Depuis l’introduction de la surveillance élec-
tronique (electronic monitoring ; EM) dans 
toute la Suisse en 2018, les cantons ont ten-
dance à recourir de plus en plus souvent à 
cette forme d’exécution alternative. C’est le 
cas notamment des cantons urbains et de 
ceux qui avaient participé au projet pilote. 
Il n’existe toutefois pas de différences signi-
ficatives en ce qui concerne les modalités de 
mise en œuvre concrètes. La question d’une 
extension du champ d’application de l’EM 
n’est pas à l’ordre du jour.

Le Conseil fédéral a été chargé par la Com-
mission des affaires juridiques du Conseil 
des Etats (postulat 16.3632) d’évaluer les ex-
périences réalisées en matière d’EM durant 
les cinq premières années d’utilisation. Son 
rapport publié en août 2025 révèle ainsi que 
le nombre de décisions d’octroi de l’EM est 
passé de 398 en 2018 à 499 en 2023 (+25 %). De 
plus, 341 EM ont débuté en 2018, contre 399 
en 2023, ce qui représente une augmentation 
de 17 %. Ces écarts s’expliquent notamment 
par le fait que certaines décisions d’octroi ne 
sont pas mises en œuvre parce que la per-
sonne concernée n’en remplit entre-temps 
plus les conditions. En 2023, l’utilisation de 
l’EM a représenté 40 842 jours d’exécution, 
soit 2,5 % de l’ensemble des jours d’exécution. 

L’EM front door, forme la plus souvent 
utilisée 
Les cantons ayant participé au projet pilote 
de 1999 à 2017 (BE, BL, BS, GE, SO, TI et VD) ainsi 
que ceux d’Argovie et de Zurich recourent da-
vantage à l’EM que les autres cantons. Dans 
plus de 90 % des cas, l’EM constitue une alter-
native à l’exécution d’une peine privative de 
liberté (application front door). On n’y recourt 
que dans 10 % des cas à la fin de l’exécution 
d’une peine (application back door ; en tant 
qu’allègement dans l’exécution), c’est pour-
quoi les auteurs du rapport ont renoncé à 
l’évaluer de manière plus détaillée. La plupart 

des personnes exécutant leur peine sous la 
forme d’EM sont des personnes de nationalité 
suisse (57 %) et des ressortissants étrangers 
titulaires d’un permis B, C ou Ci (36 %).

Les chiffres provenant des quatorze can-
tons examinés montrent que les autorités 
d’exécution approuvent en moyenne 71 % 
des demandes d’octroi de l’EM. Les princi-
paux motifs de rejet des demandes par les 
cantons sont l’absence d’activité régulière 
(travail ou occupation), un pronostic légal 
défavorable, des difficultés lors de l’exécution 
ou un manque de coopération de la personne 
condamnée qui en fait la demande. 

Des exécutions qui se terminent très 
souvent avec succès
Durant la période sous revue, les exécutions 
de peine sous la forme d’EM se sont termi-
nées avec succès dans 93 % des cas, avec une 
durée moyenne de 95 jours. Les rares inter-
ruptions s’expliquent la plupart du temps 
par le manque de coopération de la personne 
concernée ou la violation des règles de l’EM. 
Une comparaison révèle que le travail d’in-
térêt général reste la forme d’exécution al-
ternative la plus utilisée, même si elle a net-
tement reculé en 2023, avec 2823 personnes 
concernées. L’EM front door a été ordonné 
dans 385 cas, tandis que la semi-détention 
l’a été que dans 143 cas.

Pas d’extension prévue
L’EM front door peut être utilisé comme al-
ternative à une peine privative de liberté de 
20 jours à douze mois. Selon la jurisprudence 
récente du Tribunal fédéral, on peut égale-
ment y recourir en cas de peines avec sursis 
partiel jusqu’à 36 mois, lorsque la partie 
ferme n’excède pas douze mois. La majorité 
des cantons considère que la règlementa-
tion actuelle de l’EM est pertinente et com-
plète. Seuls quelques-uns sont favorables à 
une extension de son champ d’application. 
Le Conseil fédéral estime par conséquent 

qu’il n’est pas nécessaire de modifier la rè-
glementation. Il indique que si les cantons 
désirent préciser certains critères ou unifor-
miser leurs pratiques, ils ont toute la facul-
té de le faire par l’intermédiaire des règles 
concordataires. (gal)

Les chiffres provenant des quatorze cantons examinés 
montrent que les autorités approuvent en moyenne 
71 % des demandes d’octroi d’EM. Les principaux motifs 
conduisant au rejet des demandes sont l’absence d’ac-
tivité régulière, un pronostic légal défavorable et des 
difficultés lors de l’exécution. Photo : Peter Schulthess
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« La formation continue est  
un bien précieux »
Les établissements d’exécution des sanctions pénales ne peuvent libérer leurs collaborateurs que  
de manière limitée pour leur permettre de suivre ou de dispenser des cours 

Patrick Cotti est directeur du Centre suisse 
de compétences en matière d’exécution des 
sanctions pénales (CSCSP). Dans cette inter-
view, il parle du nouveau campus du CSCSP à 
Marly, du choix des thématiques traitées par 
le centre de formation ainsi que des enjeux 
futurs pour la formation dans le domaine de 
l’exécution des sanctions pénales.

Kaspar Meuli

prison-info : Patrick Cotti, le CSCSP construit 
un nouveau campus aux portes de Fribourg. 
Tout se déroule-t-il comme prévu ?
Patrick Cotti : Absolument, nous débute-
rons le 5 janvier 2026 avec le premier cursus 
de formation dans les nouveaux locaux et 
l’inauguration officielle aura lieu le 6 février. A 
l’avenir, tous les cours proposés dans le cadre 
de la formation de base et de cadres seront 
dispensés à Marly. En revanche, nous conti-
nuerons d’organiser des formations continues 
dans les différentes régions.

Dans quelle mesure les nouveaux locaux 
ont-ils été conçus pour répondre aux be-
soins futurs ? Y a-t-il suffisamment de salles 
de cours prévues ?
Malheureusement non, nous serons déjà à 
pleine capacité dès le début. Dix classes com-
menceront la formation de base début 2026, 
une autre suivra déjà à l’automne 2026 et 
douze classes sont programmées à partir de 
l’automne 2027. Les cantons nous ont fait sa-
voir qu’ils souhaitaient encore plus de places de 
formation, mais on ne pourra répondre à leur 
demande dans le nouveau bâtiment dédié à la 
formation qu’en ajoutant un étage supplémen-
taire, qui n’est pas encore utilisé pour l’instant.

Quelle est la spécificité de ce nouveau campus ?
Situé sur le site du Marly Innovation Center, 
ce campus permettra à l’avenir de regrouper 

l’ensemble de nos prestations sous un même 
toit. Jusqu’à présent, nous étions présents 
sur deux sites à Fribourg. Nous disposons 
désormais, au même endroit, de sept salles 
de cours mais aussi d’une salle de pratique 
comprenant trois cellules d’entraînement, 
entre autres. L’hôtel construit juste à côté 
du bâtiment dédié à la formation constitue 
également sans aucun doute un gros avan-
tage pour les participants. Il s’agit d’un éta-
blissement quatre étoiles d’une capacité de 
140 lits, que nous ne gérons toutefois pas 
nous-mêmes. Mais pas d’inquiétude : nous 
avons négocié un tarif préférentiel pour nos 
participants.

Le CSCSP ne sera désormais plus situé à 
proximité de la gare, mais dans une com-
mune en périphérie de Fribourg…
...C’est exact, et cela nous a d’ailleurs déjà valu 
quelques réactions négatives. Mais qu’est-ce 
que 15 minutes de trajet supplémentaires ? 

Avec les transports en commun, le temps 
de trajet entre la gare de Fribourg et nos lo-
caux reste le même, les bus circulant toutes 
les 15 minutes. Ce qu’il faut surtout retenir, 
c’est que nos cours vont se dérouler dans un 
environnement unique. Le Marly Innovation 
Center est le plus grand campus technolo-
gique de Suisse. Il est situé sur un ancien site 
industriel immense, où se développe tout 
un écosystème regroupant des entreprises, 
des zones résidentielles et des espaces de 
loisirs. Nos participants pourront profiter 
des installations sportives et de loisirs ainsi 
que des diverses offres de restauration pro-
posées sur place.

Comment votre offre va-t-elle évoluer à 
l’avenir ? Le CSCSP proposera-t-il de plus en 
plus de cours ?
Nous n’élargirons pas notre offre, mais adap-
terons plutôt le contenu des cours. En effet, 
nous sommes confrontés à des contraintes 

A l’avenir, tous les cours proposés dans le cadre de la formation de base et de la formation de cadres seront dispensés 
dans le nouveau campus du CSCSP situé à Marly, près de Fribourg. Cette photo montre le bâtiment en octobre 2025 
avant son inauguration. Photo : MIC
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liées aux ressources humaines, notamment 
dans le domaine de la formation continue. 
Nos chargés de cours sont issus du monde 
professionnel et ne peuvent pas être libérés 
facilement de leurs obligations. Quant aux 
participants, leurs institutions respectives 
ont également besoin qu’ils soient présents. 
En raison des ressources en personnel qu’elle 
nécessite, la formation continue est donc 
possible seulement dans une mesure limitée 
et constitue un bien précieux.

Qu’en est-il de la nouvelle clientèle ? Les 
personnes travaillant dans l’exécution des 
sanctions applicables aux mineurs, notam-
ment, souhaitent bénéficier de formations 
continues ayant trait, par exemple, à la ges-
tion de la violence.
Ce groupe cible est trop restreint pour que 
l’on mette en place une offre spécifique. Nous 
proposons cependant déjà des formations 
continues qui sont également ouvertes aux 
éducateurs sociaux. D’ailleurs, les cours sur la 
prévention de la violence font partie de ceux 
qui ont le plus de succès dans les trois régions 
du pays. Il n’en reste pas moins que les per-
sonnes travaillant dans l’exécution des sanc-
tions applicables aux mineurs ont un besoin 
de formation continue. C’est pourquoi nous 
avons prévu d’organiser, l’année prochaine, un 
congrès consacré à la gestion de la violence.

Le CSCSP propose-t-il également des cours 
d’autodéfense ?
Non, mais je trouve que ces cours sont très 
importants. De nombreuses institutions ont 
développé leur propre offre. Pour ce qui est 
de la gestion des situations de crise, il est 

préférable que tous les collaborateurs d’une 
institution soient familiarisés avec les mêmes 
procédures et soient donc formés par l’insti-
tution elle-même.

Quel avenir voyez-vous pour la formation de 
base et continue dans le domaine de l’exé-
cution des sanctions pénales ?
J’imagine que les formations sur place, no-
tamment, vont prendre de l’ampleur, car elles 
permettent d’éviter que les institutions se re-
trouvent privées de leurs collaborateurs. Pour 
la même raison, le CSCSP étendra à l’avenir son 
offre de formations en ligne. De plus, nous ai-

dons les cantons à organiser des journées de 
formation au sein de leurs institutions. Il est 
par ailleurs essentiel d’améliorer encore l’at-
tractivité de notre formation de cadres, no-
tamment, et de la rendre accessible à un plus 
grand nombre en réexaminant les critères 
concernant les formations préalables requises. 
A cette fin, nous voulons, en tant qu’école su-
périeure, nous rapprocher des hautes écoles 
spécialisées. Nous devons rendre nos forma-
tions plus accessibles et entrer dans le sys-
tème de Bologne. Nous misons d’ores et déjà 
sur la collaboration avec les hautes écoles 
spécialisées. Cela n’a en effet aucun sens que 
nous élaborions nous-mêmes un module sur 
la gestion de projet, par exemple. Cette col-
laboration contribuera sans aucun doute à 
améliorer la qualité de nos formations.

Quels sont les enjeux futurs dans le domaine 
de l’exécution des sanctions pénales ?
Des sujets tels que la santé ou encore l’inter-
culturalité vont encore gagner en importance. 
De mon point de vue, l’image que l’opinion 
publique a des personnes travaillant dans 
l’exécution des sanctions pénales est égale-
ment primordiale. Il n’est pas acceptable que 
les médias continuent de parler de « gardiens 
de prison ». Nous devons œuvrer ensemble 
pour mettre en avant la grande qualité du 
travail accompli par ces professionnels et leur 
importance pour la société.

A propos de Patrick Cotti

Patrick Cotti dirige le Centre suisse de compé-
tences en matière d’exécution des sanctions 
pénales (CSCSP), dont il a été le premier directeur 
à son ouverture en 2017. Après avoir suivi des 
études de langue et littérature allemandes, de 
musicologie et de critique littéraire à l’Université 
de Zurich, il a, entre autres, travaillé dans le 
domaine social, dirigé la prison de Zoug et a 
été conseiller d’Etat dans le canton de Zoug. 
Il a ensuite suivi une formation continue en 
gestion d’entreprise avant de prendre la direc-
tion du centre d’orientation professionnelle 
(Laufbahnzentrum) de la ville de Zurich.

Le Marly Innovation Center (MIC), où se trouve le nouveau campus du CSCSP, est situé sur un ancien site industriel 
immense. Photo : MIC
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Un article de loi avec du potentiel
Le nombre de mesures applicables aux jeunes adultes au sens de l’art. 61 CP ne cesse de diminuer

Au cours des dernières années, on constate 
une tendance à appliquer de moins en 
moins l’art. 61 CP. Alors qu’en 2012, 44 me-
sures ont en effet été prononcées en Suisse 
en vertu de ce dernier, on n’en compte plus 
que 13 cette année. Il apparaît donc qu’une 
disposition du droit pénal suisse, pourtant 
bien pensée, est peu ordonnée.

Carmelo Campanello und Sigrun Mützlitz

Le centre d’exécution des mesures d’Uitikon 
(MZU) accueille actuellement une trentaine 
de jeunes hommes qui, pour la grande ma-
jorité d’entre eux, exécutent une mesure au 
sens de l’art. 61 CP. La plupart ont commis des 
actes de violence ou des infractions graves 
contre la propriété. En plus d’une peine pri-
vative de liberté, le tribunal a ordonné à leur 
encontre une mesure applicable aux jeunes 
adultes, car il a estimé qu’ils souffraient de 
graves troubles du développement de la per-
sonnalité, que l’infraction avait été commise 
en relation avec ces troubles et qu’il était 
vraisemblable qu’ils commettent de nou-
velles infractions s’ils ne bénéficiaient pas 
d’un traitement. La mesure vise à réduire ce 
risque et à préparer les jeunes concernés à 
vivre de manière autonome et responsable.

Agés de 18 à 25 ans à leur admission dans 
l’établissement, ces jeunes se trouvent dans 
la « phase à haut risque » en matière de cri-
minalité. A l’échelle mondiale, on observe en 
effet que les jeunes hommes de cette tranche 
d’âge sont plus enclins à commettre des in-
fractions et que le taux de criminalité dimi-
nue de manière significative à partir de 25 ans. 
C’est pourquoi, il était tout à fait pertinent 
d’introduire, lors de la révision du Code pénal 
en 2007, cet art. 61, qui prend notamment en 
compte le potentiel de risque et l’immaturi-
té psychosociale de certains jeunes adultes.

Cet article est pourtant de moins en 
moins appliqué depuis quelques années (voir 
graphique 1).

 Cette tendance ne saurait s’expliquer par 
le fait que la Suisse constitue une exception 
au regard de la courbe âge-criminalité. En ef-
fet, le nombre de jeunes adultes condamnés 
est resté relativement stable ces dernières 
années et on note un taux de condamnation 
particulièrement élevé chez les 25-29 ans (voir 
graphique 2).

 Si l’on se concentre uniquement sur les 
infractions de violence, on se rend par ailleurs 
compte que les jeunes adultes (tranche d’âge 
20 – 24 ans) arrivent en deuxième position, 
juste derrière les 25 – 29 ans, pour ce qui est 
des condamnations pour des actes de vio-

lence graves. Pour les actes de violence de 
moindre gravité, ils occupent même la pre-
mière place.

Causes possibles du recul des mesures au 
sens de l’art. 61 CP
Le fait que l’art. 61 CP soit peu appliqué, alors 
que les infractions sont fréquentes chez les 
jeunes adultes en raison de cette phase de 
développement, soulève une interrogation : 
qui sont ceux qui se retrouvent en détention 
et ceux qui font l’objet d’une mesure ? 

Des études scientifiques montrent que les 
critères d’application de l’art. 61 CP ne sont pas 
clairs dans la pratique. De plus, les manuels 
standards, tels que la CIM-10 et le DSM-5, ne 
fournissent aucune définition des « troubles 
du développement de la personnalité », qui 
sont pourtant un critère déterminant dans 
l’application de cet article. Il semble qu’il existe 
une marge de manœuvre importante dans le 
choix de la sanction, qu’il s’agisse d’une me-
sure institutionnelle, d’une mesure en milieu 
ouvert ou d’une peine privative de liberté.

Une solution a toutefois déjà été trou-
vée pour régler le problème de l’incertitude 
diagnostique. Un formulaire d’évaluation a 
ainsi vu le jour en 2021 afin de déterminer la 
présence de graves troubles du développe-
ment de la personnalité au sens de l’art. 61 CP. 
Cet instrument, qui permettrait d’obtenir un 
diagnostic précis, n’a cependant été que très 
rarement utilisé jusqu’à présent, ce qui limite 
son impact sur la pratique judiciaire.

De plus, les procureurs sont de plus en 
plus réticents à demander des expertises, 
ce qui pourrait également expliquer la dimi-
nution des mesures applicables aux jeunes 
adultes. On observe plutôt une tendance à 
soumettre plus fréquemment les personnes 
plus âgées à des expertises, qui donnent 
généralement lieu à une mesure au sens de 
l’art. 59 CP. La possibilité, qu’offre ce dernier 
de prolonger la mesure lorsqu’un risque éle-
vé de récidive est pronostiqué, alors qu’une 
mesure au sens de l’art. 61 CP ne peut excéder 
quatre ans, pourrait être importante dans 
ce contexte.

Carmelo Campanello est le directeur du 
centre d’exécution des mesures d’Uiti-
kon depuis 2023. Il a auparavant dirigé 
le foyer Burghof à Dielsdorf et acquis 
une longue expérience auprès des 
jeunes en tant que psychothérapeute et 
éducateur social. Il a étudié la psycholo-
gie, la psychopathologie de l’enfant et de 
l’adolescent ainsi que la criminologie. 

Sigrun Mützlitz occupe la fonction 
d’adjointe du directeur. Avant, elle 
a travaillé pendant de nombreuses 
années dans le domaine de l’aide à la 
jeunesse, de l’éducation spécialisée et 
au sein de Hautes Ecoles. Elle a étudié 
les sciences sociales, le travail social, 
les sciences politiques ainsi que la 
philosophie, et a suivi des formations 
continues en supervision et en gestion 
du changement, entre autres.
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Pistes envisageables pour relancer 
l’application de l’art. 61 CP
Il se peut que les changements observés dans 
l’application de l’art. 61 CP nécessitent une dis-
cussion plus approfondie sur les dimensions 
technique, pénale, médico-légale et éthique. 
Si l’on envisage une approche pragmatique 
pour relancer l’application de cet article, voici 
quelques considérations qui pourraient servir 
de base à cette discussion : 

Triage succinct en vue de décider de la 
nécessité d’une expertise
Un triage (screening) des jeunes adultes 
condamnés en particulier pour des infrac-
tions violentes et sexuelles, en fonction de 
leur profil de risque et de leurs besoins en 
matière de traitement, augmenterait la 
probabilité que des mesures au sens de 

l’art. 61 CP soient prononcées lorsqu’elles 
sont justifiées. La réalisation systématique 
d’un triage succinct, basé sur les huit prin-
cipaux facteurs de risque identifiés par 
Bonta ou sur l’outil FaST développé dans le 
cadre du projet ROS, permettrait de s’ap-
puyer sur des données pertinentes pour 
décider de la nécessité de réaliser ou non 
une expertise.

Faut-il une mesure « allégée » ?
Il pourrait être judicieux, en ce qui concerne 
les jeunes adultes, d’examiner si un tel triage 
pourrait, dans le cas de certains délits ou 
parcours, se révéler utile pour identifier les 
besoins en matière de traitement nécessaires 
à leur réinsertion sociale et à une réduction 
du risque de récidive, même si une mesure 
pénale ne se justifie pas dans leur cas.

Combinaison des art. 61 et 59 CP
En admettant que des réserves soient émises 
quant à la durée limitée (et donc nécessaire 
pour le traitement) des mesures au sens de 
l’art. 61 CP et donc qu’on leur préfère, le cas 
échéant, des mesures au sens de l’art. 59 CP, 
il conviendrait plutôt d’examiner comment 
ces deux types de mesures pourraient être 
combinés dans la pratique. 

Débat sur ce qui est utile dans le travail 
avec les jeunes adultes
Les adolescents représentent certes un groupe 
à haut risque en matière de criminalité, mais 
ils sont très réceptifs aux interventions qui 
favorisent leur développement, car le proces-
sus de maturation de leur cerveau n’est pas 
encore achevé. Un traitement efficace a par 
ailleurs des effets positifs non seulement au 
niveau de la prévention tertiaire, mais aussi 
sur le plan socio-économique. Des mesures 
qui portent leurs fruits sont donc bénéfiques 
tant pour l’individu lui-même que pour la 
société, un aspect qui avait déjà été pris en 
compte lors de l’introduction de l’art. 61 CP 
en 2007 et qu’il convient de ne pas négliger.

Réflexions relatives à une relance de 
l’application de l’art. 61 CP
Compte tenu de leur mandat et de la baisse 
de leur taux d’occupation, les établissements 
d’exécution des mesures doivent s’efforcer, 
à partir d’une analyse contextuelle appro-
fondie, d’adapter leur offre aux nouvelles 
évolutions et d’utiliser les données recueil-
lies pour se repositionner. Si l’on examine 
l’historique de l’art. 61 CP et son application 
dans le contexte de l’évolution du débat so-
cial, se pose la question de savoir par ail-
leurs si un instrument efficace pour mener 
à bien le travail avec les jeunes délinquants 
n’est pas sous-utilisé. Les premiers résultats 
de l’analyse contextuelle indiquent qu’il y a 
également eu, ces dernières années, des chan-
gements drastiques dans la pratique en ma-
tière d’affectation, qui dépassent largement 
le cadre institutionnel. Il convient donc, dans 
la prochaine étape d’examiner dans quelle 
mesure les données disponibles et les pistes 
d’action évoquées ici plaident en faveur d’une 
relance de l’application de l’art. 61 CP.
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Graphique 1 : On observe, aussi bien dans 
le canton de Zurich que dans l’ensemble 
de la Suisse, une tendance à appliquer de 
moins en moins l’art. 61 CP.

Graphique 2 : Condamnations selon l’âge
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La surpopulation carcérale n’est pas 
une fatalité
Un groupe de réflexion entend poser les bases d’un débat éclairé

Selon le Laboratoire romand sur la décrois-
sance carcérale, la surpopulation carcérale 
dans les cantons de Genève et de Vaud n’est 
pas une fatalité. Ce ne sont pas les solutions 
qui manquent, mais la volonté politique de 
changer de cap qui fait défaut. C’est pour-
quoi le groupe de réflexion souhaite, à travers 
une série de publications, informer le débat 
public sur les causes et les conséquences de 
la surpopulation carcérale, et proposer des 
pistes d’action.

Le Laboratoire romand sur la décroissance 
carcérale est un espace collaboratif composé 
d’une vingtaine de membres issus des milieux 
politique et judiciaire, de la société civile et 
du monde universitaire, qui participent au 
programme de recherche « Décroissance car-
cérale : Géo-ethnographie du réductionnisme 
carcéral et des alternatives non pénales », 
mené par l’Université de Genève et soutenu 
par le Fonds national suisse (FNS). Dans son 
premier policy brief, le Laboratoire souligne 
que la Suisse est, en comparaison internatio-
nale, un pays qui recourt avec modération à 
l’emprisonnement. Son taux d’incarcération 
s’est maintenu au cours des trente dernières 
années autour de 80 pour 100 000 habitants, 
soit en dessous de la moyenne européenne. Le 
taux d’occupation des prisons a également 
toujours été inférieur à 100 %. Cependant, ces 
moyennes nationales masquent de grandes 
disparités régionales.

Une culture punitive plus marquée
Alors que le taux d’occupation en Suisse alé-
manique est de 86 %, il atteint 101 % en Suisse 
latine, selon le policy brief. Ce sont principale-
ment les cantons de Genève (109 %) et de Vaud 
(115 %) qui font grimper ce chiffre, car « ces deux 
cantons [étant] les seuls à connaître une sur-
population carcérale chronique ». Les autorités 
pénales compétentes citent trois causes pour 
expliquer ce phénomène : le manque de places 
de détention, les spécificités de la criminalité 

sévissant dans leur canton et le manque de 
marge de manœuvre laissée par le droit pé-
nal. Elles ne s’appuient toutefois sur aucune 
donnée fondée. Dans son étude scientifique, 
le Laboratoire fournit une autre explication à 
la situation exceptionnelle que connaissent les 
cantons de Genève et de Vaud : « une culture 
pénale plus marquée que dans le reste de la 
Suisse, qui a pour conséquence un recours ac-
cru aux incarcérations ».

Construire plus, incarcérer plus
Les places de détention ne manquent pas dans 
les cantons de Genève et de Vaud, qui en ont 
même proportionnellement davantage que le 
reste de la Suisse. Pour le Laboratoire, le phéno-
mène de la « spirale ascendante » (construire 
plus, incarcérer plus) est particulièrement 
flagrant dans ces deux cantons, où l’exten-
sion du parc pénitentiaire a été accompagnée, 
depuis le début des années 2000, par une aug-
mentation significative du taux d’incarcéra-
tion, alors même que la plupart des infractions 
passibles d’une peine privative de liberté sont 
en recul dans toute la Suisse.

Il n’y a par ailleurs pas de criminalité spé-
cifique dans les cantons de Genève et de Vaud, 
puisque d’autres cantons urbains et frontaliers 
sont également touchés par le tourisme cri-

minel. Or, ni le canton de Bâle-Ville ni celui du 
Tessin ne connaissent le phénomène de surpo-
pulation carcérale. Le taux de criminalité ne 
peut pas non plus expliquer la surpopulation 
carcérale, car d’autres cantons urbanisés pré-
sentant un taux de criminalité tout aussi élevé 
affichent des taux d’incarcération nettement 
inférieurs. L’exemple le plus frappant est celui 
de Bâle-Ville, dont le taux d’incarcération est 
2,3 fois inférieur à celui de Genève.

Marge de manœuvre des cantons
Tous les cantons suisses appliquent le même 
code pénal, mais ce dernier leur laisse une 
certaine marge de manœuvre, tant dans la 
conduite de la politique criminelle que dans la 
fixation des peines. Les variations peuvent être 
influencées par des sensibilités politiques et 
culturelles différentes selon les régions. D’après 
le Laboratoire, on observe ainsi de longue date 
que la Suisse romande est davantage caracté-
risée par une culture pénale punitive que la 
Suisse alémanique.

« Les écarts entre les cantons suisses 
montrent que des politiques moins répressives 
sont possibles sans compromettre la sécurité 
publique ». Dans les prochains numéros de la 
série, le Laboratoire souhaite proposer des 
transformations concrètes et applicables. (gal)

L’Etablissement pénitentiaire de Champ-Dollon à Genève est confrontée à un problème de surpopulation chronique. 
Photo : Keystone
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Entre thérapie et sécurité : constatations
empiriques sur le droit des mesures 
Une étude comble en partie une lacune de la recherche

Existe-t-il des différences entre les per-
sonnes condamnées à une mesure ambu-
latoire, à une mesure institutionnelle ou 
à un internement ? Et, si oui, quelles sont-
elles ? Une étude du canton de Zurich y ap-
porte des réponses en se fondant sur des 
données empiriques sur la pratique relative 
au prononcé de ces mesures.

Thierry Urwyler 

Les mesures pénales portent une atteinte 
considérable à la liberté des personnes qui 
en font l’objet. Alors que la légitimité et la 
proportionnalité de cette atteinte suscitent 
de vives discussions parmi les spécialistes, 
les données empiriques sur la pratique re-
lative au prononcé de ces mesures font dé-
faut. Une étude réalisée par le département 
Recherche et développement de l’Office de 
l’exécution judiciaire et de la réinsertion du 
canton de Zurich (JuWe) contribue à com-
bler en partie cette lacune. Elle s’est pen-
chée sur les expertises, les jugements et les 
extraits du casier judiciaire de 307 hommes 
détenus dans l’établissement pénitentiaire 
de Pöschwies et qui exécutaient, entre 2013 
et 2018, l’une des mesures prévues par les 
art. 59 CP (groupe SB, « personnes soumises 
à un traitement institutionnel »), art. 63 CP 
(groupe AB, « personnes soumises à un trai-
tement ambulatoire » ; uniquement en paral-
lèle à l’exécution d’une peine) et art. 64 CP 
(groupe V, « personnes internées »).

Des antécédents judiciaires pour une 
grande majorité 
En ce qui concerne l’âge de ces personnes au 
moment de leur condamnation, il est appa-
ru que celles qui étaient internées étaient 
nettement plus âgées que celles soumises à 
un traitement ambulatoire ou institutionnel 
(45 ans contre 33 ans en moyenne). La grande 
majorité des personnes sur lesquelles portait 
l’étude avaient des antécédents judiciaires, 
indépendamment du groupe auquel elles 
appartenaient (AB : 82 %, SB : 89 %, V : 95 %). 
En examinant la gravité des infractions an-
térieures, des différences sont toutefois ap-
parues entre les groupes : les personnes qui 
exécutaient une mesure ambulatoire avaient 
été condamnées moins souvent pour des in-
fractions violentes ou à caractère sexuel et 
étaient également moins nombreuses à avoir 
écopé de peines privatives de liberté de plus 
de 24 mois. Alors que seule une personne 

concernée par une mesure ambulatoire sur 
cinq avait déjà fait l’objet d’une mesure pé-
nale, c’était le cas d’une personne sur deux 
parmi celles soumises à une mesure au sens 
des art. 59 ou 64 CP.

Concernant les éléments constitutifs de 
l’infraction mentionnés dans le jugement 
de référence, les infractions contre la vie 
et l’intégrité corporelle étaient les plus re-
présentées au sein de tous les groupes (AB : 
59 %, SB : 50 %, V : 62 %). Les infractions à ca-
ractère sexuel étaient plus fréquentes chez 
les personnes condamnées à une mesure 
privative de liberté (SB : 44 %, V : 58 %) que 
chez celles faisant l’objet d’un traitement 
ambulatoire (27 %). Les personnes internées 
s’étaient vu infliger les peines privatives de 
liberté les plus longues, avec une moyenne 
de 8,5 ans, contre 6 pour les personnes sou-
mises à un traitement ambulatoire et 5 pour 
les personnes condamnées à un traitement 
institutionnel. De plus, une irresponsabilité 
ou une responsabilité restreinte avait été 
plus souvent constatée chez les personnes 
prises en charge en milieu institutionnel 
et celles qui étaient internées que chez 
celles traitées en ambulatoire (AB : 68 %, 
SB : 82 %, V : 87 %).

Pour ce qui est du diagnostic, les troubles 
liés à l’utilisation de substances (CIM-10 F1 ; 
AB : 57 %, SB : 48 %, V : 37 %) ainsi que les 
troubles de la personnalité et du comporte-
ment (CIM-10 F6 ; AB : 64 %, SB : 84 %, V : 84 %) 
étaient prédominants dans tous les groupes. 
Cependant, les troubles de la personnalité et 
du comportement étaient moins fréquents 
chez les personnes faisant l’objet d’un traite-
ment ambulatoire que dans les deux autres 
groupes.

Des profils de risque supérieurs à la 
moyenne
Les outils d’évaluation des risques ont ré-
vélé des profils de risque supérieurs à la 
moyenne pour tous les types de mesures, 

Thierry Urwyler est professeur assis-
tant de droit pénal et de procédure 
pénale à l’Université de Zurich. De 
2018 à février 2025, il a travaillé en 
tant que Senior Researcher au sein du 
département Recherche & Développe-
ment de l’Office de l’exécution judi-
ciaire et de la réinsertion du canton 
de Zurich (JuWe).
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par rapport aux valeurs de référence éta-
blies pour chaque outil. Des différences 
ont toutefois pu être observées entre les 
différents groupes. En effet, les personnes 
soumises à un traitement ambulatoire pré-
sentaient en moyenne des scores de psy-
chopathie moins élevés à la Psychopathy 
Checklist-Revised (PCL-R) que celles prises en 
charge en milieu institutionnel, qui, à leur 
tour, affichaient des scores inférieurs à ceux 
des personnes internées (AB : 18 points ; SB : 
22,2 points, V : 25,6 points). De plus, le risque 
de récidive pour les infractions à caractère 
sexuel était plus faible chez les personnes 
faisant l’objet d’un traitement ambulatoire, 
avec un score de 5,6 points au Sex Offender 
Risk Appraisal Guide (SORAG), que chez celles 
placées en milieu institutionnel et celles qui 
étaient internées (SB : 20,6 points, V : 19,2 
points). En revanche, aucune différence n’a 
été constatée entre les groupes concernant 
le risque de récidive pour les infractions 
violentes, évalué à l’aide du Violence Risk 
Appraisal Guide (VRAG).

Nécessité de règles plus précises 
concernant le risque de récidive
Dans une perspective globale, l’étude montre 
que le traitement ambulatoire est la mesure 
ordonnée en premier lieu à l’encontre des per-
sonnes ayant des antécédents judiciaires, et 
qu’on ne recourt à des mesures privatives de 
liberté plus restrictives qu’en cas de troubles 
psychopathologiques plus graves, d’infrac-
tions plus lourdes et de risque de récidive ac-
cru. Cette approche est conforme au cadre lé-
gal et respecte le principe de proportionnalité. 
Il convient toutefois de noter qu’il n’a pas été 
possible d’établir une correspondance entre la 
pratique et le cadre légal sur un point essen-
tiel, car les tribunaux n’ont pas encore quan-
tifié le risque de récidive juridiquement dé-
terminant. Les résultats de l’étude montrent 
que les personnes faisant l’objet d’une mesure 
présentent un profil de risque supérieur à la 
moyenne mais, en l’absence de règles précises 
à ce sujet dans la loi, il est impossible de dé-
terminer si ce profil de risque élevé rend la 
récidive suffisamment probable. Il est donc 

nécessaire que des règles plus précises concer-
nant le risque de récidive légalement requis 
voient le jour dans la jurisprudence.

Les résultats présentés ici constituent un 
point de départ pour mener une discussion 
factuelle sur l’état actuel et l’évolution du droit 
des mesures. L’étude ne permet toutefois de 
tirer des conclusions que sur la pratique au 
moment où les mesures sont ordonnées. Tou-
tefois, la problématique essentielle du droit 
des mesures au regard des droits fondamen-
taux réside dans la durée de ces mesures, car 
les art. 59, 63 et 64 CP ne définissent pas de 
durée maximale. A cet égard, il serait perti-
nent de réaliser des études complémentaires 
sur la durée des mesures et les éventuelles 
conversions de celles-ci.

Version publiée : Thierry Urwyler/Michael 
Weber/Michal Dreifuss/Theres Werhold/André 
Tatjes/Andreas Naegeli/Astrid Rossegger/Jé-
rôme Endrass/Marcel Aebi, Anordnungspraxis 
bei Massnahmen nach Art. 59, Art. 63 und Art. 
64 StGB, Nouvelle revue de criminologie et de 
politique pénale, 2/2024 : p. 4 à 17.

Pour les besoins de l’étude, les expertises, les jugements et les extraits du casier judiciaire de 307 hommes détenus dans l’établissement pénitentiaire de Pöschwies ont été
examinés. Cet établissement accueille des hommes majeurs, condamnés à une peine privative de liberté d’au moins un an, à une mesure institutionnelle ou à un internement.
Photo: Urs Jaudas, JuWe
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Des maisons de détention à la place 
des grandes prisons 
Un mouvement européen milite en faveur de modèles d’exécution alternatifs en phase avec le XXIe siècle

L’ONG Rescaled Europe préconise le rempla-
cement des établissements pénitentiaires 
classiques par des maisons de détention 
plus petites et plus locales intégrées à la 
communauté – un modèle applicable éga-
lement aux mineurs.

Kaspar Meuli

L’objectif est ambitieux : Rescaled Europe a 
déclaré la guerre aux « structures dépassées » 
dans l’exécution des sanctions pénales. L’ONG 
s’est donné pour mission de remplacer tous les 
établissements pénitentiaires surdimension-
nés en Europe par des « maisons de détention » 
qui reposent sur trois piliers : un fonctionne-

ment à petite échelle, des offres différenciées 
pour répondre aux besoins des détenus et une 
intégration dans la communauté. 

Fondée en 2019, l’organisation estime que 
nombre d’établissements pénitentiaires exis-
tants sont obsolètes, ce qui entravent la mise en 
œuvre des pratiques pénales contemporaines 
en Europe. « Nous voulons par conséquent re-
penser le système au sein de l’ordre juridique 
et de la justice pénale d’aujourd’hui », peut-on 
lire sur le site internet de l’ONG. « Nous propo-
sons un modèle alternatif qui nous paraît plus 
adapté aux exigences du XXIe siècle ».

Le mouvement, né il y a moins de dix ans, 
compte toutefois déjà des membres dans vingt 
pays et fait parler de lui sur la scène politique 

européenne. En 2024, les ministres de la Justice 
des 27 Etats membres de l’UE se sont prononcés 
à l’unanimité en faveur de la création de mai-
sons de détention à petite échelle. En outre, la 
vision de Rescaled est déjà devenue une réalité 
dans de nombreux endroits. L’ONG a réperto-
rié des dizaines « d’exemples inspirants » dans 
toute l’Europe, dont un grand nombre dans le 
domaine de l’exécution des peines et mesures 
applicables aux mineurs. Le KVJJ d’Amsterdam 
en fait partie. Géré par les autorités péniten-
tiaires néerlandaises en collaboration avec une 
ONG, il s’agit de l’un des cinq établissements 
de taille réduite pour mineurs aux Pays-Bas. Il 
accueille huit adolescents et jeunes hommes 
de 12 à 23 ans en détention provisoire ou en 

Le KVJJ La Haye est l’un des cinq établissements pour mineurs à petite échelle des Pays-Bas qui sont répertoriés comme exemples inspirants par l’ONG Rescale. 
Photo : willemjandebruin fotografie

46  prison-info 2/2025



International

exécution de sanction. L’un des principes fon-
damentaux de ces établissements à petite 
échelle est de permettre la poursuite des ac-
tivités usuelles dans la mesure du possible. Les 
jeunes pensionnaires vont à l’école, travaillent, 
ont accès aux services sociaux ordinaires ou 
participent à des activités de loisirs à proxi-
mité de la maison de détention, située dans 
un quartier résidentiel bien desservi.

Apprendre de l’étranger
Vu de Suisse, un tel environnement n’a, a prio-
ri, rien d’extraordinaire. Que peuvent donc 
retirer les établissements helvétiques de ce 
mouvement européen ? « La vision de Rescaled 
s’insère parfaitement dans le paysage de l’exé-
cution des sanctions en Suisse. Celui-ci vise 
en effet à promouvoir l’intégration tout en 
ménageant les ressources, mais il peut encore 
être développé », déclare Laura von Mandach, 
du Centre suisse de compétences en matière 
d’exécution des sanctions pénales (CSCSP). 
Diverses préoccupations de Rescaled revêtent 
également de l’importance dans notre pays, 
ajoute-t-elle, comme la nécessité, pour les 
établissements, de favoriser une approche 
personnalisée et des interactions basées sur 
la confiance, conformément au principe de 
la sécurité dynamique. « Ce concept est bien 
établi chez nous, même s’il n’est pas encore 
appliqué dans l’ensemble du pays ». Laura von 
Mandach souligne par ailleurs que « petit », 
dans le contexte helvétique, ne signifie pas 
nécessairement « meilleur ». Les petits établis-
sements ont encore une marge de progression, 
notamment en ce qui concerne, par exemple, 
les soins de santé ou l’encadrement nocturne.

D’une manière ou d’une autre, il vaut donc 
la peine de jeter un coup d’œil à ce qui se fait à 
l’étranger. Rescaleds’intéresse en tous les cas 
à la Suisse. L’ONG a en effet repéré plusieurs 
établissements dont il est possible de s’inspirer 
pour atteindre les objectifs visés. L’établisse-
ment du Simplon, à Lausanne, figure déjà sur 
la liste des exemples de bonnes pratiques. Il 
dispose de 40 places pour hommes et femmes 
en régime de semi-détention, l’objectif étant le 
maintien de l’intégration professionnelle grâce 

au travail externe. Rescaled s’est penché sur cet 
établissement vaudois dans le cadre d’un pro-
jet de recherche européen. Le foyer Lindenfeld 
à Emmen (LU), l’établissement de semi-déten-
tion de Winterthour (ZH) et le centre d’exécu-
tion des peines et mesures de Klosterfiechten 
(BS) font également partie des établissements 
exemplaires qui peuvent servir de modèle.

Des approches innovantes pour les 
mineurs délinquants 
Les établissements suisses repérés par Res-
caled ne sont pas spécifiquement axés sur 
l’exécution des peines et des mesures appli-
cables aux mineurs. L’Autriche, en revanche, 
place de grands espoirs dans les maisons de 
détention pour mineurs préconisées par le 
mouvement pour les jeunes délinquants. « En 
Autriche, il existe une forte volonté de chan-
gement dans l’exécution des sanctions ap-
plicables aux mineurs tant sur le terrain que 
sur le plan politique », déclare Tamara Höfer, 
de l’ONG Richtungswechsel. « Le moment est 
donc propice pour mettre la dimension re-
lationnelle au premier plan et travailler de 
manière plus personnalisée à l’avenir. Pour 
ce faire, nous nous inspirons des expériences 
faites ailleurs en Europe ». C’est ainsi qu’en 
mai dernier, Richtungswechsel a organisé, en 
collaboration avec le ministère public chargé 
des affaires pénales des mineurs de Salzbourg 
et Rescaled, la première conférence interna-

tionale sur la détention des mineurs. « Nous 
voulions mettre en avant des approches pro-
metteuses dans l’exécution des sanctions chez 
les mineurs », explique Tamara Höfer. Lors de 
cette conférence qui s’est tenue à Salzbourg, 
125 spécialistes issus de 16 pays ont échangé 
leurs expériences avec des modèles de déten-
tion alternatifs à petite échelle.

Parmi eux, le vice-ministre de la Justice 
de la République tchèque, Karel Dvořák. Dans 
un message vidéo, il a souligné l’importance 
des meilleures pratiques internationales, car 
il n’existe actuellement, dans son pays, au-
cune structure de détention de taille réduite 
pour mineurs. Il s’est clairement prononcé en 
faveur de la mise en œuvre des conclusions du 
Conseil de l’UE relatives aux formes de déten-
tion à petite échelle ainsi que d’une pratique 
plus humaine, davantage axée sur la réinser-
tion. Irmela Abrell, de l’établissement Seehaus 
à Leonberg, en Allemagne, a dépeint, quant à 
elle, le déroulement des journées dans une 
institution adaptée au groupe cible et imbri-
quée dans le tissu communautaire local. Le 
Seehaus est dédié à l’exécution des sanctions 
pénales pour mineurs « sous forme libre ». Le 
quotidien à Leonberg repose non pas sur le 
contrôle et la punition, a-t-elle souligné, mais 
sur la confiance, la responsabilisation et les 
interactions positives. « Nous ne nous concen-
trons pas sur ce qui est allé de travers, mais sur 
ce qui peut aller bien désormais ». 

L’établissement du Simplon à Lausanne, qui 
accueille 40 hommes et femmes en semi- 

détention, est le premier exemple de bonne 
pratique répertorié par Rescale en Suisse.

Photo: Etat de Vaud / Service pénitentiaire
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Brèves

Le Tribunal fédéral rejette le recours d’un homme interné

Le Tribunal fédéral (TF) a rejeté le recours 
d’un homme condamné pour assassinat, qui 
contestait les conditions d’internement. Il a 
refusé d’entrer en matière considérant que 
le recours n’était pas suffisamment motivé. 
L’intéressé avait repris pour l’essentiel les ar-
guments déjà présentés devant le Tribunal 
administratif du canton d’Argovie. En 1991, 
le tribunal d’arrondissement de Brugg l’avait 
condamné à une peine privative de liberté de 
16 ans pour assassinat et d’autres infractions 
graves. En 2005, il avait été interné après avoir 
purgé sa peine. Dans une requête déposée en 
juillet 2021, il a demandé un réexamen des 
modalités d’exécution de l’internement, et 
a notamment critiqué le fait que celles-ci ne 
se distinguaient guère de celles d’une peine. 

Six mois plus tard, il a été admis dans une 
unité réservée aux personnes internées, où 
il était soumis à un autre régime. Il a néan-
moins maintenu la requête présentée. Le 
service de l’exécution des sanctions pénales 
du canton d’Argovie a rejeté cette dernière, 
estimant qu’elle avait été satisfaite. Appelé à 
statuer sur renvoi du Tribunal fédéral en 2023, 
le Tribunal administratif a dû examiner sur le 
fond les critiques formulées par l’intéressé, 
qui soutenait que ses conditions d’interne-
ment, l’organisation de son temps libre et ses 
possibilités de travail étaient contraires à la 
Convention des droits de l’homme, mais il a 
conclu que ce n’était pas le cas. L’intéressé a 
de nouveau interjeté appel de cette décision 
devant le TF.

Une justice zurichoise plus adaptée aux enfants

Les enfants et les adolescents participant à 
une procédure judiciaire doivent bénéficier 
d’un traitement adapté à leur âge. La Direc-
tion de la justice et de l’intérieur du canton 
de Zurich souhaite que ce principe soit mis 
en œuvre au sein de ses différentes unités. 
En 2021, elle a lancé le projet « Child-frien-
dly Justice », dont est issu le rapport inti-
tulé « Kindgerechte Zürcher Justiz » (« Une 
justice zurichoise adaptée aux enfants »). 
Présenté par les autorités lors d’une confé-
rence de presse en mai dernier, ce dernier 
dresse tout d’abord un état des lieux dans 
les cinq unités concernées par les procé-
dures susceptibles d’impliquer des enfants, 
à savoir le Ministère public, le service char-
géde la justice pénale des mineurs, l’office 
communal, l’office de l’exécution judiciaire 
et de la réinsertion et le bureau cantonal 
d’aide aux victimes. Il présente par ailleurs 
des mesures visant à rendre davantage les 
procédures adaptées aux enfants. Raccour-
cir la durée des procédures judiciaires, par 
exemple, reste un défi à relever. Un objectif 
ambitieux est en outre de permettre à tous 

les professionnels amenés à intervenir dans 
des procédures impliquant des enfants de 
bénéficier de formations initiales et conti-
nues spécifiques.

Roland Zurkirchen, premier procureur des 
mineurs, a montré, en prenant l’exemple du 
service chargé de la justice pénale des mi-
neurs, ce que ce dernier a déjà mis en place 
pour permettre une prise en charge plus 
adaptée aux enfants. Les procureurs des mi-
neurs veillent ainsi à utiliser, tant dans leur 
correspondance écrite que lors des auditions, 
un langage compréhensible et adapté à l’âge 
des enfants et des adolescents. Grace à l’effi-
cacité du service de médiation pénale pour les 
mineurs et les efforts déployés pour proposer 
des formations initiales et continues spéci-
fiques aux procureurs des mineurs, le service 
chargé de la justice pénale des mineurs a déjà 
obtenu de très bons résultats en matière de 
« justice adaptée aux enfants ». M. Zurkirchen 
souhaite aller encore plus loin à moyen et 
long terme en accélérant les procédures, en 
renforçant la médiation et en poursuivant 
les efforts en matière de formation. 

Nomination de Thomas Sutter à 
la tête de l’Unité Exécution des 
peines et des mesures de l’OFJ

 
 

A compter du 1er février 2026, Thomas Sutter 
prendra ses fonctions en tant que chef de 
l’Unité Exécution des peines et des mesures 
de l’Office fédéral de la justice (OFJ), suc-
cédant ainsi à Ronald Gramigna, qui pren-
dra sa retraite à la fin janvier 2026. Thomas  
Sutter est titulaire d’un doctorat de la Facul-
té de philosophie de l’Université de Zurich,  
a obtenu un Master en « Applied Criminology, 
Penology and Management » à l’Université 
de Cambridge et un Certificate of Advanced 
Studies (CAS) en « Philosophie und Manage-
ment » à l’Université de Lucerne. A partir de 
2006, il a occupé divers postes au sein du 
Service de l’exécution des sanctions pénales 
et de la résinsertion du canton de Zurich 
(JuWe) et a été, à partir de 2018, successi-
vement directeur adjoint puis directeur a.i.  
de la Prison Zürich West.
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La détention administrative sous le feu des critiques

Chaque année, environ 3000 personnes 
sont placées en détention administrative en 
Suisse pour une durée pouvant aller jusqu’à 
un an et demi. Cette forme de détention 
n’a pas pour but de punir, mais de garantir 
que les étrangers dont la demande d’asile 
a été rejetée en Suisse quittent le pays. Les 
conditions de la détention administrative 
devraient donc clairement se distinguer de 
celles dans les établissements pénitentiaires. 
Or en pratique, ce n’est souvent pas le cas, 
comme le dénonce l’Observatoire suisse du 
droit d’asile et des étrangers (ODAE) dans son 
nouveau rapport intitulé « Enfermé.e – La dé-
tention des étrangers en Suisse ». Les centres 
de détention eux-mêmes ne remplissent la 
plupart du temps pas les conditions requises 
pour établir cette distinction. Ceci s’explique 
par le fait que presque tous les centres de 
détention en vue du renvoi sont d’anciennes 
prisons avec de hauts murs, des grilles et des 
barbelés. De plus, la liberté de mouvement y 

est fortement restreinte, et les périodes d’en-
fermement en cellule sont parfois dispropor-
tionnées. L’ODAE exige que les personnes en 
détention administrative puissent se dépla-
cer aussi librement que possible et qu’elles 
aient accès à des programmes d’occupation. 
La détention en vue du renvoi relève de la 
compétence des cantons. Dans une prise 
de position écrite adressée à la SRF en juin, 
la Conférence des directrices et directeurs 
des départements cantonaux de justice et 
police (CCDJP) a déclaré : « Les cantons tra-
vaillent depuis des années à mettre en place 
une organisation qui respecte le principe de 
la séparation entre la détention en vue du 
renvoi et les autres formes de détention, et 
ont réalisé des progrès considérables dans ce 
domaine. Une séparation immédiate et com-
plète serait impossible à mettre en œuvre 
sur un plan logistique et entraînerait des 
coûts extrêmement élevés».

Ronald Gramigna représentera la Suisse au sein du CPT

En juin dernier, le Comité des Ministres du 
Conseil de l’Europe a élu Ronald Gramigna 
comme nouveau représentant de la Suisse 
au sein du Comité européen pour la préven-
tion de la torture (CPT, www.cpt.coe.int). Ce 
comité a pour mission de vérifier, dans tous 
les pays européens, si le traitement des per-
sonnes privées de liberté dans les établisse-
ments pénitentiaires, les postes de police, 
les centres de détention administrative, les 
cliniques psychiatriques et les autres insti-
tutions de privation de liberté est conforme 
aux normes européennes. Ronald Gramigna 
prendra ses nouvelles fonctions au sein du 
CPT au début 2026.
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L’association « Perspective » 
sera dissoute

Fondée en 2018 dans le but de promouvoir et 
de professionnaliser à l’échelle nationale le 
travail avec les proches de personnes déte-
nues, l’association « Perspective » a annoncé 
sa dissolution à la fin de l’année. Elle indique 
avoir réussi, ces dernières années, à mettre 
en relation les différents acteurs concernés 
et à attirer l’attention sur ce sujet au niveau 
national, concordataire et cantonal tout en 
sensibilisant les professionnels et les orga-
nisations au sein et en dehors du système 
pénitentiaire. L’une de ses principales préoc-
cupations a été de soutenir les familles avec 
enfants : « A cette fin, nous avons adapté 
un livret existant en français au contexte 
suisse alémanique et le mettons gratuite-
ment à disposition. Ce livret vise à aider les 
proches à aborder le sujet de la détention 
d’un parent avec leurs enfants ». Après sept 
ans d’activité, l’association peut se prévaloir 
d’avoir « suscité une importante prise de 
conscience. » Convaincue qu’il sera possible 
à l’avenir de combler les lacunes qui existent 
en matière de travail avec les proches dans 
l’exécution des peines en Suisse, l’associa-
tion a donc décidé de cesser son activité 
à la fin de l’année et de confier, en toute 
confiance, ses projets en cours à d’autres 
instances compétentes.

LU : Des places de détention supplémentaires à Wauwilermoos 

Cet été, un conteneur abritant 19 cellules destinées, entre autres, à l’exécution des peines 
en milieu ouvert a été installé temporairement dans la prison de Wauwilermoos, pour 
un coût d’environ 1,6 million de francs. Le pavillon E, situé à proximité, est désormais 
utilisé pour l’exécution des peines privatives de liberté de substitution en milieu fermé, 
ce qui est possible car il a été utilisé pendant dix ans à la détention en vue du renvoi et 
répond donc à des normes de sécurité suffisantes. Au total, sept places en régime ouvert 
et douze en régime fermé ont ainsi été ajoutées. L’établissement dispose désormais de 
87 places de détention, contre 68 auparavant. Au cours des prochaines années, la prison 
de Wauwilermoos sera rénovée et agrandie en plusieurs étapes, la fin des travaux étant 
prévue pour 2034.   

BE : Ouverture d’une deuxième section pour mineurs à la prison régionale de Thoune 

La prison régionale de Thoune dispose depuis 
quatre ans d’une section spécialisée dans l’ac-
compagnement des mineurs ayant commis 
des infractions. L’Office de l’exécution judi-
ciaire a publié un communiqué dans lequel il 
dresse un bilan positif des résultats obtenus 
avec cette section. Parallèlement, la demande 
de places dans ce type d’infrastructures n’a 

cessé d’augmenter ces dernières années, rai-
son pour laquelle une deuxième section pour 
mineurs a été créée. Située à proximité de 
la première afin de favoriser les synergies, 
elle peut accueillir 16 autres mineurs ayant 
commis des infractions, ce qui porte à 27 le 
nombre total de jeunes pris en charge à la 
prison régionale de Thoune. Le secteur pour 

mineurs est strictement délimité de celui des 
détenus adultes. Les mineurs en détention 
sont encadrés par des éducateurs et du per-
sonnel spécialement formé. Ils accomplissent 
des travaux domestiques, cuisinent réguliè-
rement ensemble et ont accès à diverses ac-
tivités de loisirs. 
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Opposition à la fabrication 
de plaques d’immatriculation 
dans les prisons 

De plus en plus de cantons confient la pro-
duction de leurs plaques d’immatriculation 
à des prisons. Après quatre cantons romands 
et le Tessin, Berne est le sixième canton qui 
fera, à partir de mars 2026, fabriquer ses 
plaques d’immatriculation par des détenus, 
en l’occurrence à la prison de Thorberg. Selon 
un article de la NZZ, d’autres cantons comme 
les Grisons et Lucerne, devraient bientôt 
suivre. Comme le souligne le quotidien, cette 
évolution ne fait cependant pas l’unanimité. 
L’entreprise Plaque Suisse, jusqu’à présent le 
principal fabricant de plaques d’immatricu-
lation en Suisse, craint non seulement pour 
son activité, mais aussi pour les emplois des 
personnes en situation de handicap. Selon 
elle, la concurrence déloyale des fournis-
seurs à bas prix provenant du secteur pé-
nitentiaire pourrait nuire aux perspectives 
d’emploi de ces personnes sur le marché du 
travail régulier. D’autres voix s’élèvent par 
ailleurs contre cette pratique : dans la NZZ du 
12 septembre 2025, le Conseiller d’Etat UDC 
Werner Salzmann a déclaré qu’il y voyait là 
un « risque pour la sécurité », craignant que 
des délinquants n’acquièrent des connais-
sances sensibles : « Le fait que des criminels 
apprennent à fabriquer des plaques faciles 
à falsifier est extrêmement risqué ».

VS : René Duc nommé chef du 
Service de l’application des 
peines et mesures

Le Conseil d’Etat a nommé René Duc à la 
tête du Service de l’application des peines et 
mesures (SAPEM). Agé de 54 ans, il succède 
à Georges Seewer, qui a fait valoir son droit 
à la retraite en septembre dernier. René Duc 
a auparavant dirigé pendant dix ans l’Office 
des sanctions et des mesures d’accompagne-
ment (OSAMA), où il était chargé de la mise en 
œuvre des décisions prononcées par les au-
torités judiciaires. Titulaire d’une licence en 
psychologie de l’Université de Genève et d’un 
diplôme en expertises psycho-judiciaires de 
l’Institut universitaire Kurt Bösch, à Sion, il a 
exercé en tant que psychologue assistant au 
Service universitaire de psychiatrie de l’âge 
avancé de l’Etat de Vaud de 1998 à 2005, puis 
comme psychologue-psychothérapeute au 
sein de l’Unité de traitement des addictions 
de l’Etat de Fribourg. De 2007 à 2015, il a tra-
vaillé comme psychologue légal pour la Fon-
dation valaisanne de probation. Par ailleurs, 
il est également depuis 2015 juge assesseur 
auprès du Tribunal des mineurs.

AG : Abandon de la procédure 
d’appel d’offres pour un nouveau 
système de détection à l’Etablisse-
ment pénitentiaire de Lenzbourg 

 
Depuis 2017, l’établissement pénitentiaire de 
Lenzbourg est équipé d’un système capable 
de détecter les petits objets volants qui s’ap-
prochent à moins de dix mètres des lieux. 
Une fois le signal d’alerte émis, le personnel 
pénitentiaire peut intervenir, par exemple, 
en utilisant un pistolet à filet pour captu-
rer les appareils. Au début, le système dé-
clenchait régulièrement de fausses alertes, 
parfois causées par des oiseaux. Plusieurs 
améliorations ont depuis été apportées : les 
fausses alertes sont moins fréquentes et, de-
puis 2019, le système est même capable de 
détecter des projectiles (par ex., des balles 
de tennis). Cependant, le fabricant allemand 
Rheinmetall ne prendra plus en charge le sys-
tème à partir de 2026, car il ne fournit plus 
ce type de systèmes et les pièces de rechange 
que pour un usage militaire. C’est pourquoi 
le canton d’Argovie a lancé un appel d’offres 
public pour l’acquisition, l’installation et la 
maintenance d’un nouveau système de dé-
tection, mais aucun fabricant n’a répondu 
aux spécifications techniques ou aux autres 
exigences. Les systèmes proposés ne dé-
tecteraient que les drones et aucun autre 
objet volant, ce qui est cependant essentiel 
pour cet établissement de si grande taille, 
comme l’a souligné Pascal Payllier, du service 
de l’exécution des sanctions pénales. Il est 
pour l’heure difficile de savoir quelle sera la 
suite ; le canton examine actuellement les 
options possibles.
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NE : Shirley Favre, nouvelle direc-
trice de l’Etablissement d’exécu-
tion des peines de Bellevue

Depuis le 1er décembre, Shirley Favre occupe le 
poste de directrice de l’Etablissement d’exé-
cution des peines de Bellevue (EEPB) à Gor-
gier. Diplômée en leadership et management 
ainsi qu’en gestion d’entreprise, elle a notam-
ment travaillé pour l’Armée suisse, où elle a 
en particulier assuré la mise en place de plans 
stratégiques pour le compte de cette dernière 
et a par ailleurs été responsable du dévelop-
pement du personnel et de la gestion des 
équipes multidisciplinaires pour des bases 
logistiques, supervisant plusieurs centaines 
de collaborateurs.

Complètement rénové en 2018, l’EEPB 
est un établissement de haute sécurité doté 
d’une capacité d’accueil de 65 places ser-
vant à l’exécution de différents régimes de 
détention.

FR : Crédit accepté pour l’agran-
dissement de l’Etablissement  
pénitentiaire de Bellechasse 

Le 26 septembre, les électeurs fribourgeois 
ont accepté le crédit de 53 millions de francs 
pour l’agrandissement de l’Etablissement 
pénitentiaire de Bellechasse. Le projet com-
prend la construction d’une nouvelle prison 
centrale pour la détention avant jugement et 
d’un nouveau bâtiment pour la semi-déten-
tion et le travail externe, ainsi que l’extension 
nécessaire de la cuisine et du parking. Les 
travaux , dont le début est prévu en 2026, de-
vraient durer environ deux ans et demi. Après 
l’agrandissement, l’ancienne prison centrale 
de la Basse-Ville de Fribourg sera fermée. Elle 
ne répond en effet plus aux normes actuelles, 
la Commission nationale de prévention de la 
torture ayant d’ailleurs à plusieurs reprises 
pointé du doigt les conditions de détention 
qui y règnent. Le bâtiment classé monument 
historique sera utilisé à d’autres fins à l’ave-
nir. A la suite d’un processus participatif avec 
la population, trois types d’utilisation ont été 
mis en évidence : une auberge de jeunesse 
ou des logements étudiants, une pépinière 
d’indépendants ou un projet accessible au 
public ne générant que peu ou pas de nui-
sances sonores.

BE : Un nouveau directeur pour 
la prison régionale de Berthoud

A compter du 1er janvier 2026, Simon Preier 
endossera le rôle de directeur de la prison ré-
gionale de Berthoud, succédant ainsi à Mar-
cel Klee Reusser, qui dirige actuellement cet 
établissement depuis son ouverture en 2012 
et qui rejoindra désormais l’Office de l’exécu-
tion judiciaire en qualité de chef suppléant 
de la Section de la détention.

Depuis 2021, Simon Preier est membre de 
la direction élargie de l’établissement péni-
tentiaire de Thorberg, où il dirige le service 
de sécurité. Il a auparavant travaillé deux 
ans dans le secteur privé et neuf ans comme 
officier de carrière. Au sein de l’armée, il a 
principalement été responsable de ques-
tions concernant l’instruction de base et 
l’instruction des cadres. Dans le domaine de 
l’exécution judiciaire, il a suivi la formation 
de base destinée aux personnes en début 
de carrière dispensée par le Centre suisse 
de compétences en matière d’exécution des 
sanctions pénales.

ZH : Un projet pilote démontre l’efficacité du système d’alerte pour les femmes victimes de violence

Zurich est le premier canton à avoir testé la 
surveillance électronique dynamique dans 
le contexte de violences domestiques. Ce 
système consiste à faire porter un appareil 
de localisation tant aux auteurs de ces vio-
lences qu’aux victimes. Comme l’a annoncé 
en septembre la Direction de la justice et de 
l’intérieur du canton de Zurich, le projet pi-
lote mené pendant une année a montré que 
ce type de surveillance fonctionne bien dans 
l’ensemble. Le système permet de s’assurer 

en permanence que les mesures imposées 
par les autorités en cas de violences domes-
tiques, telles que les interdictions géogra-
phiques et de contact, sont bien respectées. 
Ainsi, un auteur présumé doit, par exemple, 
se tenir à moins de deux kilomètres du lieu 
de travail et du domicile de la victime. Il doit 
également respecter une certaine distance 
par rapport à la victime elle-même. En cas de 
non-respect de ces distances, le système dé-
clenche une alerte qui permet aux autorités 

d’intervenir. Selon le communiqué, le projet 
pilote a également mis en évidence qu’une 
utilisation de la surveillance électronique dy-
namique, limitée au canton de Zurich n’était 
pas pertinente. Les compétences requises, 
les temps de réaction et la couverture géo-
graphique nécessitent en effet une mise en 
œuvre coordonnée entre les cantons. Le can-
ton de Zurich souhaite donc promouvoir une 
solution intercantonale en étroite collabora-
tion avec la Confédération.
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Publications 
Marina Richter, Julia Emprechtinger (éd.)

Le travail social dans le paysage de l’exécution des sanctions 
pénales en Suisse

Edition Seismo
ISBN 978-3-03777-296-6
Cette publication, qui contient des contributions en français et en allemand, est également 
disponible en Open Access (libre accès). 

On ne s’est jusqu’à présent intéressé au tra-
vail social dans l’exécution des sanctions pé-
nales en Suisse (assistance de probation et 
exécution des peines et mesures) qu’en se 
limitant à des contextes et des institutions 
spécifiques. Il n’existait pas de vue d’ensemble 
de ce paysage hétérogène ni de son évolution 
historique. Cet ouvrage vise à combler cette 
lacune. Il se penche sur les différentes formes 

d’organisation, les disparités régionales et la 
manière dont les travailleurs sociaux arrivent 
à concilier aide et contrôle. Les expériences ti-
rées de divers projets de recherche montrent 
que le travail social a aujourd’hui non seu-
lement trouvé sa place dans l’exécution des 
sanctions pénales, mais qu’il joue également 
un rôle clé dans la mise en place d’un système 
humain et orienté vers les ressources.

Le monde carcéral à l’épreuve du genre et de la sexualité 

Dans sa thèse intitulée « Trouble dans la pri-
son. Le monde carcéral à l’épreuve du genre 
et de la sexualité », le sociologue genevois 
Jean-Sébastien Blanc s’est intéressé à la 
manière dont la prison façonne les normes, 
les représentations et les pratiques en ma-
tière de genre et de sexualité. Il aborde des 
thèmes tels que le harcèlement, la discrimi-
nation, les restrictions des droits sexuels, 
les conséquences psychologiques et so-
ciales de la détention, ainsi que les débats 
sur la diversité des genres et l’adaptation 
de la politique pénitentiaire aux besoins 

spécifiques des hommes et des femmes 
détenus. Ancré dans un cadre théorique 
pluridisciplinaire, puisant aussi bien dans 
les études sur le genre et la sexualité, la so-
ciologie carcérale, le droit pénitentiaire et la 
géographie carcérale, ce travail s’appuie sur 
un vaste ensemble de données empiriques 
obtenues lors d’études ethnographiques 
de terrain réalisées dans deux prisons de 
Suisse romande. 

Cette thèse peut être consultée à l’adresse 
suivante : https://archive-ouverte.unige.ch/
unige:185617
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« Les statistiques servent de point de repère. 
Quand on considère les hommes qui « likent » 
des contenus islamistes sur Internet, il est utile 
de savoir que parmi les personnes qui montrent 
des signes d’extrémisme, seule une sur 100 000 
devient violente. Il en va autrement des hommes 
qui harcèlent leur ex-petite amie. On sait, les 
concernant, que des violences sont commises  
dans un cas sur trois. »

Astrid Rossegger, psychologue et spécialiste en sciences forensiques, co-responsable de l’unité Recherche 
& Développement de l’Office de l’exécution judiciaire et de la réinsertion du canton de Zurich (JuWe). 
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Centre éducatif fermé de Pramont à Granges (VS) : Pour la for-
mation professionnelle, les jeunes ont le choix entre différents 
ateliers, dont l’atelier de carrosserie.  Photo : Peter Schulthess, 2019
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Regard sur le passé : Au cours de son histoire mouvementée, la for-
teresse d’Aarburg a servi, à partir de 1893, de « maison de correction 
pour jeunes délinquants et vauriens ». Depuis 1989, elle est connue 
sous le nom de Jugendheim Aarburg (foyer d’éducation d’Aarburg). 
La photo provient d’un reportage réalisé en 1931 pour le magazine 
L’Illustré. L’atelier de couture, qui était alors l’une des cinq principales 
activités proposées par l’institution, fermée en 1971, car on savait 
depuis longtemps que les apprentis qui y étaient formés n’avaient 
aucune chance sur le marché du travail.
Photo: Lothar Jeck (1898 – –1983) 
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